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Vorwort. 


Es  gibt  unter  der  bäuerlichen  Bevölkerung  der  böhmischen 
Länder  wohl  kaum  ein  Kechtsinstitut,  welches  sich  einer  größeren 
Verbreitung  erfreuen  und  zugleich  in  die  Besitz-  und  Familien- 
verhältnisse des  Bauernstandes  tiefer  eingreifen  würde,  als  das 
Ausgedinge.  Hiedurch  gewinnt  dasselbe  eine  besondere  Bedeutung 
in  der  Agrarpolitik.  Bei  den  wichtigsten  agrarpolitischen  Problemen 
der  Gegenwart,  so  bei  der  bäuerlichen  Besitz-,  Erbfolge-,  Ver- 
schuldungs-  und  Altersversicherungsfrage  stoßt  man  immer 
wieder  auf  das  Ausgedinge  und  wäre  es  jedenfalls  ein  Fehler, 
bei  Lösung  dieser  Fragen  dieses  wichtige  Institut  außeracht 
zu  lassen  und  zu  unterschätzen. 

Die  vorliegende  Arbeit  hat  den  Zweck,  über  dieses  vom 
agrarpolitischen  Standpunkte  bisher  ziemlicli  wenig  beachtete 
Institut  einiges  Licht  zu  verbreiten  und  dasselbe  einer  kritisclien 
Würdigung  zu  unterziehen.  Allerdings  ist  sie  bloß  ein  Versuch, 
weil  das  statistische  Material,  auf  welches  sie  sich  stützen  konnte, 
bisher  ein  äußerst  dürftiges  und  mangelhaftes  ist. 

In  böhmischer  Spraclie  ist  das  vorliegende  Buch  bereits  im 
Jahre  1900  erscliienen,  die  deutsche  teilweise  ergänzte  Ausgabe 
hat  sich  aus  dem  Grunde  verzögert,  weil  ich  die  Ergebnisse  der 
vom  mährischen  Landeskulturrate  veranstalteten  Erhebungen 
über  die  Ausgedingsverhältnisse  in  Mähren  abwarten  wollte. 
Leider  erwies  sich  diese  Verzögerung  als  fruchtlos,  nachdem  die 
Publikation  dieser  Erhebungen  auch  bis  jetzt  noch  immer  nicht 
erfolgt  ist. 

Ich  benütze  unter  Einem  die  Gelegenheit,  aller  derjenigen 
zu     gedenken,      denen     ich     anläßlich     dieser     Publikation      zu 


VI  Vorwort. 

besonderem  Danke  vcu'bunden  bin.  Es  sind  dies:  Herr  Prof. 
Dr.  Albin  Br;if,  dem  ich  die  erste  Anregung  zu  dieser  Arbeit 
verdanke,  Herr  Prof.  Dr.  P>ohus  Freiherr  v.  Rieger,  der  mir 
bei  Beschaffung  des  historischen  Materials  behilflich  war,  und 
Herr  Hof  rat  Pi*of.  Dr.  Eugen  P  h  i  1  i  p  p  o  v  i  c  li  v.  P  h  i  1  i  p  p  s  b  e  r  g, 
der  mir  durch  sein  freundliches  Entgegenkommen  die  Ver- 
öffentlichung  der  Arbeit  in  dieser  Sammlung  ermöglichte. 

Prai?,  im  Juli   1903. 


C.    H. 


I. 

Unter  dem  Ausgedingsvertrage  (contractus  vitalitius)  versteht 
man  ein  zweiseitiges,  zwischen  dem  Eigentümer  eines  unbeweglichen 
Gutes  und  seinem  Rechtsnachfolger  im  Eigentume  abgeschlossenes 
Rechtsgeschäft,  womit  jener  bei  der  Eigentumsübertragung  anstatt 
oder  neben  dem  Kaufpreise  sich  bestimmte  Nutzungen  auf  Lebens- 
zeit ausbedingt  ^).  Der  Rechtsanspruch  auf  diese  Nutzungen, 
eventuell  diese  Nutzungen  selbst,  heißen  dann  Ausgedinge,  Alten- 
teil, Auszug,  Leibgeding,  Leibzucht,  Ausbehalt,  Winkel^),  reser- 
vatum  rusticum^).  Gegenstand  der  Abtretung  ist  gewöhnlich  ein 


^)  Manche  erblickea  im  Aiisgedings vertrage  zwei  Rechtsgeschäfte : 
Den  Eigentumsabtretungsvertrag  als  Hauptgeschäft  und  die  Stipulierung 
des  Ausgedinges  als  pactum  adjectum.  (Runde:  „Die  Rechtslehre  von 
der  Leibzucht  oder  dem  Altentheile  auf  deutschen  Bauerngütern  nach 
gemeinem  und  besonderen  Rechten."  Oldenburg,  1805,  290.)  Andere 
sogar  ein  dreifaches  Rechtsgeschäft :  Den  Kauf-,  Erb-  und  Leibrenten- 
vertrag. (Kostetzky:  „System  der  politischen  Gesetze  Böhmens," 
Prag,  1819,  IIL,  185.)  Auch  Stubenrauch  spricht  von  einem  gemischten 
Vertrage.  (^Commentar  zum  österr.  allg.  bürgerl.  Gesetzbuche,"  Wien, 
7.  Aufl.,  1899,  IL,  576.)  Allerdings  kann  das  Ausgedinge  nicht  nur  auf 
einem  Vertrage,  sondern  auch  auf  letztwilliger  Verfügung  beruhen  z.  B. 
für  die  überlebende   Gattin. 

^)  Weitere  zahlreiche  Benennungen  des  Ausgedinges  werden 
angeführt  bei  Runde   a.   a.   O.    268. 

^)  Von  den  verschiedenen  Begriffsbestimmungen,  die  allerdings 
zwischen  dem  Ausgedingsvertrage  und  dem  Ausgedinge  selbst  oft  keine 
scharfe  Grenze  ziehen,  mögen  nachstehende  angeführt  werden:  ,, Der  In- 
begriff aller  Vortheile,  welche  einer  Person  bei  Auflösung  der  recht- 
lichen Verhältnisse,  in  welchen  sie  bisher  zu  einem  Bauernhofe  stand, 
aus  demselben  zum  lebenslangen  Unterhalt  angewiesen  werden,  heißt  die 
Leibzucht  oder  der  Altentheil."  (Runde :  a.  a.  0.  3.)  „Wenn  sich  der 
Eigenthümer  eines  unbeweglichen  Gutes  bei  Abtretung  desselben  an  einen 
Anderen  für  sich  oder  einen  Dritten  gewisse  Rechte,  Bezüge,  oder  Unter- 
haltsbeiträge auf  eine  gewisse  Zeit  oder  Ereignung  vorbehält,  so  wird 
dieses  häufig  mit  den  Namen  Ausgedinge,  Auszug,  Ausnahme,  böhmisch 
vyminek  und  vyminka  bezeichnet."  (Rössler:  „Über  das  Ausgedinge 
auf  Bauerngütern."  Prag,  1842,  1.)  „Die  ....  sogenannten  Auszüge 
oder  Ausgedinge,  da  nämlich  der  Käufer  oder  neue  Besitzer  für  den 
abgestifteten   (oder  sein  Gut  freywillig  übergebenden)  Unterthan  zeitlebens 
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der  landwirtschaftlichen  Produktion  dienendes  unbewegliches  Gut 


jährlich   ciu   gewisses   Quantum    am   Geldc  oder  Naturalien  abzugeben  ver- 
bunden    wird.     .     ."    (Kostetzk}'    a.   a.   0.   III.,    105.)     „Leibzuclit    ist 
die  lebenslängliche  Versorgung  in  freier  Wohnung  und  Naturalemolumcnten 
bestehend,  welche  der  abtretende  Bauerngutsbesitzer  aber  auch  der  Interims- 
wirth   nach   Auflösung   seines   Verhältnisses  und   die  Witwe  des   verlebten 
Hofinhabers   von   der  in   das   Gut  eintretenden  Familie  entweder  kontrakt- 
mäßig    oder    laut    partikularrechtlicher    Verordnung    verlangen    können." 
(Cr  eng  1er:    „Lehrbuch    des    deutschen    Privatrechts,"     Erlangen,    1854, 
IT.,    1423.)    „Altentheil   ist  der  bei  Abtretung  eines  Bauerngutes  gemachte 
Vorbehalt  von   Nutzungen   und   Leistungen  zur    lebenslänglichen    Alimen- 
tation  des   Abtretenden   oder  auch  anderer  Personen   z.   B.   seiner  Frau." 
(Dernburg:    „Lehrbuch   des  preußischen   Privatrechts,"    I.,   760.)   „Der 
Leibzuchtsvertrag  ist  die   Hingabe   eines    Werthobjektes   an   Dritte    gegen 
die    Verpflichtung    zur    Zahlung    von    lebenslänglichen    Renten    oder    zur 
leiblichen     Verpflegung    mit    Darreichung    von    Alimentationsmitteln,    Ge- 
stattung der  Wohnung  etc."    (Gerber:   „System   des  deutschen    Privat- 
rechts,"   Jena,   1895,    17.   Aufl.,    371.)    Was    die    einzelnen    privatrecht- 
lichen   Kodifikationen    anbelangt,    wird    das    Ausgedinge    im   preußischen 
Landrechte   und   zwar  folgendermaßen   definiert:    „Auszug  oder  Altentheil 
heißen   diejenigen    Vortheile,   welche   der    Übernehmer  einer   Rustikalstelle 
dem    vorigen    Besitzer    zu    seiner    Versorgung    auf    lebenslang    anweist." 
(Das  allgemeine  Landrecht  für  die  preußischen  Staaten  vom  5.  Februar  1794, 
I.   Teil,   XI.  Titel,    g   G02.)    Das    österreichische    allgemeine    bürgerliche 
Gesetzbuch    enthält   keine   Definition   des   Ausgedinges   und   erwähnt  diese 
Institution    gar    nicht,    nach    Rösslers   Meinung    (a.    a.    ().    19)    aus    dem 
Grunde,   weil    die   Ausgedingsverhältnisse  in  den  einzelnen  österreichischen 
Ländern     zu    große   Verschiedenheiten   aufweisen,     wahrscheinlicher    aber 
deshalb,   weil   die   Materie  in   das    agrarpolitische   Gebiet  hinübergreift  und 
die  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse  auf  verwaltungsrechtlichem  Wege,  daher 
durch    politische    Gesetze    geregelt  waren.    Von    den   Kommentatoren  des 
<>sterr.  bürgerl.   Gesetzbuches  definieren:   Nippel:  „.  .  .  .  der  sogenannte 
Auszug  .    .    .    .,  wodurch   der   Ubernehmer   eines  Bauerngutes  dem  vorigen 
Besitzer  zu  dessen  Versorgung  auf  lebenslang  gewisse  jährliche  Leistungen 
(im  Gelde  oder  in  Naturalien,  zur  Verpflegung  oder  Bewohnung)  zusichert." 
(„Erläuterung  des   allg.   bürgerl.   Gesetzbuches,"    Graz,    1835,   VIII.,  58.) 
Stubenrauch:     „.    .    .    .    das     sogenannte     Ausgedinge,   d.    i.    derjenige 
Vertrag,   vermöge   dessen  sich  der  Eigenthümer  eines  unbeweglichen  Gutes 
bei    Abtretung    desselben  an  einen  Anderen   für  sich    oder  einen   Dritten 
gewisse   Bezüge   oder  Rechte   auf  seine   Lebensdauer  oder  sonst  auf  eine 
bestimmte   Zeit  vorbehält,   mögen   dies,',   Bezüge  in    gewissen    Reichnissen 
oder  in   bestimmten   Dienstleistungen   oder  in   einem   Gestatten  bestehen." 
(„Commentar    zum    österr.    allg.   bürgerl.    Gesetzbuche,"    Wien,    7.   Aufl., 
1899,  IL,    573.)    Krainz-Pfaff    definiert    in    seinem    Systeme:     „Das 
Ausgedinge  ist  der  Inbegriff  der   Vortheile,  welche  der  Übernehmer  eines 
Bauerngutes  dem   vorigen   Besitzer  oder  dessen  Ehefrau  oder  auch  beiden 
zu   ihrer   Versorgung  für  ihre   Lebenszeit  zu  leisten  verspricht."    („System 
des   österr.   allg.   Privatrechts,"   Wien,   2.  Aufl.,    1894,  IL,  207,  Anm.  22.) 
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und  zwar  in  der  Regel  ein  Bauerngut  mittlerer  (Iröße  ^),  da  beim 
Großgrundbesitze  einerseits  und  bei  den  Parzellengütern  anderer- 
seits das  Ausgedinge  viel  seltener  vorkommt.  Hieraus  folgt  auch 
die  besondere  Bedeutung  des  Ausgedinges  für  den  eigentlichen 
Bauernstand. 

Der  Ausgedingler  und  sein  Nachfolger  im  Besitze  des 
Bauerngutes  sind  in  der  Regel  gegenseitig  keine  fremden  Per- 
sonen^ sondern  stehen  in  engem  verwandtschaftlichen  Verhältnisse, 
gewöhnlich  ist    es  Vater    und    Sohn^). 

Die  Art  und  der  Umfang  der  auf  Lebenszeit  ausbedungenen 
Nutzungen  sind  sehr  mannigfaltig.  Zuvörderst  schließt  das  Aus- 
gedinge beinahe  immer  den  Anspruch  auf  freie  Wohnung  ein. 
Der  Ausgedingler  kann  entweder  in  einer  gemeinschaftlichen 
Wohnung  mit  dem  Gutsbesitzer  hausen,  oder  aber,  was  die  Regel 
ist,  eine  besondere  Stube  bewohnen,  oder  endlich  ein  zu  diesem 
besonderen  Zwecke  errichtetes  Häuschen  (Leibzuchtkathe)  zur 
Benützung  angewiesen  bekommen. 

Was  die  sonstigen  Ansprüche  des  Ausgedinglers  anbetrifft, 
kann  man  zwischen  Ausgedinge  im  engeren  und  weiteren  Sinne 
unterscheiden.  Als  Ausgedinge  im  engeren  Sinne  kann  das- 
jenige Reclitsverhältnis  angeseben  werden,  wo  der  Ausgedingler 
Anspruch  auf  regelmäßige,  periodische  Leistungen  hat,  die 
geAvöbnlich  in  Naturalien  bestehen  und  deren  Art  und  Größe 
sehr  mannigfaltig  ist.  Solche  Leistungen  beziehen  sich  auf  die 
verschiedensten  Lebensbedürfnisse.  Sie  haben  zum  Gegenstande 
Getreide,  Mehl,  Brot,  Erdäpfel,  Hülsenfrüchte,  Milch,  Butter,  Käse, 

^)  Der  Begriff  eines  Bauerngutes  ist  historisch  rechtlichen  Ursprungs. 
Unter  Bauerngütern  wurden  bekanntlich  in  den  böhmischen  Ländern 
solche  Rustikalgüter  —  mochten  sie  schon  eingekauft  oder  uneingekauft 
sein  —  verstanden,  welche  in  den  Steuerkatastern  eingetragen  und  der 
ordentlichen  Kontribution  unterworfen  waren,  im  Gegensatze  zu  den 
Dominikaigütern,  von  denen  ein  Steuerextraordinarium  zu  leisten  war. 
Nach  Aufhebung  des  Untertänigkeitsverhältnisses  und  Regelung  der 
Grundsteuer  verlor  der  Begriff  des  Bauerngutes  zwar  seine  rechtliche, 
jedoch  nicht  seine  volkswirtschaftliche  Bedeutung.  Vom  wirtschaftlichen 
Standpunkte  wird  unter  Bauerngut  ein  Gut  mittlerer  Größe  verstanden, 
dessen  Ertrag  zur  Ernährung  einer  durchschnittlich  zahlreichen  Familie 
hinreicht  und  dessen  Bewirtschaftung  die  tätige  Mitwirkung  des  Besitzers 
bedingt.  Manchmal  wird  als  Kennzeichen  auch  die  Spannfähigkeit 
angenommen. 

^)  Runde  unterscheidet  zwischen  „Altentheil"  und  ^^Leibzucht", 
je  nachdem  der  Ausgedingler  und  der  Gutsbesitzer  verwandt  sind  oder 
nicht  (a.   a.   0.   4). 
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Fett,    Eier,     Fleisch,     Geflügel,     Salz,     frisches     und     gedörrtes 
Obst,    Honig,    Wachs,    Gemüse,    Wein,    (3l,    Holz,     Stroh,    Heu, 
Gewürze,  Kümmel,  Federn,  Flachs,  Garn  und  sonst  noch   vieles 
andere,  denn  hier  bleibt  der  kasuistischen  Vorsicht  der  vertrags- 
schließenden Parteien  ein  weites  Feld   erschlossen^).    Maßgebend 
sind  hicbei  individuelle,  aber  auch  klimatische,  Gewohnheits- u.  s.  w, 
Verhältnisse.  Ferner  kann  das  Ausgedinge  auch  in  verschiedenen 
Servituten  und  persönlichen  Diensten  bestehen,  so  im  Rechte  des 
Wasserbezuges,     des     freien    Durchganges,     in    der    Benützung 
bestimmter    wirtschaftlicher  Räumlichkeiten  und  Gebäude  (Vieh- 
ställe,   Scheunen,    Speicher,  Keller,  Dachboden,  Schuppen  u.  a.), 
im  Rechte  auf  unentgeltliche  Beischaffung  von  menschlichen  und 
tierischen  Arbeitskräften,  Geräten,  Fahrgelegenheiten  u.  s.  w.  An 
Stelle  oder  auch  neben  diesen  verschiedenen  Naturalabgaben  kann 
das  Ausgedinge  auch  in  Geldleistungen  bestehen.  In  diesem  Falle 
ändert    sich    allerdings    in    mancher    Beziehung    seine  Natur  und 
manche    Eigentümlichkeiten,    die    enge    mit  dessen  Naturaleigen- 
schaft  verknüpft  sind,  treten  dann  zurück.  Unter  Ausgedinge  im 
weiteren    Sinne  kann    man    endlich    diejenigen    Rechte    des  Aus- 
gedinglers  verstehen,  welche  nicht  im  Ansprüche  auf  periodische 
Natural-  oder  Geldleistungen  bestehen,  sondern  im  Nutznießungs- 
rechte   bestimmter    Grundstücke    (Acker,    Wiesen,    Gärten,    Hut- 
weiden, Weingärten)  oder    auch  nur  einzelner  Bäume,  Haustiere 
u.  a.     Hiemit    ist    gewöhnlich  noch    die  Verpflichtung  des    Guts- 
besitzers zu  bestimmten  Leistungen  verbunden,  welche  die  ordent- 
liche Bewirtschaftung  der  zur  Nutznießung  überlassenen  Grund- 
stücke   bedingen    (Beackern,    Besäen,    Grasmähen,   Obstpflücken, 
Getreidedrusch     u.    a.).     x4usgedinge     dieser     Art     unterscheiden 
sich    ebenfalls    Avesentlich  von  Naturalausgedingen  und  ist  dieser 
Unterschied  namentlich  vom  volkswirtschatts-  und  sozialpolitischen 
Standpunkte  von  Bedeutung. 

Andererseits  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  auch  der  Ausge- 
dingler  dem  Gutsbesitzer  gegenüber  bestimmte  Verpflichtungen 
übernimmt,  insbesondere  daß  er  sich  zur  Leistung  verschiedener 
landwirtschaftlicher  Aushilfsarbeiten  verpflichtet;  doch  kommt 
dies  seltener  vor  und  mit  Rücksicht  auf  das  höhere  Alter  und 
die  infolge  dessen  geschwächte  Arbeitskraft  des  Ausgedinglers 
hat  es  wenig  praktische  Bedeutung.  Neben  dem  Ausgedinge  der 
abtretenden  Eltern  kommt  endlich  manchmal  auch  ein  Ausgedinge 

^)  Vorgl.  Hansel:  „Die  Lehre  von  dem  Auszug  oder  der  Leil)- 
zucht,"   I-^ipzig,    1834,   105. 
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zu  Gunsten  der  minderjährigen  Geschwister  des  Gutsbesitzers 
vor.  In  diesem  Falle  hat  derselbe  die  Verpflichtung,  seinen  minder- 
jährigen Brüdern  und  Schwestern  bestimmte  Natural-  oder  Geld- 
abgaben zu  leisten,  oder  aber  für  ihre  Wohnung,  Verpflegung^ 
Bekleidung,  Erziehung,  Erlernung  eines  Gewerbes  u.  s.  w.  bis  zu 
ihrer  Großjährigkeit  oder  bis  zu  einem  bestimmten  Alter  Sorge 
zu  tragen.  Auch  diese  Art  des  Ausgedinges  unterscheidet  sich  in 
mancher  Beziehung,  insbesondere  durch  die  im  voraus  bestimmte 
Zeitdauer,  von  dem  Altersausgedinge. 

Mit  Rücksicht  auf  seine  rechtliche  Natur  berührt  das  Aus- 
gedinge verschiedene  privatrechtlichc  Sphären.  r)bzwar  es  ein 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  und  nicht  für  den  Todesfall 
•darstellt,  und  seinem  juristischen  Wesen  nach  mit  dem  Erbrechte 
nichts  zu  schaffen  hat,  ist  doch  andererseits  seine  praktische 
Bedeutung  für  die  Gestaltung  der  Vermögensverhältnisse  des 
Gutsbesitzers  nach  dessen  Tode  zweifellos :  Der  Gutsbesitzer 
regelt  diese  Verhältnisse  allerdings  noch  zu  seinen  Lebzeiten 
und  die  Wirkung  erfolgt  sofort,  also  noch  vor  seinem  Tode. 
Aber  mittelbar  hat  sein  Handeln  doch  den  Zweck,  daß  dessen 
Folgen  über  seinen  Tod  hinaus  wirken  sollen.  Die  Bestellung 
des  Ausgedinges  schließt  daher  die  Wirksamkeit  des  Erbrechtes 
aus,  es  antizipiert  dasselbe  ^).  Und  dieser  Zweck  des  Ausgedinges 
wird  um  so  eher  beabsichtigt,  wenn  das  geltende  Erbrecht  mit 
der  herrschenden  Volksüberzeugung  nicht  ganz  übereinstimmt, 
oder  mit  überlieferten  Gewohnheiten  und  mit  dem  Wesen  und 
den  Forderungen  der  landwirtschaftlichen  Produktion  im  Wider- 
spruche steht. 

Seinem  juristischen  Wesen  nach  ist  der  Ausgedingvertrag 
ein  Obligationsvertrag  ^),  der  durch  Eintragung  in  die  öffentlichen 

^)  Von  diesem  Standpunkte  betrachtet  insbesondere  das  französische 
Recht  die  Abtretung  der  Güter  seitens  der  Aszendenten  an  die  Deszen- 
denten (Code   civil  ^^9   918,   919,    1075   bis   1079). 

^)  Die  strittigen  Fragen  über  die  rechtliche  Natur  des  Ausgedinges 
(praktisch  auch  vom  gebührenrechtlichen  Standpunkte  von  Bedeutung), 
ob  dasselbe  ein  Kaufvertrag  mit  Vorbehalt  des  Gebrauchs  oder  Nutz- 
nießungsrechtes, eine  Schenkung  sub  modo  oder  mortis  causa,  ein  Leib- 
rentenvertrag, ein  Erbvertrag,  successio  anticipata  u.  s.  w.  sei,  über  die 
Entstehung  und  Erlöschung  des  Ausgedinges,  über  dessen  Inhalt  und 
Umfang,  übor  die  Rechtsverhältnisse  der  Parteien,  über  die  Klagsmittel 
behufs  Geltendmachung  desselben  u.  s.  w.,  werden  sehr  ausführlich  in 
zahlreichen  Monographien  erörtert,  die  das  Ausgedinge  vom  juristischen 
Standpunkte   behandeln.   So   namentlich:   Hilde  brandt:    „De   mansione 
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Grundbücher  dinglichen  Charakter  annimmt,  indem  die  Ver- 
pflichtung mit  dem  Eigentumsrechte  an  dem  Gute  selbst  ver- 
knüpft wird.  Das  x\usgedinge  wird  dadurch  eine  Reallast  ^). 

Auch  die  rechtliche  Natur  der  Reallasten  war  vom  Stand- 
punkte   der    Theorie    Gegenstand    häufiger  Kontroversen-).     Die 

constituta  et  reservata/-  Altorf,  1720,  Wernher:  „De  reservato,  vulgo 
Auszug,"  Wittenberg,  1727,  Krause:  „Dissertatio  circa  jura  et  mores 
reservatorum  rusticorum  praeprimis  Misnensium  vulgo  die  Auszüge  der 
Bauersleute,"  AVittenberg,  1729,  Henne:  „De  cessione  bonorum  liberis 
a  parentibus  adhuc  vivis  facta,"  Erfurt,  1760,  Moeller:  „Vom  Anschlag 
der  Güter  und  vom  Auszug  der  Eltern,"  Marburg,  1764,  Biener: 
„Quaestiones  juris  de  reservato,"  Leipzig,  1810,  der  bereits  citierte 
Runde:  „Die  Rechtslehre  von  der  Leibzucht  oder  dem  Altenthellc  auf 
deutschen  Bauerngütern  nach  gemeinem  und  besonderen  Rechten,"  Olden- 
burg, 1805,  Thierfeld:  „Der  Leibzuchtkontrakt  oder  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Auszügler  im  Königreich  Sachsen,"  Leipzig,  1827,  Mirus: 
„De  reservato  rustico,"  Leipzig,  1828,  der  ebenfalls  schon  citierte 
Hansel:  „Die  Lehre  von  dem  Auszug  oder  der  Leibzucht,"  Leipzig,  1834^ 
Puchta:  „Über  die  rechtliche  Natur  der  bäuerlichen  Grundabtretung 
und  mit  Altentheilsbestellung  besonders,"  Gießen,  1837,  Bielitz:  „Dar- 
stellung der  Rechtsverhältnisse  bei  dem  Altentheile  oder  Auszug  besonders 
nach  preußischen  Rechten,"  Leipzig,  1838,  endlich  der  ebenfalls  schon 
citierte  Rössler:  „Über  das  Ausgedinge  auf  den  Bauerngütern," 
Prag,  1842.  Ferner:  Menousek:  „Vymenek  a  jeho  postaveni  pfi  drazbe 
realni,"  Prag,  1898,  Worel:  „Vymenek  v  exekuci,"  Prag,  1902. 
Herbatschek:  „Ausgedinge  oder  Bauernversicherung?"  AVien,  1904. 
Außerdem  systematische  AVerke  über  das  deutsche  Privatrecht,  so  S  t  o  b  b  e  : 
„Handbuch  des  deutschen  Privatrechts,"  Berlin,  1871,  V.,  394  ff., 
Beseler:  „System  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts,"  Berlin,  1885, 
III,  127  ff.  In  der  österreichischen  Literatur  und  Judicatur  ist  die 
Meinung  vorherrschend,  daß  das  Ausgedinge,  insoweit  es  in  Naturai- 
oder  Geldleistungen  besteht,  nach  Analogie  der  ^§  1284  und  1285 
allg.  bürgerl.  Gesetzbuches,  welche  den  Leibrentenvertrag  behandeln,  zu 
beurteilen  sei.  So  Nippel:  „Erläuterung  des  allg.  bürgerl.  Gesetzbuches." 
Grazj  1835,  VIIT,  58,  St  üben  rauch:  „Commentar  zum  österr.  allg. 
bürgerl.  Gesetzbuche,"  AVien,  7.  Aufl.,  1899,  II,  573,  und  Entscheidungen 
des  obersten  Gerichtshofes  in  der  Sammlung  Glaser-Unger-AValther-Pfaff- 
Schey— Krupsky   Z.    3110,   4881,   5067,   5953,    13.712,   15.493. 

^)  Nach  ünger:  „System  des  österr.  allgemeinen  Privatrechts," 
Leipzig,  1856,  I.  567,  Anm.  51  in  allen  Fällen,  nach  Stubenrauch 
(a.  a.  0.  II,  575)  muß  das  Ausgedinge  nicht  immer  den  Charakter 
einer  Reallast  haben,  ähnlich  Duncker:  „Die  Lehre  von  den  Real- 
lasten in  ihren  Grundzügen,"  Marburg,  1837,  187.  Vergl.  auch  Stieb  er: 
„Uhrazovaci   kapital   sluzebnosti   a   reälnich   bfemen,"    Prag,    1902,    36  ff. 

^)  Vergl.  namentlich:  Beseler:  a.  a.  0.  I,  409  fl".,  Stobbe: 
a.  a.  0.  II,  1,  206  ff.,  Gengier:  a.  a.  0.  I,  286  ff.,  Duncker: 
a.   a.   0.   I.   und   H. 
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abstrakten  RechtsbegrifFe  des  rezipierten  römischen  Rechtes 
stießen  hier  auf  gewisse  Institutionen,  die  dem  wirtschaftlichen 
Leben  des  römischen  Volkes  gänzlich  fremd  waren.  Anders  war 
es  bei  den  Germanen  und  Slaven.  Hier  haben  tatsächliche  wirt- 
schaftliche Bedürfnisse  und  die  bestehende  Agrarverfassung 
Rechtsinstitute  ins  Leben  gerufen,  welche  dem  importierten 
römischen  Rechte  allerdings  als  fremdartige  Elemente  erschienen 
und  die  sich  in  das  festgefügte  römischrechtliche  System  nicht 
eingliedern  ließen. 

Doch  das  wirkliche  Leben  macht  vor  keinem  noch  so  kunst- 
vollen Systeme  juristischer  Konstruktionen  Halt  und  tat- 
sächliche Verhältnisse,  welche  Ausfluß  organisch -gesellschaft- 
licher Entwicklung  sind  und  ihre  Wurzeln  in  wirklichen  wirt- 
schaftlichen Bedürfnissen  haben,  verschaffen  sich  schließlich  durch 
eigene  innere  Kraft  auch  in  den  Rechtssystemen  volle   Geltung. 


II. 

Das  Ausgedinge  ist  eine  uralte  Institution^).  Höchst- 
wahrscheinlich hängt  sein  Ursprung  mit  der  Ausgestaltung  des 
individuellen  Grundeigentums  zusammen.  Das  Grundeigentum 
bewahrte  bei  den  Indogermanen  sehr  lange,  bei  manchen  slavischen 
Völkern  bis  heute  einen  Kollektivcharakter  in  der  Gestalt  des 
Familieneigentums  fZadrugaj  ^).  Das  unbewegliche  Gut  bildete 
unteilbares  Eigentum  der  gesamten  Familie  oder  des  ganzen 
Stammes  und  wurde  auf  patriarchalische  Weise  verwaltet.  Hiemit 
war  vorgesorgt,  daß  dasselbe  ungeteilt  im  Besitze  der  Familie 
verbleibe,  ohne  daß  erst  die  Erlassung  bestimmter  erbrechtlicher 
Vorschriften,  welche  bereits  die  Existenz  des  individuellen  Privat- 
eigentums voraussetzen,  notwendig  war. 

Wesentlichen  Wandel  in  diesen  rechtlichen  Verhältnissen  hatte 
der  Übergang  zu  intensiveren  Betriebsformen  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion  zur  Folge,  welche  mit    der    kollektiven    Form 


^)  Rö  ssler  in  seiner  „Abhandlung  über  das  Erbrecht  und  die 
Erbfolge  des  Bauernstandes"  (Themis,  N.  F..  VII.,  1843,  99)  sagt 
hierüber:  „Ein  Institut,  das  offenbar  aus  den  frühesten  Zeiten  herrührt, 
tief  in  den  Eigenthumsverhältnissen  des  Bauernstandes  wurzelt  und  noch 
heutzutage   allgemein   als   gebräuchlich   fortlebt." 

^')  Aus  der  reichhaltigen  Literatur  möge  nur  erwähnt  werden: 
Utiesenovic:  „Die  Hauskommunionen  der  Südslaven,"  Wien,  1859, 
Kadlec:    „Rodinny   nedil,"    Prag,    1898. 
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des  Grundeigentums  nicht  in  Einklang  zu  bringen  waren.  Aus 
diesem  Grrunde  findet  man  in  den  germanischen  Gemeinden  das 
individuelle  Eigentum  zuerst  bei  Gärten  und  Ackern  und  zuletzt 
bei  den  extensiv  bewirtschafteten  Hutweiden  und  Wäldern  (All- 
menden) vor.  Die  Folge  dieser  alhnähligen  Entwickelung  war, 
daß  auch  in  den  einzelnen  Zadrugas  die  großjährigen  Söhne 
sich  vom  Familiengute  absonderten,  wodurch  Anlaß  zur  weiteren 
Fortbildung  des  Privateigentums  gegeben  war.  Diese  Entwickelung 
fand  bei  einzelnen  slavischen  Völkern  in  sehr  verschiedenen 
Zeiten  statt.  Bei  den  Südslaven,  Kleinrussen  und  Slovaken  kann 
man  bis  heutzutage  gewisse  restliche  Formen  des  zadrugaartigen 
Kollektiveigentums  antreffen,  Avogegen  bei  den  auf  höherer  wirt- 
schaftlicher Stufe  stellenden  Böhmen  und  Polen  diese  Eigentums- 
form bereits  ganz  verschwunden  ist^). 

Erst  in  diesem  Stadium  wurde  die  gesetzliche  Regelung 
des  Erbrechtes  zur  dringenden  Notwendigkeit.  Allerdings  war 
ein  solches  bereits  in  den  Land-  und  Stadtrechten  enthalten,  aber 
seine  Wirksamkeit  erstreckte  sich  bloß  auf  den  Adel  und  auf 
die  Stadtbevölkerung^'). 

Bezüglich  der  bäuerlichen  Bevölkerung  mangelte  es  an 
solchen  gesetzlichen  Vorschriften  fast  gänzlich.  Hier  war  in  der 
Regel  die  Rechtsgewohnheit  ausschlaggebend  und  mit  zunehmender 
Erstarkung  des  Untertänigkeitsverhältnisses  öfters  auch  die  bloße 
Willkür  der  Obrigkeiten,  welche  bei  den  bäuerlichen  Verlassen- 
schaftsabhandlungen das  entscheidende  Wort  mitzureden  hatten. 

Dieser  Mangel  an  gesetzlichen  Vorschriften,  betreffend  das 
bäuerliche  Erbrecht,  dauerte  bis  zur  Zeit  Maria  Theresias.  Erst 
mit  dem  Hofdekrete  vom  20.  Dezember  1770  wurde  wenigstens 
hinsichtlich  der  sogenannten  eingekauften  Bauerngüter,  bei  denen 
das  geteilte  Eigentum  der  Untertanen  anerkannt  Avar,  das  Intestats- 
erbrecht  geregelt.  Dagegen  Avurde  auf  die  nichteingekauften  Bauern- 
güter den  Untertanen  kein  erbrechtlicher  Anspruch  zuerkannt. 
Neu  geregelt  Avurde  das  Erbrecht  und  zAvar  hinsichtlich  sämt- 
licher   Bauerngüter    mit    dem    Patente    A^om    3.    April    1787    und 


^)  Kadlec:  a.  a.  0.  100,  Kalousek:  „0  staroceskem  prave 
dedickem  a  kräloAskein  präve  odumrtnim  na  statcich  svobodnych  v  Cechäch 
i   na   Morave,"    Prag,    1894. 

^)  Wocel:  „O  staroceskem  pravu  drdickein,"  PrH,g,  1861, 
Jirecek:  „Slovanskr  pravo  v  Cechach  a  na  Morave,"  Prag,  1863, 
Celakovsky:  „Pravo  odi'imrtnc'  ke  statkum  zpu])nym  v  Cechach," 
Prag,   1882,   Kalousek:   a.   a.   Ö. 
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endlich  mit  dem  Patente  vom  29.  Oktober  1790  (in  Böhmen  vom 
6.  Mai  1791;  1). 

Die  unentwickelten  Formen  des  bäuerlichen  Erbrechtes  und 
die  Ungewohntheit  des  Tcstierens  bieten  eine  genügende  Erklärung 
für  die  Entstehung  des  Brauches^  daß  der  Bauer  das  noch  zu 
Lebzeiten  des  Vaters  übernommene  Bauerngut  wieder  dem  Sohne 
mit  Vorbehalt  einer  lebenslänglichen  Naturairente  übergab.  Der 
Rentenkauf  war  eine  alte  Institution  des  deutschen  Rechtes  und 
auch  in  den  Stadtrechten  häufig  verbreitet  ^j.  Um  so  mehr  trat 
das  Bedürfnis  einer  solchen  Institution  bei  der  Landbevölkerung 
hervor.  Beim  Herren-  und  Ritterstande  war  dasselbe  nicht  in  dem 
Maße  dringend^  weil  hier  das  Lehensrecht,  die  häufige  AbSchließung 
von  Erbverträgen  und  später  auch  die  Institution  der  Fidei- 
kommisse  einen  ausreichenden  Ersatz  boten.  Auch  die  bürgerliche 
Stadtbevölkerung  empfand  kein  älmliches  Bedürfnis.  Bei  der 
ländlichen  Bevölkerung  hielt  hingegen  die  Sorge  um  die  Erhaltung 
des  Gutes  im  Besitze  der  Familie  den  Bauer  dazu  an,  eine  Ver- 
fügung zu  treffen,  damit  noch  zu  seinen  Lebzeiten  die  Übergabe 
des  Gutes  an  seinen  Sohn  erfolge.  Andererseits  war  er  dazu 
genötigt  wegen  persönlicher  Unfähigkeit  zur  weiteren  Guts- 
bewirtschaftung infolge  Abnahme  physischer  Kräfte  und  behufs 
Sicherung  einer  angemessenen  Altersrente.  Hierin  ist  jedenfalls 
der  Ursprung  des  Ausgedinges  zu  suchen. 

Tatsächlich  findet  man  auch,  daß  bereits  uralte  Rechts- 
denkmäler, so  beispielsweise  die  westfälischen  autonomen  Bauern- 
rechte vom  Jahre  1363  die  Institution  des  Ausgedinges  als  einen 
alten  V^olksgebrauch  erwähnen  ^j.  Insbesondere  enthalten  aber  die 
Fartikularrechte  verschiedener  deutscher  Länder  im  XVII.  und 
XVIII.  Jahrhunderte  zahlreiche  Normen  über  das  Ausgedinge, 
woraus  geschlossen  werden  darf,  daß  diese  Institution  bereits 
zu  jenen  Zeiten  sehr  verbreitet  war  und    sich    eingelebt    hatte*). 


^)  Rö  ssler:  „Abhandlung  über  das  Erbrecht  und  die  Erbfolge  des 
Bauernstandes"  (Themis,  N.  F.  VIT.,  1843),  Tomaschek:  „Über  die 
in  Gralizien  geltende  Erbfolge  in  Bauerngüter,"  (Zeitschrift  für  österr. 
Rechtsgelehrsamkeit  und  ])ol.  Gesetzkunde,  1840,  I.),  Unger:  „Das 
österr.  Erbrecht,"  18G4,  §  44,  a,  Grrünberg:  „Die  Bauernbefreiung 
und  die  Auflösung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses  in  Böhmen, 
Mähren  und   Schlesien,"    Leipzig,   1893,   II.,    318,   410. 

^)  Der  Rentenkauf  kommt  in  den  deutschen  Städten  schon  im 
XIII.   Jahrhunderte   vor  (Stobbe:   a.    a.    0.   III.,    346). 

^)   Runde:   a.    a.    O.    2G.     Vergl.    auch   H  e  r  b  a  t  s  c  h  e  k  :    a.   a.   0. 

'^)   Zahlreiche    interessante    gesetzliche    Normen,    womit    die    Aus- 
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Was  insbesondere  die  Ausgedingsvcrliältnisse  in  den  böhmisclien 
Ländern  anbetrifft,  so  waren  dieselben  in  Böhmen  und  Mähren  mit 

gedingsverhältnisse  in  verschiedenen  deutschen  Ländern  geregelt  waren? 
werden  von  Runde  angeführt.  So  in  Hessen  die  Verordnung  vom 
Jahre  1535,  in  Henneberg  die  Landesordnung  vom  Jahre  1539  und 
das  Reskript  vom  Jahre  IGll,  in  Ravensberg  die  Eigentumsordnung 
vom  Jahre  1669,  in  Minden  die  Eigentumsordnung  vom  Jahre  1741,  in 
Osnabrücli  die  Eigentumsordnung  vom  Jahre  1722,  in  Münster  die  Eigen- 
tumsordnung vom  Jahre  1770  und  1783,  in  Paderborn  das  Edikt  vom 
Jahre  1724  und  die  Bauernordnung  vom  Jahre  1765,  in  Schauenburg 
die  PoHzeiordnung  vom  Jahre  1615  und  die  Bauernordnung  vom  Jahre  17  74, 
in  Lippe  die  Polizeiordnung  vom  Jahre  1620,  1767  und  1781,  in 
Oldenburg  die  Verordnung  vom  Jahre  1730,  in  Calenberg  die  Vorschrift 
vom  Jahre  1734  und  die  Bauernordnung  vom  Jahre  1 772,  in  Lüneburg 
die  Verordnung  vom  Jahre  1688  und  1699,  in  Wolfenbüttel  die  Ver- 
ordnung vom  Jahre  1737,  in  Hildesheim  die  Polizeiordnung  vom 
Jahre  1665  und  die  Verordnungen  vom  Jahre  1766  und  1781,  in 
Schleswig-Holstein  das  Regulativ  vom  Jahre  1787  und  die  Verordnung 
vom  Jahre  1796,  in  Mecklenburg-Pommern  die  Bauernordnung  vom 
Jahre  1702,  in  Brandenburg  die  Verordnung  vom  Jahre  1683,  in  Preußen 
das  Landrecht  vom  Jahre  1685  und  1794,  in  Schlesien  das  Zirkulare 
vom  Jahre  17  74  und  1785,  in  Sachsen  der  Befehl  vom  Jahre  1681, 
das  Generale  vom  Jahre  1709,  das  Reskript  vom  Jahre  1710,  die 
Gerichtsordnung  vom  Jahre  1724,  das  Reskript  vom  Jahre  1726,  der 
Generalbefehl  vom  Jahre  1740,  das  Mandat  vom  Jahre  1743  und  1747, 
der  Befehl  vom  Jahre  1773,  das  Generale  vom  Jahre  1784,  in  Weimar 
das  Zirkulare  vom  Jahre  1769,  in  Altenburg  das  Mandat  vom  Jahre  1770, 
das  Zirkulare  vom  Jahre  1776  und  das  Mandat  vom  Jahre  1785,  in 
Sachsen-Gotha  das  Mandat  vom  Jahre  1781,  in  Marburg  das  Post- 
skriptum vom  Jahre  1739,  die  Verordnung  vom  Jahre  1773,  17  75, 
1784  und  1787,  in  Hanau  die  Verordnung  vom  Jahre  1742  und  das 
Regulativ  vom  Jahre  1762,  in  Waldeck  die  Verordnung  vom  Jahre  1736, 
in  Nassau  die  Landesordnung  vom  Jahre  1616  und  1778,  in  Fulda  die 
Verordnung  vom  Jahre  1715  und  die  Edikte  vom  Jahre  1736,  1758, 
17  73  und  1785,  in  Mainz  die  Verordnung  vom  Jahre  1719  und  1724, 
in  Westfalen  die  Polizeiordnung  vom  Jahre  1723  und  die  Verordnung 
vom  Jahre  1753,  in  Recklinghausen  die  Verordnung  vom  Jahre  1769, 
in  Speier  die  Verordnung  vom  Jahre  1767,  1783  und  1787,  in  Baden 
die  Landesordnung  vom  Jahre  1622,  1710,  1732,  1740,  1750,  1771, 
17  74  und  1780,  in  Württemberg  die  Landesordnung  vom  Jahre  1610,, 
in  Ansbach  die  Verordnung  vom  Jahre  1697,  in  Hohenlohe  das  Land- 
recht vom  Jahre  1737,  in  AVürzburg  das  Dekret  vom  Jahre  1711  und 
die  Verordnung  vom  Jahre  1751,  in  Bamberg  das  Landrecht  vom 
Jahre  1769,  in  Bayern  das  Landrecht  vom  Jahre  1616,  Codex  juris 
bavarici  judiciarii  vom  Jahre  1753  und  Codex  Maximilianeus  civilis  vom 
Jahre  1756,  in  Salzburg  die  Verordnung  vom  Jahr'  1677,  das  Generale 
vom  Jahre  1689  und  die  Befehle  vom  Jahre  1698,  1762,  1764 
und    1771. 
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den  Keskripten  vom  27.  August  1752 '^),  vom  31.  August  1753 -), 
vom  12.  Mai  1770 ^j  und  mit  dem  Patente  vom  24.  Mai  1771^),  in 
Schlesien  mit  dem  Hofdekrete  vom  6.  März  1773  und  vom  7.  Sep- 
tember 1793^)  geregelt.  Den  Anlaß  zur  Regelung  dieser  Verhältnisse 
und  des  bäuerlichen  Erbrechtes  überhaupt  hat  insbesondere 
Freiherr  v.  Kresse!  durch  seine  anonyme  Denkschrift  vom 
Jahre  1769^)  gegeben,  auf  welche  dann  der  an  das  bcihmische 
Gubernium  gerichtete  Bericht  des  ständischen  Landesausschusses 
vom  12.  Jänner  1770^)  reagierte.  Aus  der  späteren  Zeit  betrafen  die 
Ausgedingsverhältnisse  die  Gubernialverordnung  vom  30.  Novem- 
ber 1794^),  das  Hofdekret  vom  7.  August  1795 '-'j,  die  Gubernial- 
verordnung vom  3.  Oktober  1795^^),  das  Hofkanzleidekret  vom 
30.  Juli  182911),  die  Allerh.  Entschließung  vom  5.  Februar  183312) 
und  die  Gubernialverordnung  vom  17.  Mai  1833  ^^). 

Bei  allen  diesen  Maßnahmen,  welche  die  gesetzliche  Regelung 
der  Ausgedingsverhältnisse  bezweckten,  war  in  erster  Reihe  der 
fiskalische  Standpunkt  maßgebend.  Zahlreiche,  langdauernde 
Kriege  und  der  immer  deutlicher  hervortretende  politische  Abso- 
lutismus waren  mit  wachsenden  Kosten  verbunden  und  unter  den 
direkten  Steuern  des  damaligen  Steuersystems  war  die  Grund- 
steuer die  ausgiebigste  Quelle  der  staatlichen  Einnahmen.  Nach- 
dem nun  die  Grundsteuer  in  erster  Reihe  auf  der  untertänigen 
Bauernbevölkerung  lastete,  waren  die  Regierungen  bestrebt,  den 
Bauernstand  wirtschaftlich  womöglich  zu  heben  und  zu  kräftigen. 
Dies  konnte  mittels  der  Institution  des  Ausgedinges  ebenso 
gefördert    werden,  als     andererseits  der  Mißbrauch  desselben  die 


1)  Kropatscbek:  „Sammlung  aller  k.  k.  Verordnungen  und 
Gesetze   vom  Jahre    1740   bis   1780,''   Wien,   1787,   I.,    375. 

2)  Kropatscbek:   a.   a.    0.   IL,    225,  226. 

3)  Kropatscbek:   a.   a.   0.   VI.,    207,   208. 

^)  Rieger:  „0  pomeru  ceskycb  stavu  k  reformam  poddanskym 
za  Marie   Terezie,"    Prag,    1892,   XIII.   Anm.    13. 

^)  L  u  k  s  c  b  e  :  „Besondere  Recbte  der  Personen  Mäbrens  und 
Schlesiens, "    Brunn,    1815,   II.,    45. 

ö)   Grünberg:   a.   a.    0.   IL,    318.  Rieger:   a.   a.    0.  IX. 

^)  Rieger:  a.  a.  O.  XII.,  der  ausfübrlicbe  Beriebt  wörtlich 
abgedruckt  daselbst  LIV.   ff. 

^)   Rössler:   a.   a.    0.    88. 

^)   Rössler:   a.   a.    0.    90. 

10)  Rössler:   a.    a.    O.    91. 

11)  Rössler:  a.  a.  O.  95. 
1^)  Rössler:  a.  a.  O.  96. 
1^)  Rössler:   a.    a.    O.    96. 
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Lage  des  ganzen  Bauernstandes  gefährden  und  dessen  Wohlstand 
untergraben  konnte  ^). 

Hiezu  gesellten  sich  auch  Motive  anderer  Art.  Namentlich 
war  es  das  Verhältnis  der  Untertänigkeit,  welches  seit  dem 
XIV.  Jahrhunderte  auf  dem  Bauernstande  in  den  böhmischen 
Ländern  lastete,  immer  .«trengere  Formen  annahm  und  im  XVII. 
und  XVIII.  Jahrhunderte  den  Höhepunkt  erreichte.  Erst  nach 
zahlreichen  blutigen  Bauernkriegen  machten  diese  trostlosen  Zu- 
stände infolge  des  staatlichen  Eingreifens  mittels  sogenannter 
Robotpatente  (1680,  1717^  1738,  1775)  und  infolge  der  Josephini- 
schen  Reform  (1781)  menschenwürdigeren  Verhältnissen  und  schließ- 
lich (1848)  der  gänzlichen  Authebung  der  Untertänigkeit  Platz^'). 

Aus  Furcht  vor  Schwächung  dieses  Untertänigkeitsverhält- 
nisses waren  die  Obrigkeiten  auf  ihre  obereigentümlichen  Rechte 
den  Bauern  gegenüber  sehr  eifersüchtig.  Diese  Rechte  kamen 
jedoch  praktisch  zur  Geltung  namentlich  beim  Todesfalle  des 
Untertans  in  Bezug  auf  seinen  Nachfolger  im  Besitze  des  Bauern- 
gutes, indem  der  Wechsel  in  der  Person  desselben  auch  auf  den  ein- 
gekauften Gütern  wenigstens  formell  der  obrigkeitlichen  Bestätigung 
unterlag. 

Doch  der  verbreitete  Brauch  des  Ausgedinges  wurde  von 
den  Obrigkeiten  durchaus  nicht  bekämpft,  sondern  im  Gegenteile 
gefördert  aus  vorwiegend  wirtschaftlichen  Gründen.  Die  schweren 
Robotarbeiten  Avaren  sehr  anstrengend,  nahmen  die  gesamte 
physische  Kraft  der  Untertanen  in  Anspruch  und  hatten  auch  die 
bestmögliche  Erhaltung  dieser  Kraft  zur  Voraussetzung.  Es  war 
folglich  im  Interesse  der  Obrigkeiten,  daß  die  robotpflichtigen 
Bauern  keine  entkräfteten  Greise  seien,  deren  Arbeitsleistungen 
auf  den  herrschaftlichen  Grundstücken  nicht  befriedigen  könnten, 
sondern  junge  kräftige  Leute.  Deshalb  sahen  die  Obrigkeiten  und 
ihre  Behörden  sehr  darauf,  daß  die  altgewordenen  Bauern  ihr 
Bauerngut  zur  rechten  Zeit  ihren  Söhnen  abtraten  und  sich  zur 


^)  Vergl.  das  bereits  erwähnte  Reskript  vom  31.  August  1753, 
ferner  Kostetzky.  „System  der  politischen  Gesetze  Böhmens,'* 
Praii-,    1810,   III.,    105. 

-)  Über  die  großartigen  Jahrhundertc  dauernden  licfrciungsknmpfe 
des  Bauernstandes  in  tien  l)öhmischen  Ländern  vero-l.  außer  den  bereits 
anj^cfülirten  Werken  (irünbergs  und  Riegers  namentlich  auch  Gindely: 
„Über  die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  in  Böhmen  in  der  Zeit 
von  1G48 — 1848,"  Prag.  1880,  Svatek:  „Kulturhistorische  Bilder  aus 
Böhmen,"    Wien,  1870. 
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Ruhe  begaben  ^).  In  der  Hegel  konnten  die  Obrigkeiten  insbesondere 
auf  den  nicht  eingekauften  Bauerngütern  die  arbeitsunfähigen 
Bauern  sogar  zwangsweise  dazu  anhalten^  das  Bauerngut  dem 
Sohne  oder  sonst  Jemandem  mit  Vorbehalt  des  Ausgedinges  abzu- 
treten ^). 

Ein  anderer  Grund  zur  Förderung  des  Ausgedingsinstituts 
war  die  Rücksicht  auf  den  Bevölkerungszuwachs.  Die  Grund- 
herrschaften brauchten  womöglich  viele  Arbeitskräfte^  diese  waren 
jedoch  um  so  zahlreicher  vorhanden,  je  dichter  die  Bevölkerung 
war.  Der  Volksvermehrung  wurde  aber  durch  frühzeitiges  Heiraten 
Vorschub  geleistet  und  dieses  begünstigte  und  ermöglichte  das 
Ausgedinge. 

Ein  besonderer  Umstand^  der  Anlaß  zur  häufigen  Bestellung 
des  Ausgedinges  gab,  war  die  sogenannte  Interimswirtschaft.  Wenn 
die  Bauernwitwe  wieder  heiratete  und  das  Gut  mit  dem  Stiefvater 
im  Namen  des  minderjährigen  Sohnes  gemeinschaftlich  bewirt- 
schaftete, erwuchs,  sobald  der  Sohn  großjährig  wurde  und  die 
Wirtschaft  übernahm,  nicht  nur  der  Mutter,  sondern  auch  dem 
Stiefvater  quasi  ex  lege  der  Anspruch  auf  das  Ausgedinge  ^).  Diese 
Art  des  Ausgedinges  wurde  in  Böhmen  mit  der  Gubernialver- 
ordnung  vom  30.  November  1794  untersagt,  mit  dem  Hofdekrete 
vom  7.  August  1795,  Z.  247,  jedoch  wieder  zugelassen^). 

Auch  die  damalige  Militärverfassung  begünstigte  außer- 
ordentlich die  Verbreitung  des  Ausgedinges.  Die  Institution  der 
stehenden    Heere    gewann    infolge    der    Festigung    der   absoluten 


^)  Miaskowski:  „Altentheil,  Altentlieilsverträge,"  (Handwörter 
buch  der  Staatswissenschaften,  Jena,  1.  Aufl.,  1890,  I.,  195,  2.  Aufl.  1898 
L,   269). 

^)  So  das  preußische  Landrecht :  .,Wenn  ein  Unterthan  durch  hohes 
Alter  oder  unheilbare  Krankheit  außer  Stand  gesetzt  wird,  der  Wirth- 
schaft  ferner  gehörig  vorzustehen,  so  kann  die  Herrschaft  ihn  anhalten, 
dass  er  das  Gut  einem  anderen  tüchtigen  Wirthe  überlasse."  (II.,  VII., 
§  293.)  „Doch  niuss  alsdann  für  den  Unterhalt  des  abgehenden  Wirthes 
nach  Nothdurft  gesorgt  und  wenn  er  Kinder  hat,  das  Gut  für  dieselben 
so  viel  als  möglich  erhalten  werden."  (II.,  VII.,  g  294.)  Ähnlich 
Runde:   a.    a.   O.   8,  Luksche-   a.   a.   0.   II.,   44. 

^)  Rössler:  a.  a.  O.  14,  Kostetzky:  a.  a.  0.  191,  Luksche: 
„Das  alte  und  neue  Recht  Mährens  und  Schlesiens,"  Brunn,  1818,  I., 
440,  Stobbe:  a.  a.  0.  II.,  481,  Mitter  maier:  „Grundsätze  des 
gemeinen   deutschen  Privatrechts,"  Landshut,   1827,   IL,   798. 

*)  Engelmayer:  „Die  Unterthansverfassung  des  Königreiches 
Böhmens,"  Wien,  1830,  L,  60,  Rössler:  a.  a.  0.  38,  88,  90, 
Unger:   a.    a.    O.,   VL,   197. 
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HeiTSchergewalt  und  der  langjährigen  Kriege  des  XVII.  und 
XVIII.  Jahrhunderts  immer  mehr  Boden.  Das  stehende  Heer 
wurde  meistenteils  aus  d(^r  Landbevölkerung  rekrutiert.  Doch 
die  Wehrpflicht  war  eine  sehr  drückende  Last.  Abgesehen  von 
den  bhitigen  Kriegen  dauerte  sie  eine  lange  Reihe  von  Jahren  und 
machte  oft  den  Mann,  nachdem  sie  seine  jugendliche  Kraft  ver- 
braucht hatte,  zu  einem  bürgerlichen  Berufe  unfähig.  Es  war  daher 
erklärlich,  daß  ein  jeder  bestrebt  war^  dem  Soldatenstande  wo- 
möglich zu  entkommen.  Das  bequemste  Mittel  hiefür  war  die 
Verheiratung  und  die  Übernahme  des  väterlichen  Bauerngutes, 
weil  damit  der  Anspruch  auf  Befreiung  von  der  Militärpflicht 
verbunden  war.  Sobald  daher  der  Bauernbursche  das  achtzehnte 
Lebensjahr  erreicht  hatte,  heiratete  er,  übernahm  das  Grut  und 
der  Vater  Avurde  —  oftmals  nur  zum  Scheine  • —  Ausgedingler^). 
In  neuerer  Zeit  endlich  wurde  der  Verbreitung  des  Aus- 
gedinges Vorschub  geleistet  durch  den  latenten  Kampf,  den  die 
bäuerliche  Bevölkerung  mit  seiner  Hülfe  gegen  das  gleichteilige 
Prinzip  der  Intestaterbfolge  führte.  Ende  der  sechziger  Jahre  des 
v.  Jh.  wurden  die  besonderen  Vorschriften  über  die  Erbfolge  in 
Bauerngüter,  welche  den  Übergang  dieser  Güter  auf  einen  einzigen 
Erben  ermöglichten  und  demselben  die  wirtschaftliche  Existenz 
sicherten,  aufgehoben-).  Das  Prinzip  des  gleichteiligen  Intestat- 
erbrechtes wurde  auch  auf  die  bäuerliche  Bevölkerung  ausgedehnt. 

^)   Brauner:     „Böhmische    Bauernzustände,"     Wien,     1847,     17. 

2)  Mit  dem  Reichsgesetze  vom  27.  Juni  1868,  Z.  79,  R.  G.  Bl., 
dessen  §  1  lautet:  „Die  im  ^  761  des  allg.  })ürgerl.  Grcsetzbuches 
erwähnten,  in  politischen  Gesetzen  enthaltenen  Anordnungen,  welche  die 
Vererbung-  von  Bauerngütern  betreffen,  und  hinsichtlich  der  Auseinander- 
setzung der  Vermögensverhältnisse  unter  mehreren  Miterben  oder  zwischen 
dem  Erben  und  dem  überlebenden  Gatten  Abweichungen  von  den  Be- 
stimmungen des  allg.  bürgerl.  Gesetzbuches  enthalten,  treten  in  jenen 
Ländern  oder  Landestheilen,  in  welchen  die  Theilung  von  Bauerngütern 
gesetzlich  nicht  mehr  beschränkt  ist,  mit  Ablauf  von  drei  Monaten 
nach  dem  Tage  der  Kundmachung  dieses  Gesetzes  außer  Wirksamkeit. 
In  jenen  Ländern  und  Landesteilen,  in  welchen  die  Beschränkung  der 
Teilung  von  Bauerngütern  noch  besteht,  haben  im  Falle  der  Aufhebung 
dieser  Beschränkung  seine  Anordnungen  erst  mit  Ablauf  von  drei  Monaten 
nach  demjenigen  Tage  außer  Wirksamkeit  zu  treten,  mit  welchem  durch 
ein  Landesgesetz  diese  Beschränkung  aufgehoben  sein  wird."  Die 
betreffenden  Landesgesetze,  womit  die  Unteilbarkeit  des  Grund  und 
Bodens  aufgehoben  wurde,  wurden  erlassen  :  in  Böhmen  20.  Dezember  1869, 
Z.  152  L.  G.  B.,  in  Mähren  24.  September  1868,  Z.  25  L.  G.  Bl.,  in 
Schlesien  16.   Oktober   1868,   Z.   21   L.   G.   Bl. 
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Dieselbe  fühlte  instiiiktmäßig  die  ihr  daraus  drohende  Gefahr 
heraus,  die  Gefahr  der  Zersplitterung  der  Bauerngüter  und  der 
Verschuhlung  derselben  durch  Erbteile  der  Miterben,  beides  für 
den  Bauernstand  gleich  bedenklich.  Dagegen  diente  als  wirk- 
same Waffe  das  Ausgedinge,  welches  aus  Gewohnheits-  und  prak- 
tischen Gründen  viel  beliebter  war,  als  das   Testieren. 

Es  möge  nur  noch  kurz  erwähnt  werden,  wie  die  Ausgeding- 
verhältnisse in  früherer  Zeit  gesetzlich  geregelt  waren.  Es  war 
nur  eine  Folge  des  Untertänigkeitsverhältnisses,  daß  ähnlich  wie 
bei  anderen  Rechtsgeschäften,  als  bei  Kauf-,  Pacht-,  Erbverträgen, 
letztwilligen  Erklärungen  u.  dgl.,  so  weit  sie  abzuschließen  die 
Bauern  überhaupt  berechtigt  waren,  auch  beim  Ausgedinge  von 
einer  rechtlichen  Vertragsfreiheit  keine  Rede  sein  konnte  ^).  Die 
Beschränkung  war  zAveifacher  Art.  Einerseits  wurden  allgemeine 
gesetzliche  Bedingungen  für  die  Ausgedingsbestellung  festgesetzt, 
so  beispielsweise  bestimmte  persönliche  Eigenschaften  des  Aus- 
gedinglers  und  des  Gutsübernehmers,  ferner  die  Art  und  Höhe 
der  Ausgedingsleistungen,  die  Regelung  der  Verhältnisse  während 
der  Dauer  des  Ausgedinges,  die  Feststellung  der  Rechte  und 
Pflichten  des  Ausgedinglers.  Außerdem  hatten  jedoch  die  Grund- 
obrigkeiten im  Rahmen  dieser  Vorschriften  noch  weitgehende 
fallweise  auszuübende  Rechte  mit  Bezug  auf  die  Bestellung  und 
den  Umfang  des  Ausgedinges.  Dort,  wo  die  Jurisdiktion  von  den 
Grundobrigkeiten  nicht  ausgeübt  wurde,  waren  es  die  landes- 
fürstlichen Behörden,  an  welche  diese  Rechte  übergingen. 

Von  diesen  öfters  sehr  eingehenden  Bestimmungen  soll  nur 
dasjenige  angeführt  werden,  was  noch  heutzutage  mit  Rücksicht 
auf  verschiedenartige  Reformbestrebungen  von  irgendwelchem 
Interesse  ist. 

So  wurde  mit  Rücksicht  auf  die  persönlichen  Eigenschaften 
des  Ausgedinglers  vor  allem  die  Forderung  gestellt,  daß  derselbe 
die  Bewirtschaftung  des  Bauerngutes  in  eigener  Person  gehörig 
geführt  hatte,  indem  das  Ausgedinge  gewissermaßen  als  Belohnung 
für  gute  Bewirtschaftung  angesehen  wurde.  Derjenige  Bauer, 
welcher  wegen  schlechter  Bewirtschaftung  seines  Gutes  von  der 
(Jbrigkeit  abgestiftet  werden  konnte,  verwirkte  auch  den  Anspruch 


^)  Natürlich  betraf  diese  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  nicht 
die  landtäf liehen  und  städtischen,  sondern  nur  die  Kolonat-  (in  Deutsch- 
land) und  Rustikal-  (in  Österreich)  ferner  die  emphiteutischen  und 
Dominikalgüter.  (Hofkanzleidekret  von  30.  Juli  1829,  Z.  7236,  Rössler: 
<n.   a.   O.    95.^ 
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auf  das  Ausgedinge  entweder  ganz  oder  teilweise  ^).  Noch  wichtio'er 
war  die  Bedingung,  daß  der  Ausgedingler  zur  weiteren  Wirt- 
schaftsführung auch  tatsächlich  unfähig  sein  mußte.  Die  Un- 
fähigkeit war  in  den'  Regel  eine  Folge  vorgeschrittenen  Alters  -)^ 
manchenorts  wurde  sie  von  der  Erreichung  eines  bestimmten 
Lebensjahres  abhängig,  in  der  Regel  des  sechzigsten  ^),  oder  aber 
auch  des  fünfundsechzigsten*)  (in  Osterreichisch-Schlesien  schon 
des  fünfzigsten)  ^)  oder  es  mußte  ihr  eine  andere  Art  der  Invalidität 
zugrunde  liegen. 

In  der  Wahl  seines  Nachfolgers  war  der  Bauer  in  der 
Regel  auf  denjenigen  gebunden,  der  laut  gesetzlicher  oder 
gewohnheitsrechtlicher  Erbfolge  auf  das  Gut  nach  seinem  Tode 
Anspruch  hatte.  Das  war  sein  Anerbe^). 

Von  Wichtigkeit  waren  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche 
den  Umfang  und  die  Art  des  Ausgedinges  betrafen.  Als  Haupt- 
grundsatz galt  die  Regel,  daß  das  Ausgedinge  bestimmte  Grenzen 
der  Ertragsfähigkeit  des  Gutes  nicht  übersteigen  solle,  so  daß 
der  Besitzer  nach  Bestreitung  der  Ausgedingsgiebigkeiten,  der 
übrigen  auf  dem  Gute  haftenden  Lasten  und  des  Lebensunter- 
haltes seiner  eigenen  Familie  wirtschaftlich  noch  bestehen  könnte  '*). 


^)  §  1  der  Polizeiordnung  vom  Jahre  1620  und  §  6  der  Ver- 
ordnung vom  6.  Februar  1781  für  Lippe,  §  12  der  Verordnung  vom 
9.  April  1781  für  Hildesheim,  Tit.  VII.,  ^  2  der  Bauernordnung  vom 
12.   Mai   1772   für   Calenherg. 

^)  Tit.  XII.,  §  1  der  Eigentumsordnung  vom  26.  November  1741 
für  Ravensberg,  Tit.  VII.,  §  10  der  Eigentumsordnung  vom  25.  April  17  72 
für  Osnabrück,  IL  Teil,  Tit.  X.,  g  1  der  Eigentumsordnung  vom  Jahre  1770 
und  Tit.  X.,  §  148  der  Erbpachtordnung  vom  21.  September  1783  für 
Münster,  §  8  der  Verordnung  vom  21.  März  1724  für  Paderborn,  Art. 
III.,  §  2  der  Bauernordnung  vom  21.  Oktober  1774  für  Schaueuburg, 
§  1  der  Polizeiordnung  vom  Jahre  1620  für  Lippe,  ^  10  der  Verordnung 
vom  11.  Juli  1699  für  Lüneburg,  Tit.  IL,  §  1  der  Verordnung  vom. 
9.  April  1781  für  Hildesheim,  Zirkulare  vom  1.  Februar  1774  für 
Schlesien,   §   11   der  Verordnung  vom    19.  November   1773    für    Hessen. 

3)  Tit.  VII.,  i5  1  der  Bauernordnung  vom  12.  Mai  17  72  für 
Calenberg,  §  6  des  Edikts  vom  20.  Juni  1736  und  §  1  der  Verordnung 
vom  16.  Februar  17  73  für  Fulda,  §  76  der  Anweisung  vom  Jahre  1773 
für  Sachsen. 

^)   Regulativ  vom   6.   März   1762   für  Hanau. 

^^)  Hofdekret  vom  6.  März  1773  (Luksche:  „Das  alte  und  neue 
Recht,"   IL,    321.) 

6)   Runde:   a.   n.   0.   501   ff. 

'')  Kap.  XII.,  §  2  der  Eigentumsordnung  vom  26.  November  1741 
für  Ravensberg,  IL   Teil,   Tit.    10,   §  3  der  Eigentumsordnung  vom  Jahre 
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Hiebei  sollte  billige  Rücksicht  auch  auf  das  übrige  Vermögen  des 
Ausgedinglers  genommen  werden  ^).  Insoferne  das  Ausgedinge  in 
der  Nutznießung  von  Ackern,  Gärten  und  anderen  Grundstücken 
bestand,  wurde  in  manchen  Ländern  das  Maximalausmaß  dieser 
Grundstücke  festgesetzt,  und  zwar  entweder  mit  einem  Sechstel  ^j 
oder  aber  mit  einem  Neuntel  ^)  der  Gesamtfläche  des  Bauerngutes, 
anderenorts  sogar  nur  mit  so  viel,  als  zum  notwendigen  Lebons- 
unterlialte  der  Ausgedingler  erforderlich  war^).  Manchenorts  wurde 
die  Nutznießung  von  Grundstücken  gänzlich  untersagt  und  durften 
lediglich  freie  Wohnung,  einige  Stücke  Vieh  und  Naturalleistungen 
je  nach  behördlicher  Genehmigung  ausbedungen  werden^).  Auch 
das  Umgehen  des  Verbotes  der  Teilbarkeit  von  Grund  und 
Boden  im  Wege  des  Ausgedinges  wurde  untersagt^).  Ebenso  die 
Bestellung  des  Ausgedinges  für  mehr  als  zwei  Personen^)  und 
von  zwei  Ausgedingen  gleichzeitig  ^).    Oder  aber  war  das  zweite 


1770  und  §  151  der  Erbpachtordnung  vom  21.  September  1783  für 
Münster,  Edikt  vom  21.  November  1724  für  Paderborn,  §  2  der  Bauern- 
ordnung vom  12.  Mai  1772  für  Caleuberg,  Zirkulare  vom  17.  Jänner 
1774  und  vom  30.  November  1784  für  Schlesien,  Verordnung  vom 
14.  April  1742  für  Hanau,  §  3  der  Landesordnung  vom  16.  Februar 
1773  für  Fulda,  I.  Teil,  Tit.  XI.,  §  604  des  preußischen  Landrechts 
vom  5.  Februar  1794.  Bezüglich  Mährens  das  Reskript  vom  2  7.  August 
1752   (Luksche:   a.   a.   0.  IL,   321). 

"'-)  Tit.  X.,  §  151  der  Erbpachtordnung  vom  21.  September  1783 
für  Münster,  Kap.  VII.,  §  2  der  Bauernorduung  v.  12.  Mai  1772  für 
Calenberg,    g    14   der  Verordnung   vom    16.   Februar    17  73   für  Fulda. 

^)  Kap.  IL,  §  1  der  Eigentumsordnung  vom  8.  November  1669 
für  Ravensberg,  Kap.  VIL,  §  2  der  Eigeutumsordnung  vom  25.  April 
1722   für   Osnabrück,   Verordnung   vom    17.   März   1767    für  Lippe. 

^)  Hofrecht  vom  17.  März  1546  für  Bentheim,  Hofrecht  v.  Jahre 
1568  für  Wrede.  Eine  förmliche  Abstufung  der  zulässigen  Höhe  der  Aus- 
gedingsleistungen je  nach  Größe  des  Bauerngutes  wurde  im  g  5  der  Ver- 
ordnung vom    9.   April    1781    für   Hildesheim   festgesetzt. 

^)  Polizeiordnung  vom  Jahre  1615  für  Schauenburg,  Zirkulare 
vom  30.  November  1784  für  Schlesien,  §  19  der  Verordnung  vom 
16.   Februar   1773    für   Fulda. 

^)  So  insbesondere  §  10  des  Patentes  v.  24.  Mai  1771  für  Böhmen 
(Kostetzky:  a.  a.  0.  IIL,  105,  Mayern:  ^^Einleitung  zur  kreisämt- 
lichen   Wissenschaft,"    Prag,   1776,   138,  Rössler:   a.  a.   0.   37,   87). 

^)  Allerhöchste  Entschließung  vom  5.  Februar  1833  (Rössler; 
a.   a.   O.   96). 

')  §  2  der  Verordnung  vom  9,  Jänner  1736  für  Waldeck,  Zir- 
kulare  vom   30.  November   1784   für  Schlesien. 

^)  Polizeiordnung  vom  Jahre  1615  für  Schauenburg,  §  22  der 
Landesordnung  vom   16.   Februar   17  73   für  Fulda. 

Wiener  staatswisa.  Studien.  V.  Bd.,  1.  Heft.  2 
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Ausgedinge,  so  lange  das  erste  in  Wirksamkeit  war,  in  seinem 
Umfange  beschränkt  ^),  eventuell  wurden  die  Ausgedingsnutzungen 
unter  die  Berechtigten  geteilt^).  Auch  der  Bau  einer  besonderen 
Wohnstätte  für  den  Ausgedingler  war  in  manchen  Fällen  ver- 
boten ^).  blanche  Partikularrechte  enthielten  die  Bestimmung, 
daß  vom  Gutsertrage  nach  Bestreitung  des  Ausgedinges  so  viel 
übrig  bleiben  müsse,  als  das  Präzipuum  betragen  würde,  worauf 
der  Gutsbesitzer  als  Anerbe  Anspruch  hätte  ^) ;  manchenorts  waren 
wieder  Leistungen  von  solchen  Naturalgütern  ausgeschlossen, 
welche  auf  dem  Gute  selbst  nicht  erzeugt  werden  konnten  und 
die  der  Besitzer  erst  kaufen  müßte  ^).  Oft  hatte  der  Besitzer  seiner- 
seits Anspruch  auf  Aushilfsarbeiten  seitens  des  Ausgedingiers, 
namentlich  war  dies  auf  kleinen  Bauerngütern  der  Fall^).  Besaß 
jemand  zwei  Bauerngüter  und  trat  er  beide  ab,  durfte  er  trotz- 
dem nur  auf  einem  von  denselben  das  Ausgedinge  für  sich  be- 
stellen ~'). 

Diejenigen  Ausgedings vertrage,  welche  diesen  einschrän- 
kenden gesetzlichen  Bestimmungen  zuwiderliefen,  waren  ohne 
rechtliche  Wirkung  ^). 

Was  die  Rechte  der  Grundherrschaften  anbetrifft,  war 
schon  die  Bestellung  des  Ausgedinges  an  ihre  Genehmigung 
gebunden.     In    Ermangelung    derselben     Avar    der    Ausgedings- 


^)  Kap.  IV.,  §  4  der  ßaiiernordnung  v.  12.  Mai  1772  für  Calen- 
berg,   §    17   der  Verordnung  vom   9.   April    1781    für  Hildesheim. 

^)  Kap.  XII. j  §  5  der  Eigentumsordnung  vom  26.  November  1741 
für  "Ravensberg,  §  16  der  Verordnung  vom  16.  Februar  1781  für  Lippe, 
Kap.  VII.,  §  15  der  Eigentumsordnung  vom  25.  April  1722  für 
Osnabrück. 

^)  Zirkulare  vom  30.  November  1784  für  Schlesien,  Art.  14  der 
landrechtlichen  Forstordnung  vom  Jahre  1616  für  Bayern,  Art.  III., 
§  3  der  Wirtschaftsordnung  für  Schauenburg,  §  10  der  Bauernordnung 
vom  1.  Juli  1702  für  Mecklenburg,  Gubernialverordnung  für  Böhmen 
vom   17.  Mai   1833,   Z.   26.897.   (Rössler:   a.   a.   0.    96.) 

*)  Kap.  X.,  §  150  der  Erbpachtordnung  vom  21.  September  1783 
für  Münster. 

^)   Zirkulare   vom   30.  November   1784   für  Schlesien. 

)   Kap.  XII.,   §  2    der   Eigentumsordnung   vom  26.  November    1741 

für  Ravens))erg,   §    14   der   Verordnung   vom    6.  Februar  1781    für  Lippe, 

II.   Teil,   X.  Tit.,   ^    13   der  Eigentumsordnung  vom   J.  1770   und  §§  152 

und    160   der    Erbpachtordnung    vom    21.   September    1783    für  Münster. 

^)  §   10   der   Verordnung   vom    9.    April    1781    für   Hildesheim. 
)    Kap.   XII.,    §    2    der    Eigentumsordnung    vom   Jahre    1741    für 
Ravensberg,  Zirkulare   vom   30.   November   1784   für  Schlesien. 
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vertrag-  nngiilti,i>-  ^).  Dort,  wo  die  GruiidlK^rrscliaften  keino  Juris- 
diktion ausübten,  war  die  Rechtswirksanikeit  des  Ausgedinges 
gewöhnlich  von  der  Genehmigung  der  landesfürstlichen  Behörden 
abhängig-).  In  den  böhmischen  Ländern  hatten  die  Untertanen 
wenigstens  das  Berufungsrecht  von  dem  abweislichen  Bescheide 
der  Grundherrschaft  an  die  Kreisämter  ^).  Die  Behörden  hatten 
auch  das  Recht,  die  Ausgedingsleistungen  in  rücksichtswürdigen 


^)  Kap.  II.,  §  1  der  Eigentumsordnung-  vom  8.  November  1669 
und  Kap.  XII.,  §  1  der  Eigentumsordnung  vom  26.  November  1741 
für  Ravensberg,  Kap.  VII.,  §  10  der  Eigentumsordnung  v.  25.  April  1722 
für  (Jsnabrück,  II.  Teil,  Tit.  X.,  §  2  der  Eigentumsordnung  vom  Jahre 
1770  und  Tit.  X.^  §  149  der  Erbpachtordnung  vom  21.  September 
1783  für  Münster,  §  8  der  Verordnung  vom  21.  März  1724,  Edikt  vom 
21.  November  1724  und  §  19  der  Bauernordnung  vom  23.  Dezember 
1765  für  Paderborn,  Polizeiordnung  vom  J.  1615  und  §  2,  Art.  III. 
der  Bauernordnung  vom  21.  Oktober  1770  für  Schauenburg,  §  1  der 
Polizeiordnung  vom  J.  1620  und  §  6  der  Verordnung  vom  6.  Februar 
1781  für  Lippe,  §  7  der  Verordnung  vom  28.  Februar  1730  für  Olden- 
burg, Reskript  vom  25.  Februar  1693  und  §  6  der  Resolution  vom 
6.  Februar  1767  für  Huya,  Kap.  VII.,  §  1  der  Bauernorduung  vom 
12.  Mai  1772  für  Calenberg,  §  10  der  Verordnung  vom  1.  Juli  1699 
für  Lüneburg,  §  15  der  Verordnung  vom  J.  1766  für  Hildesheim,  Ver- 
ordnung vom  22.  Juli  1796  für  Schleswig-Holstein,  Zirkulare  vom 
17.  Jänner  17  74  für  Schlesien,  §  1  des  Mandats  vom  20.  April  1747 
für  Sachsen,  Postskriptum  vom  10.  Juli  1739  und  §  11  der  Verordnung 
vom  19.  November  1773  für  Hessen,  Tit.  XXXV.,  ^  4  der  Polizei. 
Ordnung  vom  J.  1723  und  Verordnung  vom  27.  November  1753  für 
Westfalen,  §  1  der  Verordnung  vom  21.  März  1769  für  Reckling- 
hausen, Verordnung  vom  25.  Mai  1750  für  Baden,  III.  Teil,  VIII.  Tit., 
§  7  des  Landrechtes  vom  15.  Juni  1737  für  Ilohenlohe,  Verordnung 
vom  20.  August  1751  für  Würzburg,  IV.  Teil,  VII.  Kap.,  ^  15  des 
Codex  Maxim,  vom  2.  Jänner  1756  für  Bayern,  Generale  v.  28.  Februar 
1689  für  Salzburg.  Für  Böhmen  und  Mähren  Hofdekret  vom  31.  August 
1753  (Kropatschek:  a.  a.  0.11.225,226),  für  Schlesien  Hofdekret 
vom    7.   September   1793   (Luksche:    a.   a.   0.   II.,   321). 

^)  Edikt  vom  21.  November  1724  für  Paderborn,  §  1  der  Polizei- 
ordnung vom  J.  1620  für  Lippe,  Kap.  VII.,  §  1  der  Bauernordnung 
vom  12.  Mai  1772  für  Calenberg,  §  17  der  Verordnung  vom  J.  1766 
für  Hildesheim,  Zirkulare  vom  21.  Jänner  1776  für  Altenburg,  §  11 
der  Verordnung  vom  29.  November  1773  und  §  1  der  Verordnung  vom 
24.  September  1754  für  Hessen,  Tit.  XXXV.,  §  4  der  Polizeiordnung 
vom  J.  1723  für  Westfalen,  Verordnung  vom  19.  März  1783  für 
Speier,  §  1  der  Verordnung  vom  21.  Juni  1778  für  Nassau,  Verordnung 
vom  20.  August  1751  für  Würzburg.  Vergl.  auch  Rössler:  a.  a.  0. 
39,   40. 

3)  Luksche:    a.   a.    O.   IL    322,   Rössler:   a.   a.   0.   42. 

915- 
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Fälleu  zu  ermäßigen^)  oder  das  Ausgedinge  sogar  ganz  auf- 
zuheben-). Manchenorts  hatte  die  behördliche  Bestätigung  aller 
dings  nur  einen  formellen  Charakter^). 

Diese  Rechtsverhältnisse  haben  nach  Aufhebung  des  IJnter- 
tänigkeitsverhältnisses  und  nach  durchgeführter  Grundentlastung 
wesentliche  Änderungen  erfahren.  Sobald  das  unbeschränkte 
Eigentumsrecht  des  Besitzers  zu  seinem  Gute  und  seine  volle 
Dispositionsfreiheit  prinzipiell  anerkannt  wurde^  mußten  natur- 
gemäß auch  alle  Beschränkungen  der  Vertragsfreiheit,  denen  er 
bisher  unterworfen  war,  wegfallen.  Eine  notwendige  Folge  war 
die  uneingeschränkte  Anerkennung  der  vollen  Vertragsfreiheit 
auch  mit  Rücksicht  auf  das  Ausgedinge.  Wie  jeder  andere 
Vertrag,  wurde  auch  der  Ausgedingsvertrag  von  allen  Beschrän- 
kungen frei  und  wird  die  Vertragsfreiheit  bezüglich  des  Aus- 
gedinges auch  durch  das  heute  geltende  Recht  in  unumschränktem 
Maße  anerkannt^). 

^)  §  11  des  Edikts  vom  21.  April  178G  für  Hessen,  Eö  ssler: 
a.   a.   0.   41,   45. 

-)  Eössler:   a.   a.   0.    69,    70. 

^)  Das  für  Böhmen  erlassene  Reskript  vom  12.  Mai  1770  ordnete 
an,  daß  über  Ausgedingsverträge  besondere  schriftliche  Kontrakte  errichtet 
werden  sollen  (Kr  o  p  a  ts  eh  e  k  :  a.  a.  0.  VI.,  207,  208,  Kostetzky: 
a.   a.   ().   HJ.,   105). 

^^^   In    Preußen    wiu'den    die    im    Landrechte   enthaltenen   Beschrän- 
kungen   des   Ausgedinges     mit    dem     Gesetze    vom    11.    Juli     1845     aus- 
drücklich    aufgehoben,    in     Osterreich     geschah     dies     zwar     ausdrücklich 
nicht,     aber    das    Patent    vom    7.    September    1848,    womit    die    Grund- 
entlastung prinzipiell   ausgesprochen   wurde,   besagt    im   Artikel    1  :     j^Di^' 
Untcrthänigkeit  und   das   schutzobrigkeitliche  Verhältniss   ist  sammt  allen 
diese  Verhältnisse  normirenden  Gesetzen  aufgehoben.";   und  im  Artikel  2: 
„Grund  und  Boden  ist  zu  entlasten,  alle  Unterschiede  zwischen  Dominikal- 
und  Rusticalgründen  werden  aufgehoben."  In  diesen  weitgehenden  Bestim- 
mungen hat  die  Praxis  auch  die  Aufhebung  der  Ausgedingsbeschränkungen 
erblickt    und    dies    um  so  mehr,   als   in   den   Ministerialverordnungen  vom 
23.    März    1850,    Z.    120   R.   G.   Bl.,    und   vom    17.   Juli   1850,   Z.   277 
R.  G.  Bl.,  womit  ausdrücklich  erklärt  wurde,  daß  durch  das  Grundenthistungs- 
patent  vom    7.    September    1848   die    Vorschriften    über   die   Unteilbarkeir 
der   Bauerngüter  und   über   die  bäuerliche    Erbfolge  nicht  berührt  werden, 
von  der  Aufrechterhaltung  der   Ausgedingsbeschränkungen    keine   Erwäh- 
nung    getan     wird.      Zweifellos     wurden     jedoch     sämtliche     Ausgedings- 
V)eschränkungen    aufgehoben    mit    dem    Landesgesetze    für    Böhmen    vom 
20.    Dezember    1869,    Z.   152   \j.  G.  Bl.,    womit    die   Freiteilbnrkeit  von 
Grund   und   Boden   zugelassen   wurde.   §  2   dieses  Gesetzes  lautet:    „Jeder 
Eigenthümer  ist   befugt,   über  seinen   Grundbesitz,   insoferue   nicht  Privat- 
veihältnisse    entgegenstehen,    unter    Lebenden   und   auf  den   Todesfall   im 
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Eine  kurze  Rekapitulation :  Das  Ausgedinge  ist  eine  uralte 
Institution^  welche  mit  der  Entwicklung  des  unbeweglichen  Privat- 
eigentums zusammenhängt.  Sein  Ursprung  ist  teils  im  Wesen 
der  landwirtschaftlichen  Produktion  selbst  zu  suchen,  welche 
jugendliche  Kraft  und  körperliche  Rüstigkeit  erheischt,  teils  in 
dem  Bestreben  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  das  Bauerngut 
ungeteilt  und  unverschuldet  im  Besitze  der  Familie  zu  erhalten. 
Zur  Zeit  des  Untertänigkeitsverhältnisses  waren  die  Aus- 
gedingsverträge  manchen  gesetzlichen  Beschränkungen  unter- 
worfen und  von  grundherrschaftlicher  Genehmigung  abhängig 
und  erst  nach  erfolgter  Grundentlastung  wurde  auch  in  dieser 
Beziehung  die  unbeschränkte  Vertragsfreiheit  anerkannt.  Beson- 
dere Bedeutung  gewinnt  das  Ausgedinge  durch  seine  Verbreitung 
bei  der  ländlichen  Bevölkerung,  die  sich  im  Laufe  der  Zeit 
immer  mehr  steigerte,  so  daß  dasselbe  noch  heutzutage  am 
Lande  eine  sehr  häutig  vorkommende  und  tief  eingewurzelte 
Institution  ist.  Doch  darüber  soll  uns  die  Statistik  belehren, 
insoferne  uns  bezüglich  des  Ausgedinges  eine  solche  überhaupt 
zugebote  steht. 


III. 

Bei  Lösungsversuchen  von  wirtschaftspolitischen  Fragen 
ist  die  Statistik  ein  unumgänglich  notwendiger  Behelf.  Soll 
man  die  Frage:  „was  sein  soll,"  richtig  beantworten,  muß  man 
vorerst  wissen,  „was  tatsächlich  ist."  Und  die  genaueste,  weil 
durcli  Zahlen  ausgedrückte,  Antwort  darauf  kann  uns  eben  die 
Statistik  geben.  Auf  Grund  des  Gesetzes  der  großen  Zahl  wird 
man  mit  ihrer  Hilfe  auch  in  der  unabsehbaren  Menge  der  wirt- 
schaftlichen Erscheinungen  manche  typische  Merkmale  unter- 
scheiden und  gewisse  kausale  Zusammenhänge  auffinden  können. 
In  dieser  Weise  dient  die  Statistik  als  Schlüssel  der  theoretischen 
Forschung.  Nachdem  aber  theoretische  Erkenntnis  eine  unaus- 
weichliche Voraussetzung  für  alle  praktischen  Bestrebungen  auf 
dem  Gebiete  der  Volkswirtschaft  bildet,  entbehrt  jeder  Lösungs- 


Ganzen  oder  in  beHebigen  Abtheilungen  zu  verfügen,  ohne  hiezu  der 
Bewilligung  der  politischen  Behörde  zu  bedürfen."  Und  §  3:  „Alle  den 
freien  Verkehr  mit  Grrundstücken  beschränkenden  Gesetze  und  Verord- 
nungen, insbesondere  jene,  welche  die  persönliche  Bewirtschaftung  und 
den  Bestiftungszwang  der  Bauerngüter  betreffen,  sind  außer  Kraft  gesetzt." 
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versuch  von  wirtschaftspolitischen  Fragen  ohne  hinreichende 
statistische  Grundlage  festen  Boden  und  ist  stets  der  Gefaln* 
ausgesetzt^  auf  den  Holzweg  eines  nebelhaften  Utopismus  zu 
geraten. 

Doch  gerade  in  der  Ausgedingsfrage  hat  man  in  dieser 
Richtung  mit  mancherlei  Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Es  nimmt 
wunder^  wie  wenig  Interesse  bisher  für  die  statistischen  Erhe- 
bungen der  Ausgedingsverhältnisse  an  den  Tag  gelegt  worden 
ist,  obzwar  dieselben  eine  für  den  gesamten  Bauernstand  unge- 
mein wichtige  Materie  betreffen.  Die  amtliche  Ausgedingsstatistik 
hat  ihr  Anfangsstadium  noch  nicht  überschritten  und  ihre  Ergeb- 
nisse sind  bei  weitem  nicht  in  der  Lage^  die  Ausgedingsverhältnisse 
derart  zu  beleuchten,  wie  es  wünschenswert  und  für  die  Zwecke^ 
der  wissenschaftlichen  Forschung  erforderlich  wäre.  So  entbehrt 
man  überhaupt  bestimmte  Angaben  über  die  gegenwärtige  Anzahl 
der  Ausgedinge  in  einzelnen  Ländern,  über  die  Art  und  Natur 
derselben,  über  ihren  Umfang,  ihr  Größenverhältnis  zum  Ertrage 
und  Werte  der  Liegenschaft,  ihre  Häufigkeit  mit  Rücksicht  auf 
die  Bevölkerungszahl  u.  s.  w.  Wir  besitzen  vorläufig  nur  einige 
Zahlen  über  den  Zuwachs  neu  bestellter  Ausgedinge  in  den 
letzten  Jahren,  indem  erst  mit  Erlaß  des  k.  k.  Justizministeriums 
vom  17.  Dezember  1894  die  Grundbuchsämter  angewiesen  wurden, 
in  den  amtlichen  Ausweisen  über  Besitzveränderungen  im  Kauf- 
wege diejenigen  Kaufverträge  abgesondert  anzuführen,  in  welclien 
ein  Ausgedinge  bestellt   wurde. 

Laut  dieser  Ausweise^)  war  in  den  einzelnen  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  —  ausgenommen  Dal- 
matien,  wo  mangels  öffentlicher  Grundbücher  derartige  Ausweise 
überhaupt  entfallen  —  die  Zahl  solcher  Gutsübergaben  in  den 
Jahren  1895   und  1896  folgende: 

Land  1895  1896 

Böhmen 2.405 


Mähren 

Österreich  u./E. 
Steiermark 
Osterreich  o./E. 
Krain    . 
Schlesien    . 


1.091 
1.060 

865 
820 
680 

458 


3.351 

1.408 

1.124 

1.092 

897 

748 

497 


zusammen 
5.756 
2.499 
2.184 
1.957 
1.717 
1.428 
955 


^)  W. :    „Bäuerliche   Gutsüber^aben   in  den  Jahren    1895   u.  189(5.'- 
u.Statißtische   Monatssclirift,"    1898,    440   ß\) 
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ISIIf) 

18ih; 

ziisjuiimeii 

203 

275 

478 

179 

205 

384 

141 

144 

285 

183 

183 

46 

91 

137 

29 

69 

98 

— 

.     7.977 

10.084 

18.061. 

Land 
Galizien 
Kärnten 
Salzburg 
Bukowina 
Tirol      . 
Kilstenland 
Vorarlberg 

zusammen 

In  absoluten  Zahlen  ausgedrückt,  fanden  daher  die  meisten 
Übergaben  mit  Vorbehalt  des  Ausgedinges  in  den  Jahren  1895 
und  1896  in  Böhmen  statt,  ferner  in  Mähren  und  (Österreich 
u./E.,  die  wenigsten  in  Vorarlberg  (keine),  dann  im  Küstenlande 
und   in  der  Bukowina. 

Mit  Rücksicht  auf  das  Flächenausmaß  entfielen  auf  je 
100  km'  Besitzübergaben  mit  Vorbehalt  des  Ausgedinges : 

3-7 
1-7 
1-2 
0-6 
0-5 


Schlesien 

.      18-5 

Kärnten    . 

Osterreich  o./E. 

.      14-3 

Bukowina, 

Krain 

.      14-3 

Küstenland    . 

Mähren  . 

12-1 

Galizien    . 

Böhmen  . 

.      11-1 

Tirol   .      .      . 

Osterreich   u./E. 

11-0 

Vorarlberg 

Steiermark  . 

8-7 

durch  schnittli 

Salzburg 

4-0 

ch 


6-3. 


Hier  steht  also  an  erster  Stelle  Schlesien,  dann  folgt  Oster- 
reich o./E.   und  Krain,  nachher  Mähren  und  Böhmen. 

Nicht  wesentlich  weicht  diese  Reihenfolge  ab,  wenn  man 
die  Zahl   der  selbständigen  Landwirte  in  Betracht  zieht. 

Auf  1000  selbständige  Landwirte  entfielen  in  diesen  beiden 
Jahren  Besitzübergaben  mit  Ausgedingsvorbehalt : 


Schlesien 

31-6 

Kärnten 

14-0 

Osterreich  o./E. 

.     30-9 

Bukowina     . 

2-6 

Krain 

25-6 

Tirol        .       .      . 

1-6 

Salzburg 

.     24-9 

Küstenland  . 

1-5 

Österreich  u./E. 

20-7 

Galizien 

0-5 

Böhmen  . 

.     19-6 

Vorarlberg  . 

Steiermark  . 

.     16-7 

durchschnittlich 

9-3 

]Mähren  . 

16-4 

Es  folgen  nun  Wertangaben  über  die  mit  Ausgedings- 
vorbehalt übergebenen  Liegenschaften.  Es  sind  allerdings  nur 
Vertragswerte,  die  in  den  meisten  Fällen  vom  wirklichen  Werte 
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mehr  oder  weniger  abweichen  dürften,  mdeni  sie  einerseits  durch 
das  verwandtschaftliche  Verhältnis  beeinflußt  und  andererseits 
eben  um  den  kapitalisierten  Wert  der  Ausgedingsleistungen 
vermindert  Averden.  Die  Vertragswerte  sind  daher  in  der  Regel 
bedeutend  niedriger  als  die  wirklichen.  Der  Gesamtwert  sämt- 
licher mit  Ausgedingsvorbehalt  übergebenen  Liegenschaften  betrug 
in  diesen  Jahren  in  Gulden  ö.  W.: 


Land 

1895 

1896 

zusammen 

Böhmen  . 

. 

6,089.098 

7,975.275 

14,064.373 

Osterreich 

u./E. 

3,482.732 

4,051.248 

7,533.980 

Osterreich 

0.  E. 

2,913.505 

3,573.025 

6,486.530 

IVIähren    . 

2,507.388 

3,116.138 

5,623.526 

Steiermark 

1,802.812 

2,416.521 

4,219.333 

Schlesien 

956.040 

1,110.743 

2,066.783 

Krain 

853.381 

1,164.237 

2,017.618 

Kärnten 

484.038 

648.451 

1,132.489 

Salzburg 

502.705 

619.909 

1,122.614 

Tirol        . 

171.785 

280.536 

452.321 

Galizien  . 

136.517 

162.542 

299.059 

Küstenland 

34.191 

109.107 

143.298 

Bukowina 

48.922 

48.922 

zusammen 

19,934.192 

25,276.654 

45,210.846. 

Der    durchschni 

ttliche  Wert 

einer    mit   Vorbehalt  des  Aus- 

gedinges   überg 

ebenen    Liegenschaft    betrug    in 

diesen    beiden 

Jahren : 

Gulden  ö.  W. 

Gulden  ö.   W, 

Salzburg     . 

. 

.     3.939 

Schlesien    . 

.     2.164 

Österreich 

o./E. 

.     3.777 

Steiermark 

.     2.156 

Osterreich 

u./E. 

.     3.495 

Küstenland 

.      1.462 

Tirol     .      . 

. 

.     3.302 

Galizien 

625 

Kärnten 

• 

.     2.949 
.     2.443 

Bukowina  . 
durchschnittlich 

267 

Böhmen 

a    .     2.503. 

Mähren 

. 

.     2.250 

Den  höchsten  durchschnittlichen  Wert  weisen  daher  die 
Alpenländer  auf;  dagegen  ist  auffallend  der  ungemein  niedrige 
Wert,  der  in  Galizien  und  in  der  Bukowina  vorkommt. 

Der  individuelle  Wert  dieser  Liegenschaften  bewegte  sich 
in  diesen  Jahren  zwischen  200  fl.  und  72.000  fl.  in  nachstehenden 
Abstufungen : 


251 


Das   Ausy:edinsre. 


25 


Liegenschaften   i  ni    "SV  e  r  t  (; 

L  a  11  d 

tr. 

■^  o 
o 

o 

u. 

•■z  o 

—  o 

o 

CO 

•5  O 
—  O 

o 

o 

—  o 

o 

o 

•r  o 

—  o 
o 

3  g 

■V. 
""■  o 

•~  o 

—  o 

ö 
— ( 

rG 

5j 

3  o 

Si  o 
o 

s 

Böhmen    .    , 
Mähren .    .    . 
Osterr.  u./E. 
Steiermark  . 
Österr.  o./E. 
Krain    .    .    . 
Schlesien  .    . 
Galizien   .    . 
Kärnten   .    . 
Salzburg  .    . 
Bukowina     . 
Tirol.    .    .    . 
Küstenland  . 

2496 

1276 

564 

668 

383 

667 

445 

412 

79 

29 

179 

17 

54 

1196 
405 
424 

588 

378 

456 

209 

45 

98 

67 

4 

25 

23 

664 

252 

339 

339 

242 

183 

132 

13 

77 

54 

31 
12 

417 
155 

272 

152 

194 

73 

59 

1 

59 

34 

28 
3 

290 

108 

179 

80 

133 

22 

30 

2 

34 

31 

16 
3 

195 
84 
96 
41 
86 
6 
24 

10 
24 

7 

129 
52 

87 
33 
60 

7 
13 

1 
10 
16 

3 
1 

92 

35 

54 

13 

71 

3 

9 

2 

7 

9 

5 

61 
22 

27 

9 

36 

5 

7 

2 

4 

1 
1 

46 
26 
37 
8 
33 

9 
1 

2 

3 

140 

82 

88 

21 

88 

6 

14 

1 

5 

13 

1 
1 

30 
2 

17 
5 

13 

4 

3 

2 

5756 

2499 

2184 

1957 

1717 

1428 

955 

478 

384 

285 

183 

137 

98 

Zusammen    . 

7269 

3918 

2338 

1447 

928 

573 

412 

300 

175 

165 

460 

76 

18061 

! 

In    relativen    Zahlen    ausgedrückt^    wurden    in    den    Jahren 
1895     und     1896     mit    Vorbehalt     des    Ausgedinges    übergeben 


Liegenschaften  im  Werte 


bis 

1.000  fl. 

40-207o 

bis 

7.000  fl. 

2-280/0 

71 

2.000  11. 

21-700/0 

n 

8.000  fl. 

l-660/o 

T) 

3.000  fl. 

12-94^/o 

11 

9.000  fl. 

O-960/o 

T) 

4.000  fl. 

8-01'Vu 

V 

10.000  fl. 

0-91 0/0 

1") 

5.000  fl. 

5430/0 

11 

20.000  fl. 

2-540/, 

7) 

6.000  fl. 

3-170/0 

über 

20.000  fl. 

0-420/0 

In  den  nächstfolgenden  Jahren  betrug  die  Zahl  der  bäuer- 
lichen Realitäten,  welche  infolge  von  Gutsübergaben  ihre  Besitzer 
gCAvechselt  haben  ^) : 


Land 

1897 

1898 

1899 

1900 

Böhmen 

3.489 

3.508 

4.244 

5.108 

^lähren . 

1.632 

1.504 

2.056 

2.543 

Osterreich  u./E. 

1.194 

1.008 

1.191 

1.341 

^)   österreichisches    statistisches    Handbuch    für    die    im    Reichsrate 


vertretenen   Königreiche  und   Länder  XVII. ,   XVIII.,   XIX.,   XX. 

1899,  1900,  1901,  1902. 


Wien, 
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Land 

1897 

1898 

1899 

1900 

Steiermark . 

1.081 

1.041 

1.104 

1.375 

Osterreich  o./E.         869 

805 

861 

960 

Krain    . 

846 

778 

897 

857 

Schlesien    . 

481 

599 

698 

670 

Galizien 

339 

918 

916 

1.067 

Bukowina   . 

173 

198 

124 

155 

Kärnten 

159 

184 

161 

206 

Salzburg     . 

134 

139 

169 

176 

Tirol       .      . 

90 

97 

141 

141 

Küstenland 

162 

107 

147 

105 

Vorarlberg. 

— 

7 

— 

— 

zusammen  . 

10.649 

10.973 

12.709 

14.704. 

Böhmen  und  Mähren  stehen  wieder  obenan.  Bemerkenswert 
ist  das  rasche  Steigen  der  Anzahl  solcher  Gutsübergaben  in 
Galizien. 

Der  gesamte  UbergabsAvert  dieser  Realitäten  betrug  in 
diesen  Jahren : 


1897 

1898 

1899 

1900 

Land 

in  Grulden 

in  Kronen 

in  Kronen 

in  Kronen 

Böhmen . 

9,222.825 

18,183.596 

20,971.817 

24,170.867 

Mähren  . 

3,900.971 

7,077.062 

8,436.837 

10,804.042 

Osterreich  u./E 

.     4,119.608 

6,172.186 

7,661.434 

8,065.081 

Steiermark  . 

2,554.953 

4,513.546 

5,569.447 

6,592.398 

Österreich   o.  E 

.     3,429.819 

6,898.936 

6,352.227 

6,997.020 

Krain 

1,356.302 

2,479.310 

3,106.824 

2,883.836 

Schlesien 

1,055.024 

3,030.954 

3,023.970 

3,150.761 

Galizien . 

179.678 

629.634 

648.362 

736.471 

Bukowina    . 

43.956 

140.454 

91.545 

160.279 

Kärnten 

414.598 

1,049.424 

904.832 

1,107.136 

Salzburg 

538.815 

1,201.940 

1,266.386 

1,121.058 

Tirol       .       . 

352.447 

852.378 

1,035.921 

994.397 

Küstenland. 

199.387 

271.122 

388.124 

293.197 

Vorarlberg  . 

— 

39.758 

— 

zusammen    . 

27,368.383 

52,540.300 

59,457.726 

67,076.543. 

Nach  den  einzelnen  Größekategorien  hatten  von  diesen, 
durch  Gutsübergaben  einem  Wechsel  zugeführten  bäuerlichen 
Realität(;n  einen-  Ubergabswert : 
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Im 

Ja 

h  r  e 

1897: 

L  a  II  d 

O 
O 

**• 

ii 

o  _ 

So 

ii 

1^  o 

^     IC 

— (  '■■; 

o 
o 
o 

ö 

'S 
J2 

Böhmen  .    . 

1579 

645 

379 

250 

188 

105 

64 

61 

35 

42 

81 

29 

19 

12 

Mähren  .    . 

846 

237 

140 

110 

81 

66 

42 

27 

26 

13 

34 

7 

2 

1 

Schlesien    . 

224 

104 

53 

32 

20 

18 

11 

5 

2 

4 

4 

— 

4 

— 

Osten*.  u./E. 

310 

217 

183 

161 

103 

70 

40 

36 

15 

11 

30 

13 

3 

2 

Österr.  o.  E. 

234 

133 

135 

104 

51 

45 

42 

28 

16 

12 

48 

11 

9 

1 

Salzburg     . 

17 

34 

24 

25 

10 

6 

9 

— 

2 

1 

2 

1 

1 

2 

Steiermark 

335 

335 

165 

110 

52 

30 

10 

9 

4 

8 

14 

6 

2 

1 

Kärnten  .    . 

37     41 

30 

28 

8 

3 

5 

4 

— 

— 

3 

— 

— 

Krain  .    .    . 

380 

247 

124 

52 

17 

10 

() 

3 

2 

— 

2 

2 

1 

— 

Küstenland 

97 

39 

16 

6 

1 

2 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Tirol    .    .    . 

9 

15 

23 

17 

8 

8 

— 

2 

— 

3 

3 

1 

1 

— 

Vorarlberg 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- 

— 

— 

— 

— 

Galizien  .    . 

308 

18 

4 

4 

2 

1 

— 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

Bukowina  . 

168 

3 

1 

— 

1 

— 

— 

-- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Zusammen  . 

4544 

2068 

1277 

899 

542 

364 

229 

176 

103 

94 

222 

70 

42 
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L  a  11  d 

cc 

o  ^ 

o  •— 

o  _ 

1^ 

o  5 

i 

ii 

§g 

H 

ii 

o  =■ 
c:  o 

0     M3 

U 

>2 

o 

o 
o 
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Böhmen  .    . 

1524 

727 

391 

247 

168 

131 

73 

56 

40 

24 

72 

29 

15 

11 

Mähren  .    . 

716 

247 

158 

125 

78 

50 

38 

31 

9 

9 

33 

8 

— 

2 

Schlesien    . 

182 

160 

113 

45 

32 

20 

14 

8 

6 

4 

11 

3 

1 

— 

Österr.  u./E. 

276 

211 

155 

lU 

68 

77 

37 

21 

11 

6 

25 

6 

— 

1 

Österr.  o./E. 

177 

182 

124 

102 

76 

56 

39 

26 

28 

17 

40 

7 

10 

1 

Salzburg     . 

26 

21 

30 

23 

14 

6 

4 

3 

3 

2 

3 

— 

2 

2 

Steiermark 

381 

268 

165 

97 

49 

26 

20 

12 

6 

6 

6 

3 

2 

— 

Kärnten .    . 

39 

46 

39 

19 

15 

10 

7 

4 

3 

— 

1 

1 

— 

Krain  .    .    . 

336 

235 

121 

43 

19 

11 

5 

3 

— 

2 

3 

— 

— 

Küstenland 

60 

31 

9 

3 

— 

3 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Tirol    .    .    . 

9 

19 

22 

17 

7 

7 

4 

3 

1 

3 

4 

— 

— 

1 

Vorarlberg 

1 

— 

3 

2 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

Galizien .    . 

883 

28 

5 

1 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

Bukowina  . 

191 

6 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Zusammen  . 

4801 

2181 

1335 

839 

526 

398 

242 

167 

108 

73 

198 

57 

30 

18 
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Land        i 

i 

1 

ii 

Is 

o  _ 

ii 

i| 

o  _ 

So 
—  o 

CO 

>  -^ 

ö 

Böhmen  .    .  i 

1906 

839 

489 

305 

191 

146 

86l 

66 

34 

27 

96 

31 

20 

8 

Mahren  .    . 

1098 

374 

181 

128 

77 

49 

27 

25 

21 

19 

36 

17 

4 

— 

Schlesien    . 

250 

193 

98 

46 

32 

23 

17 

8 

8 

9 

10 

2 

2 

— 

Ostern  u./E. 

307 

232 

208 

145 

96 

55 

28 

33 

20 

17 

37    10 

3 

— 

Österr.  o./E. 

163 

196 

140 

82 

75 

56 

38 

32 

24 

13 

30      5 

5 

2 

Salzburg     . 

28 

30 

34 

2i] 

19 

7 

7 

4 

— 

4 

9i  — 

— 

1 

Steiermark 

366 

319 

168 

103 

51 

26 

16 

19 

6 

8 

11      2 

4 

5 

lv;iruten  .    . 

33 

49 

36 

15 

10 

8 

3 

1 

1 

3     1 

1 

— 

Krain  .    .    , 

!  410 

274 

117 

48 

23 

6 

3 

3 

5 

2 

2 

— 

1 

3 

Küstenland 

76 

50 

7 

8 

3 

2 

1 

- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Tirol    .    .    . 

16 

37 

27 

26 

7 

8 

5 

7 

2 

2 

2 

— 

1 

1 

Vorarlberg 

— 

— 

— 

— 

— 

-- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Galizien  .    . 

871 

3(5 

5 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

Bukowina  . 

121 

1 

— 

1 
935 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Zusammen  . 

5645 

2630 

1 

1510 

584 

387 

231 

198 

120 

103 

236 

68 

42 

20 

Im    Jahre    1900 : 
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Böhmen  .  . 
Mähren  .  . 
Schlesien  . 
Österr.  u.  E. 
Österr.  o.  12. 
Salzburg  . 
Steiermark 
Kärnten  .  . 
Krain  .  .  , 
Küstenland 
Tirol  .  .  . 
Vorarlberg 
(ializien  .  . 
Bukowina  . 

Zusaiiiiiicn  . 


2285 

1345 

288 

373 

199 

23 
504 

45 
361 

63 

29 


1089 

458 
167 
279 
220 

32 
363 

67 
266 

23 

27! 


573 
241 

88 
201 
139 

51 
214 

25 
129 

11 

23 


350 
134 

39 
165 
1171 

24 
119 

34 

50 
2 

21 


1016' 
1441 


35 
6 


12   1 
3,  — 


249 

98 
26 
95 
87 
19 
59 
20 
22 
3 
9 


149 
83 
12 
75 
40 
14 
31 
4 


<;(;75  3832  171011056 


690 


99 
54 

8 

44 
41 

6 
25 

1 

7 


79 

34 
10 
34 
23 

41 
16 

6 
1 
6 


4231  292  214 


48 

27 

5 

15 
17 
2 
7 
2 
1 
2 
4 


130 


49 

16 

6 

17 

18 

9 
2 
4 


125 


771 
38 
14 
29 
44 

16 
5 
1 


31 
7 
4 
9 

10 

4 
1 


229 


22 
5 
1 
4 
4 
1 
6 


67 


43  18 
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liiemit  ist  die  amtliche  Ausgedingsstatistik  so  ziemlich 
erschöpft.  Sie  bietet  uns  bloß  Aufschhiß  darüber,  wie  in  den 
letzten  Jahren,  in  welchen  Ländern  und  bei  Avelchen  Wertkate- 
gorien von  Liegenschaften  Neubestellungen  von  Ausgedinge  am 
häutigsten  vorgekommen  sind.  Dagegen  läßt  sie  uns  bezüglich 
der  Beantwortung  anderer  wichtiger  Fragen  im  Stiche.  Solche 
Fragen  sind,  wie  bereits  erwähnt,  beispielsweise:  die  Größe  des 
Ausgedinges  und  das  Verhältnis  der  Leistungen  zum  Ertrage  des 
Bauerngutes,  die  Art  des  Ausgedinges,  dessen  durchschnittliche 
Dauer,  das  durchschnittliche  Lebensalter,  in  welchem  das  Aus- 
gedinge bestellt  wird,  das  verwandtschaftliche  Verhältnis  der  Aus- 
gedingler  zum  Besitzer,  die  Häufigkeit  der  Besitzänderungen  und 
Zwangsverkäufe  der  mit  Ausgedinge  belasteten  Bauerngüter, 
sowie  der  Ausgedingsprozesse   u.  a. 

Allerdings  wurden  auch  in  einzelnen  Ländern  Versuche 
behufs  amtlicher  Erhebungen  der  Ausgedings Verhältnisse  unter- 
nommen. So  namentlich  im  Jahre  1899  in  Böhmen,  wo  im 
Landtage  ein  Antrag  zur  Annahme  gelangte,  welcher  derartige 
Erhebungen  bezweckte.  Doch  ist  dieser  Antrag  bisher  ohne 
jedes  praktische  Resultat  geblieben.  Dafür  gewähren  einen  aller- 
dings ziemlich  mangelhaften  Aufschluß  über  die  Ausgedings- 
verhältnisse  in  Böhmen  die  veröffentlichten  Ergebnisse  der  vom 
böhmischen  Landeskulturrate  in  den  Jahren  1898  bis  1900  ver- 
anstalteten Agrarenquete.  Die  Mängel  haben  ihren  Grund  teils 
in  der  Methode,  teils  in  der  Art  der  Durchführung  dieser  Enquete. 
Die  Aufgaben  derselben  waren  zu  weit  gesteckt,  infolgedessen 
mußten  die  Erhebungen  in  typischer  Weise  erfolgen.  Es  wurde 
das  ganze  Land  in  eine  Anzahl  von  Territorialbezirken  zerlegt 
und  innerhalb  dieser  Bezirke  wurden  nur  in  je  drei  oder  vier  Ort- 
schaften die  Erhebungen  durchgeführt.  Obzwar  nun  ein  Fragebogen 
und  eine  ausführliche  Instruktion  für  die  Erhebungskommissäre 
hinausgegeben  wurde,  liegt  es  doch  im  Wesen  der  Sache  selbst, 
daß  die  Ergebnisse  je  nach  dem  individuellen  Vorgehen  der  ein- 
zelnen Kommissäre  eines  einheitlichen  Charakters  entbehren. 
Auch  die  redaktionelle  Verwertung  und  Bearbeitung  des  Ur- 
materials  entzieht  sich  der  Kontrolle. 

Die  Ausgedingsfrage  selbst  wurde  in  der  Enquete  ziemlich 
stiefmütterlich  behandelt.  Unter  den  144  Fragen  des  umfang- 
reichen Fragebogens  wurden  derselben  nur  3  eingeräumt,  und  zwar  : 

1.  Welche  Wirkung  haben  die  Ausgedinge  bei  Übergabe  der 
Bauerngüter  sowohl  unter  Lebenden  als  für  den  Todesfall  ?  Inwie- 
ferne  wird  durch  das  Ausgedinge  der  Kaufpreis  gedrückt  und  bei 
erbrechtlichen  Vermögensübertragungen  auf  die  infolge  des  Aus- 
gedinges herbeigeführte  Wertverminderung  Rücksicht  genommen? 

2.  Worin  besteht  in  der  dortigen  Gegend  in  der  Regel  das 
Ausgedinge,  wie  umfangreich  ist  dasselbe  im  Durchschnitte  bei 
den  Bauerngütern  und  wie  lange  dauert  das  Ausgedinge  inner- 
halb einer  Generation? 

3.  Wie  lange  bewirtschaftet  in  der  Regel  der  Bauer  das  Gut? 
Diese  Fragen    w^urden    von    den    einzelnen  Erhebungskom- 

mißsären  nachstehend  beantwortet: 
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Krhol.iiug.ssivbiet,  bostelioiul  aus  den  (ierichts- 
bezirken 


Wird  bei  erb- 
Übt  das  Ans-  vecUtlichev  ilber- 

t?edinge  eine  preis-    |      traguns»;  auf  die 
drückende  Wirkung  | Wertsvermiuderuu!. 
auf  den  Gutswert?  Rilcksiclit  ge- 

uonniK^nV 


Nachod,  Köuiginliof,  Böhm.  Skalic,  Eipel, 
Neustadt,  Opocno,  Polic 

Holic,  Adlerkostelec,  Reichenau,  Senften- 
berg 

Jnvomef,  Pnvdubic,  Königgrätz,  Prelouc  . 

Chluuu^c,  Ncubydzov,  Hofic,  Ncelianic  . 

Caslau,    Chrudiui,     Kuttcuberg,     Hobcn-I 
inauth I 

Nasavrk,  Skutcc,  Cboteboi%  Ledec,Habem 

Policka,  Pfibislau,  Wildenschwert,  Leito- 
mischl,  Hlinsko,  Polna 

Hunipolec,  Deutschbrod,  Pilgram,  Kame- 
nic,  Pocatek 

Neuhaus,  Lomnic,  Wcseli,  AVittingau, 
Moldautein 

Budweis,  Krumau,  Prachatic,  Neto- 
lic,  Frauenberg,  Lischau,  Schwemitz, 
Gratzen 


Tabor,  Sobeslau,  Mühlhauscn,  Beehyü 


Pisek,  Breznic,  Mirovic,  Vodnan  .... 

Horazdovic,  Strakonic,  Winterberg,Volyn, 
Blatua 


Taus,   Klattau.  Schüttenhofen 

BischotYcinitz,   Ncpoimik,  Phuiic,  Prestic 


Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja,  der  Wert 

wird  etwa  um  V3 

herabgedrückt 

Ja 

Ja 
Ja 
Ja 

Ja 

Ja,  jedoch  werden 
oft  die  Ausgedingler 
beim  Verkaufe  der 
Realität  mit  einer 
unzureicbenden 
Summe    ein-  für 
allemal  abgefunden 
und  hiedui-cli  ver- 
kürzt 

Ja 

Ja 

Ja 
Ja 


Ja 

Ja 

Wenig 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Nein 

Nein 

Ja 
Ja 


Ja 

Ja 

Nein 
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Besteht  das  Aus- 

gediiigo  in  Natural-  oder 

(leldlciistunpcou  V 

Die  durchsclmittliche 

Il()lie  des   Aiisgediiitjes 

im  ( icldwerte 

Die  dui-ehschuitt- 

liche  Dauer  des 

Ausgediuti'es 

Die,  (lur<'lisc!iiiitt- 
lielie    l>auer    der 
JJewirtscliaftuntr 
des  'jutes  seitens 
eines  Besitzers 

In  Naturalleistungen 
und  freier  Wohnung 

}  300  A   bis  360  K 

ir)bis20  Jnhre 

25  bis  30  Jahre 

dto. 

per  1ha  11  K  40/,, 

15  bis  20  JMhre 

25  bis  40  Jahre 

dto. 

400  A   bis  (140  A'  { 

15  bis  20  Jahre 
(aber  aueh  40  J.) 

}  25  bis  30  Jahre 

dto. 

300  A'  bis  000  ZV 

15  bis  20  Jahre 

25  bis  30  Jahre 

dto. 

200  A  bis  800  A 

15  bis  20  .lahre 

25  bis  35  Jahre 

dto.                1 

100  A  bis  600  A 

(aber  auch  800  A' 

und  1200  A) 

i  15  bis  25  Jahre 

25  bis  35  Jahre 

dto. 

300  A  bis  700  A 

15  Jahre 

30  Jahre 

dto. 

bis  Idha  200  A 

15  bis  20  Jahre 

25  bis  30  Jahre 

dto. 

? 

15  bis  35  Jahre 

25  bis  30  Jahre 

dto. 

300  A  bis  400  A 

20  Jahre 

35  bis  40  Jahre 

dto. 

höchstens  400  A 

xO  bis  20  Jahre 

30  bis  35  Jahre 

dto. 

400  A  bis  600  A 

9 

25  bis  30  Jahre 

dto. 

■ 
? 

Bei  Männern 

17  Jahre, 

bei  Frauen 

22  Jahre 

.      30  Jahre 

dto. 

200  A  bis  610  A 

10  bis  20  Jahre 

20  bis  35  Jahre 

dto. 

9 

15  bis  25  Jahre 

25  bis  35  Jahre 
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Erhebuussgebiet,  bestehend  aus  den  Gi^richts- 
bezirkeii 

(ibt  das  Aus- 
gedinge eine  preis- 
drüc'kende  Wirkung 
auf  den  (Tutswert? 

^\  ii'd   Itui  (M'b- 

rechtliiher  (ber- 

tragung  auf  die; 

Werts  VC  runnd(M-ung 

Kiifksicht  gi^- 

)ioninien  V 

Pilsen,  Mies,  Manetin 

Ja 
Ja 

Ja 

Rokycaii,  Blovic,  Kralovic  *) 

Ja 

Hofowic,  Zbirov,  Pürglitz 

Ja 

Ja 

Köuigsaal,  Eule,  Dobns,  Neveklau   .    .    . 

Ja 

Ja 

Sedlcau,  Votic,  Sedlec,  Jungvozic     .    .    . 

Ja 

Ja 

Benescliau,  Vlasim,  Unter-Kralovic,  Kohl- 
janovic 

Ja 
Ja 

Ja 

Koliu,  Podebrad,  Königstadtl,  Jicin     ,    , 

Nein 

Böhm.     Brod,     Rican,     Schwarzkostelec, 
Kourim 

Ja 
Ja 

Ja 

Karolinenthal,  Kgl.  Weinberge,  Smichov, 
Zizkov 

Ja 

Schlan,  Welwarn,  Libochovie 

Ja 

Ja 

Laun,  Rakonitz,  Neu-Strasic 

Ja 

Wenig 

Leitmeritz,  Melnik,  Raudnic 

Ja 

Ja 

Juugbunzlau,  Ncubenatek,  Brandeis,  Nim- 
bui's 

Ja 

Ja 

Ja 

B.  Aicha,  Weißwasser,  Turnau,  München- 
grätz,  Sobotka 

Ja 

Neu-Paka,   Lomnie,   Semil,   Starkenbach, 
Hochstadt,  Eisenbrod 

Ja 

Ja 

^)   Kommen  öfters  auf  dcrsel1)en  Liegenschaft  zwei  Ausgediuge  vor. 
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Besteht  das  Aus- 

g<^din'40  in  Xatni-aK  odiü- 

(Teldleistunii'c'ii  V 


Die  (lurchschnittliclie 

Hölio  des   Ausgedinges 

im  (Jeldwerte 


In  Naturalleistungen 
\U](]  freier  AVohnung 

(Ito. 

Kommen  beide  Arten 
vor 

In  Naturalleistungen 
und  trei(U'  Wohnung 

dto. 

(Ito. 
(Ito. 

Kommen  beide  ArteuJ 


vor 


Meistenteils  in  (Geld- 
leistungen 

Konnnen  beide  Arten 
vor 

dto. 

dto. 

Kommen  beide  Arten 

vor,  in  Geldleistungen 

besonders  im  Bezirke 

Braudeis 

In  Naturalleistungen 
und  freier  Wobnunü' 


dto. 


360 /C  bis  700 /v 

400  K  bis  700  K 

}400  7v  bis  1100  A' 

}  3ß0  K  bis  400  K 

300 /v   bis  (iOOA^ 
? 

600/1  bis  800  A' 

(aber  auch  bis 

2000  K) 

}400A  bis  1200  Ä' 

}400/C  bis  1200  A 

500  A  bis  1200  A 
650  A  bis  1200  A 

-240A  bis  800  A 

}260A  bis  600  A 
100  A  bis  300  A 


JJie  dui-chschnitt- 

liehe  Dauer  des 

Ansj>(idiui;-es 


25  bis  30  Jalire 
25  bis  35  Jahre 
15  bis  20  Jahre 

20  bis  25  Jahre 
20  bis  30  Jahre 

10  bis  20  Jahre 
10  bis  20  Jalire 

l  20  bis  25  Jahre 

15  Jahre 

15  bis  20  Jahre 

15  Jahre 
15  bis  20  Jahre 


10  bis  25  Jahre 


Di(>  dui-elisclniitt- 
liclie    Dauer    (l(fr 
Bewirtschaftung 
d(;.f!  (Jutes   seitens 
eines  Besitzers 


2ry  bis  -50  Jahre 
30  bis  37  Jahre 
30  bis  35  Jahre 

30  Jahre 
25  bis  30  Jahre 

30  bis  35  Jahre 
25  bis  35  Jahre 

35  Jahre 

30  bis  40  Jahre 

25  bis  30  Jahre 

30  Jahre 
30  bis  35  Jahre 

30  bis  35  Jahre 
30  Jahre 


10  bis  30  Jahre      25  bis  30  Jahre 
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Die  Ergebnisse  der  Beantwortung  dieser  Fragen  Averfen 
zwar  nur  spärliclies  Liclit  auf  die  Ausgedingsverhältnisse  in 
Böhmen,  immerhin  kann  man  ihnen  jedoch  einige  interessante 
Daten  entnehmen. 

Was  die  erste  Frage  anbetrifft,  erscheint  dieselbe  allerdings 
beinalie  überflüssig.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daü  das  Aus- 
gedinge, als  eine  Reallast,  preisdrückende  Wirkung  auf  den 
Gutswert  ausüben  muß  und  wird  jeder  Käufer  eines  mit  einem 
Ausgedinge  belasteten  Gutes  den  kapitalisierten  W^ert  dieses 
Ausgedinges  je  nach  der  Höhe  der  Leistungen  und  der  mutmaßlichen 
Dauer  derselben  vom  Kaufpreise  in  Abschlag  bringen.  In  diesem 
Sinne  wurde  auch  die  Frage  von  sämtlichen  Erhebungskommis- 
sären durchwegs  bejaht.  Nur  bei  Verlassenschaftsabhandlungen 
wird  in  einzelnen  Gegenden  diesem  Momente  nicht  hinreichend 
Rechnung  getragen,  was  allerdings  der  Billigkeit  nicht  entspricht 
und   eine  Korrektur  erheischen  dürfte. 

Die  Leistungen  bestehen  in  Böhmen  vorwiegend  in 
Naturalien.  Nur  in  einem  Ermittiungsgebiete  (in  den  an  die 
Hauptstadt  Prag  unmittelbar  grenzenden  Bezirken  Karolinenthal, 
Smichov,  Kgl.  Weinberge  und  Zizkov)  und  im  Nachbarbezirke 
Brandeis  a.  E.  sind  Geldleistungen  üblicher,  worauf  die  Nähe 
der  Hauptstadt  und  infolgedessen  das  Überwiegen  der  Geldwirt- 
schaft sicherlich  nicht  ohne  Einfluß  ist.  In  einigen  wenigen 
Bezirken  kommen  beide  Arten  vor. 

Was  den  Umfang  und  die  Höhe  des  Ausgedinges  anbelangt, 
sind  die  Angaben  ziemlich  schwankend  und  unbestimmt.  Der 
Hauptfehler  liegt  darin,  daß  meistenfalls  nur  die  absolute  und  nicht 
auch  die  relative  Höhe  angeführt  ist.  Gerade  die  relative  Höhe  des 
Ausgedinges  ist  jedoch  von  der  größten  Bedeutung,  nachdem 
hieraus  erst  der  Schluß  gezogen  werden  kann,  in  welchem  ]Maße 
die  Ausgedingslast  für  den  Bauer  drückend  ist.  Auch  die  Höhe 
des  Ausgedinges  mit  Rücksicht  auf  die  sonstige  Verschuldung 
wurde  nicht  in  Betracht  gezogen,  was  jedoch  für  die  wirt- 
schaftliche Lage  des  Besitzers  ungemein  wichtig  ist.  Die  Natural- 
leistungen Averden  in  Geld  bewertet,  die  Bürgschaft  für  die 
Richtigkeit  dieser  Bewertung  muß  allerdings  den  Erhebungs- 
kommissären überlassen  werden. 

Die  absolute  Höhe  der  Ausgedingsleistungen  erscheint  sehr 
ungleichmäßig,  man  kann  jedoch  beobachten,  daß  dieselbe  in 
den  wohlhabenden  inid  fruchtbaren  Gegenden  von  Mittelböhmen 
erheblich  größ(ir  ist,  als  in  dem  hügeligen  und  ärmeren  Südböhmen. 
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Dioser  Umstand  ist  ganz  erklärlich,  die  Höhe  der  Alters- 
renten steigt  im  Verhältnisse  zur  Ertragsfähigkeit  des  Gutes. 
Man  kann  aber  trotzdem  die  Behauptung  aufsteHen,  daÜ  die 
absolute  Höhe  des  Ausgedinges  auch  in  den  fruchtbarsten  und 
wohlhabendsten  Gegenden  nicht  dasjenige  Maß  überschreitet, 
(hi(.^  der  Ausgedingh^r  im  Überflüsse  h'ben  könnte. 

Di(^  durchschnittliche  Zeitdauer  des  Rentenbezuges  ist  nicht 
überall  gleich,  meistens  bewegt  sie  sich  zwischen  15  bis  25  Jahren, 
nicht  selten  kommen  jedoch  auch  Fälle  von  35jähriger  Dauer 
des  Ausgedinges  vor,  also  einer  ganzen  Generationsz(ütperiode. 
Aus  dieser  ziemlich  langen  Dauer  kann  man  schließen,  daß  sich 
die  Bauern  v^erhältnismäßig  sehr  frühzeitig  zur  Ruhe  begeben, 
wofür  auch  die  Angaben  über  die  Zeitdauer  der  Gutsbewirt- 
schaftung sprechen.  Die  durchschnittliche  Dauer  der  Bewirt- 
schaftung beträgt  nur  25  bis  30  Jahre,  selten  40  Jahre,  also 
eine  viel  kürzere  Zeit,  als  die  aktive  Erwerbstätigkeit  in  jedem 
anderen  Berufe.  Vergleicht  man  die  Ziffern  über  die  Dauer  des 
Ausgedinges  mit  denjenigen  über  die  Dauer  der  Bewirtschaftung, 
so  sieht  man,  daß  die  Differenz  zwischen  beiden  gar  nicht  groß 
ist,  daß  manchenorts  der  Bauer  eine  beinahe  ebensolange  Reihe 
von  Jahren  die  Altersversorgung  genießt,  als  er  erwerbstätig  war. 
Diese  Erscheinung  kann  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 
aus  gewiß  als  keine  günstige  angesehen  werden. 

Dies  ist  das  gesamte  gewiß  recht  dürftige  Material,  welches 
die  Agrarenquete  über  die  Ausgedingsverhältnisse  in  Böhmen 
geliefert  hat,  insoweit  dasselbe  statistisch  verwertet  werden  kann. 
Andere  Daten,  die  ebenfalls  von  Interesse  wären,  so  beispiels- 
weise die  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Besitzer 
und  dem  Ausgedingler,  die  Häufung  von  mehreren  Ausgedingen 
auf  einer  Realität,  der  allfällige  Zusammenhang  des  Ausgedinges 
mit  der  Verschuldung,  mit  den  Zwangsverkäufen  u.  s.  w.,  wurden 
gar  nicht  berücksichtigt,  was    allerdings  zu  bedauern  ist. 

Einen  beachtenswerten  Versuch  zum  Zwecke  amtlicher 
Ermittelung  der  Ausgedingsverhältnisse  kann  man  dagegen  aus 
Mähren  verzeichnen  ^).  Im  mährischen  Landtage  wurde  nämlich 
im  Jahre  1900  der  Antrag  auf  statistische  Erhebung  der  Aus- 
gedingsverhältnisse in  Mähren  gestellt.  Diese  Erhebungen 
wurden  vom  mährischen  Landeskulturrate  tatsächlich  in  Angriff 
genommen  und  zwar  auf  zweierlei  Art.  Die  erste  bestand  darin, 

^)  Vergl.  Rohäcek:  „Vymeakärske  pomery  na  Morave"  in  der 
Kevue    ,,Zemedelska  politika",   Brunn,    1902,   I.,   308   ff. 
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flau  in  jedem  Gericlitsbezirke  zwei  typisclie  Ortscliaften  gewählt 
wurden,  in  denen  die  Ausg-edingsverhältuissc;  durch  die  Gerichts-, 
Steuer-  und  sonstige  Behörden  (n^mittcdt  wurden.  l)i(^  Ergebnisse^ 
waren  aber  jedenfalls  nicht  ganz  zufriedenstell end,  denn  der 
Landeskulturrat  entschloß  sich  noch  eine  zAveitc^  und  zwar 
individuelle^  Ermittelung  durchzuführen.  Es  wurde  ein  umfang- 
reicher Fragebogen  an  sämtliche  Gemeinden  Mährens,  über  30<H> 
an  der  Zahl,  ausgeschickt^  wobei  als  Erhebungsorgan  die  Lehrer- 
schaft benützt  wurde.  Der  Inhalt  dieses  Fragebogens  stützt  sich  im 
großen  und  ganzen  auf  die  im  vorliegenden  Buche  enthaltenen 
Anregungen,  insoweit  sich  dieselben  auf  die  Frage  beziehen, 
welche  tatsächlichen  Umstände  zu  ermitteln  wären  und  in  welcher 
Richtung    sich    die    bezüglichen    Erhebungen    bewegen  sollten^). 

Leider  kann  man  sich  bisher  noch  nicht  darüber  äußern, 
ob  und  inwieweit  dieser  groß  angelegte  Versuch  der  statistischen 
Ermittelung  der  Ausgedingsverhältnisse  in  Mähren  schätzenswerte 
Ergebnisse  zu  Tage  gefördert  hat  und  von  Erfolg  begleitet  ist. 
Die  ausgefüllten  Fragebogen  sind  zwar  bereits  seit  längerer 
Zeit  zurückgelangt,  aber  die  Bearbeitung  des  umfangreichen 
Materials  ist  bisher  noch  nicht  zum  Abschlüsse  gebracht  und 
publiziert  worden  und  konnte  deshalb  bedauerlicherweise  auch 
bei  dieser  Arbeit,  trotzdem  dieselbe  gerade  Avegen  Abwartung 
dieser  statistischen  Ergebnisse  eine  bedeutende  Verzögerung  er- 
fahren hat,  noch  nicht  verwertet  werden"). 

Um  wenigstens  teilweise  dem  bestehenden  Mangel  an 
amtlicher  Ausgedingsstatistik  abzuhelfen,  habe  ich  den  aller- 
dings etwas  gewagten  Versuch  unternommen,  an  deren  Stelle 
mit  einem  Surrogate  fürlieb  zu  nehmen  und  auf  privatem  Wege 
eine  freilich  nur  lückenhafte  und  nur  auf  Stichproben  ge- 
stützte statistische  Erhebung  vorzunehmen,  die  folglich  auf  eine 
richtige  Darstellung  der  tatsächlichen  Umstände  keinen  An- 
spruch erheben  kann.  Denn  mögen  die  gesammelten  Daten 
im  einzelnen  genau  und  verläßlich  sein,  sind  sie  doch  zu 
spärlich,     um    ein     nur    einigermaßen     anschauliches     Bild     des 

^)  Die  böhmische  Ausgabe  des  vorliegenden  Buches  ist  nämlich 
bereits  im  Jahre    1900   im   Drucke   erschienen. 

-)  Eine  tlieilweise  Publication  dieser  Erhel)ungen,  die  sich  aller- 
dings hauptsäclilich  nur  auf  die  Frage  bezieht,  ob  der  Bauer  das  Gut 
seinem  ältesten  oder  jüngsten  Sohne  übergibt,  ist  kürzlich  erschienen, 
konnte  jedoch  leider  nicht  mehr  berücksichtigt  werden.  (Vergl. 
Rohacck:  „Kdy  odchäzi  liosjiodar  na  vymcnek  ?"  Revue:  „Zcmc- 
dclska  politika",    Brunn,    1903,    IL,   412   ff.) 


37]  Das  Auso-edinge.  37 

Ganzen  bieten  zu  können.  Icli  habe  nämlich  statistische  Daten 
aus  einigen  Ortschaften  Böhmens  und  Mährens  gesammelt,  welche 
in  dieser  Beziehung  als  typische  angenommen  werden  können. 
EiS  sind  dies  die  Ortschaften  Hloubetin,  Senomat  und  Cimic  in 
Böhmen  und  Kozusan   in  Mähren. 

Die  Gemeinde  Hloubetin  im  Karolinenthaler  Bezirke  liegt 
in  unmittelbarer  Nähe  der  Hauptstadt  Prag  und  grenzt  an  den 
industriereichen  Prager  Vorort  Vysocan.  Infolgedessen  ist  ihre 
B<'völkerung  bereits  stark  von  dem  industriellen  Arbeiterelemente 
durchsetzt,  der  landwirtschaftliche  Charakter  ist  jedoch  im 
allgemeinen  immer  noch  vorherrschend.  Auf  die  Art  und  den 
Ertrag  der  landwirtschaftlichen  Produktion  übt  natürlich  bedeu- 
tenden Einfluß   die  Nähe  der  Großstadt. 

Die  Gemeinde  Senomat  liegt  im  westlichen  Teile  des  Be- 
zirkes Rakonic,  in  einer  fruchtbaren  Gegend  mit  bedeutendem 
und  einträglichem  Hopfenbau.  Es  ist  dieß  eine  größere  Ortschaft 
mit  wohlhabender,  rein  landwirtschaftlicher  Bevölkerung. 

Die  Gemeinde  Cimic  liegt  im  Bezirke  Schüttenhofen  im 
Böhmerwalde,  in  einer  minder  fruchtbaren^  bergreichen  Gegend 
mit  rauhem  Klima  in  naher  Nachbarschaft  von  umfangreichem 
Latifundienbesitz.  Die  Bevölkerung  nährt  sich  dürftig  mit 
Feldbau. 

Die  Gemeinde  Kozusan  liegt  in  Mähren  südlich  von  Olmütz 
in  der  fruchtbaren  Hannagegend.  Die  Bevölkerung  treibt  aus- 
schließlicli  Landwirtschaft  und  gilt  als  sehr  wohlhabend. 

Diese  vier  Ortschaften^  deren  klimatische,  orographische, 
landeskulturelle  und  wirtschaftliche  Verhältnisse  so  grund- 
verschieden sind;,  kann  man  bis  zu  einem  gewissen  Grade  für 
geeignete  Typen  zum  Zwecke  statistischer  Erhebungen  der 
Ausgedingsverhältnisse  betrachten  und  auf  Grund  dieser  Er- 
hebungen kann  ein  wenigstens  annäherndes  Gesamtbild  gewonnen 
werden. 

Nachdem  nun  die  Ausge dingsfrage  nur  für  den  bäuerlichen 
Mittel-  und  Kleinbesitz  von  Bedeutung  ist,  konnten  die  Erhe- 
bungen lediglich  auf  diese  Güterkategorien  beschränkt  und  der 
Parzellen-  und  Häuslerbesitz  außeracht  gelassen  werden.  Als 
Mittel-  und  Kleinbesitz  wurden  einem  Besitzer  gehörige  Komplexe 
von  Grundstücken  angenommen,  deren  Gesamtkatastralreinertrag, 
auch  wenn  dieselben  in  verschiedenen  Grundbuchseinlagen  ein- 
getragen sind,  mindestens  25  fl.  ö.  W.  beträgt.  Also  zweifellos 
landwirtschaftliche    Unternehmungen    von    einem    noch    ziemlich 
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gering(Mi    Ilinfange.     Als    mutmaßlicher  Wert    der    Liegenschaft 
wurde  das  SOfache  des  Katastralreinertrages  angenommen^). 

Dies  vorausgeschickt,  gewähren  die  Ausgedingsverhältnisse 
obgenannter  vier  Ortschaften  naclistehendes  Bild : 

1.  Die  Gemeinde  Hloubetin: 

Bevölk(n*ungszahl  1362  Einwohner^'). 
Gesamtkatastralausmaß  600  ha  22  a  Ol  m^. 
Gesamtkatastralreinertrag  10.948  fl.  06  kr.  ö.  W. 
Zahl     der     Liegenschaften     mit    einem     Reinertrage    über 
25  li.  2S"^). 

Von  diesen  28  Liegenschaften  waren  mit  Ausgedinge  be- 
lastet 2  oder  T-lö^/o"^),    vom    Ausgedinge    frei   26    oder    92-85'^'/ ^). 

Mit  Ausgedingen  waren  im  Jahre  1899  nachstehende  Liegen- 
schaften belastet: 

,.-      .  ,  Ahsolntt'  ,,   ,    ^. 

tJruuulnichs-                         .             ^                          Keinen raj>-    ,        .,„,.     ,             (gesamt-  ,- 

.    ,                                  Aiisiiialo                         .      /.„,i     "  dein  aotaeneu            ,     ,,  \  er- 

eiiila{>e                                                                      m   'Tnldeii      ,,   .        ,            verscliiilduiiü'  ,     ,  , 

"                                                                                                  lleinertrage      .      /^,    ,  ,  schuldnnif 

^        m  Gulden  " 

3  16  ha  64  a  67  m'      312-46      9.373-80     5000      53-34o  o 

65  3  ha  ISa  22  m^        92-01      2.760-30       500      18-12^0 


zusammen  20 /i«  42  a  89  m-      404-47    12.134-10     5500      35-73^, 


,0 


^)  Die  Feststellungsart  des  Besitzwertes  auf  Grund  eines  x-fachen. 
Katastralreinertrages  hat  allerdings  große  Mängel.  Sie  ist  weder  exakt 
noch  mit  Rücksicht  auf  örtliche  Verschiedenheiten  und  individuelle  Ab- 
weichungen hinreichend  verläßlich,  doch  für  das  durchschnittliche  Gesamt- 
ergebnis ist  der  Katastralreinertrag  doch  ein  richtigerer  Maßstab,  als  das 
bloße  Flächenausmaß  ohne  Rücksicht  auf  den  Ertrag  oder  als  die  indivi- 
duelle und  deshalb  im  allgemeinen  erst  recht  wenig  verläßliche  Abschätzung 
durch  Sachverständige.  Das  30-fache  des  Katastralreinertri;ges  kann  aber 
trotz  mancher,  in  Ausnahmsfällen  vielleicht  begründeter  Einwendungen 
doch  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  «uf  Grund  langjähriger 
Erfahrungen  kreditgewährender  Geldinstitute  eher  für  niedrig  als  für  zu 
hoch   angenommen  werden. 

^)   Nach   der  Volkszählung  vom  Jahre   1890. 

^)  Es  wurden  hiebei  nicht  nur  für  sich  bestehende  Bauerngüter, 
welche  mit  einer  Konskriptionsnummer  und  mit  Wirtschaftsgebäuden 
versehen  sind^  berücksichtigt,  sondern  auch  bloße  Grundstücke,  insofcrne 
sie  einen  selbständigen  Grundbuchskörper  bilden.  In  mehreren  Grund- 
buchseinlagen vorgeschriebene,  aber  einem  und  demselben  Besitzer  gehö- 
rige  Grundstücke  wurden  als  eine  Einheit  angenonmien. 

^)  Es  wurden  nur  solche  grundbücherlich  haftende  Ausgedinge 
berücksichtigt,  die  tatsächlich  noch  bestanden,  wo  also  die  Ausgedingler 
noch   am   Leben   waren. 
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Die  Aiiög-edingsverhältiiisse  waren  gestaltet  folgendermaßen: 


Das  «(Igen-         Ihr  Altoi 


])i«  his- 


-,  ,  i  11  \värtifi"(i  im   /«it-         Das    Aus- 

i.„,.i,v..;.,  ,!,>,•    A„c         Das  \«rlialtiiis       Alten-    (Um-       imiikto  dor  godinge  ,,  , 

uiicust'iii-  <i(M    AUS-  ,         i>      -t  i  .  T  1  ,  .        Daui^r  des 

1..,r,.  ü-,wl,-,.,rl.M.  ^'""'      '"""t^-*'l'  Aus-  AUSg(!dlllgS-      IxjStellt      S3lt  "v 

lag,,  g.nhngl.i  g,.,liugler         h„st.dlung       dou,   Jaluv  't.""" 

.lahro  .hUir.'  g.'dingos 

3  1         verwandt  61  51  1889      10  Jahre 

65  1  fremd  ?  ?  1893        6  Jahre 

Die  Ausgedinge  bestehen  in 

Gruudbuclis- 
ninlage 

3  freier  Wohnnngj  jährlicher  Geldrente  von  200  fl.  ö.  W. 

dem  Ansprüche  auf  tägliche  Leistung  von  Y2  ^  Milch, 
1  Ei,  jährlich  2  m  Holz  und  10  q  Steinkohle^; 
65  jährlicher  Geldrente  von  120  fl.  ö.  W. 

i>ai.,+;,,.>,.  A\'^,.+  .^.,-.  Relativer  Wert  des 

Relativer   v\  ert  dos  ....  . 

Approximativer  lO-fach     kapitalisierten  Aus-         l^apitaiisierten  Aus- 

(Irundbuch.seinlage  kapitalisierter  Geld-    gedinges  im  Verhältnisse    ..,^.    "'^^'^  ,""•:  "'^l' 

4.    1         4       „    T  i\  Axr     i      1  uhrigen  »Schulden  im 

wert  des  Ausgedinges  M  /,um  Werte  der         ,,     ,  .F..    .  ,,.     ^ 


Liegenschaft 

\  eruaiLUisse  zuiii   \\  (irie 
der  Liegenschaft 

3 

3000  fl. 

32-04>^/o 

85-38'Vo 

65 

1200  fl. 

43-487o 

61-60Ö/0 

durchschnittlich         2100  fl.  37-76Vo  73-497o 

Außer  den  oben  erwähnten  Ausgedingen,  welche  auf  Liegen- 
schaften mit  einem  25  fl.  übersteigenden  Reinertrage  haften,  kommen 
in  dieser  Ortschaft  noch  Ausgedinge  auf  kleinen  Anwesen  vor, 
mit  denen  kein  Besitz  von  landwirtschaftlichen  Grundstücken 
verbunden  ist.  Die  durchschnittliche  Dauer  dieser  Ausgedinge 
beträgt  15  Jahre,  das  durchschnittliche  Lebensalter  der  Aus- 
gedingler  52  Jahre.  Diese  Ausgedinge  bestehen  überwiegend  im 
Ansprüche  auf  gemeinsamen  Tisch  mit  dem  Besitzer  —  in 
manchen  Fällen  wird  die  Arbeitsunfähigkeit  des  Ausgedinglers, 
in  anderen  Fällen  wieder  die  Arbeitsaushilfe  desselben  voraus- 
gesetzt —  ferner  auf  Beleuchtung,  Beheizung  und  Begräbnis- 
ausstattung. 

Die  übrigen  26  Liegenschaften  mit  einem  Reinertrage  über 
25  fl.,  die  mit  keinem  Ausgedinge  belastet  sind,  haben  zusammen 

ein  Ausmaß  von 304  ha  15  a  95  m^ 

Katastralreinertrag      .....  6.583  fl.  26  kr. 

einen  Wert  nach  dem  30-fachen  Katastral- 

reinertrage 197.497  fl.  80  kr. 


1)  Auch  hier  mußte  man  sich  mit  einer  nur  schematischen  Be- 
rechnung des  kapitalisierten  Wertes  des  Ausgedinges  begnügen  und 
konnte  auf  individuelle,  nach  streng  versicherungstechnischer  Methode 
durchgeführte   Ermittelung  nicht  eingegangen  werden. 
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Gesamtverschuldung 274.146  i\.  06  kr.  ^) 

oder  relativ 138-81  Vo- 

In  (lieser  Ortschaft  fällt  die  verhältnismäßig  geringe  Anzahl 
von  Ausgedingen  auf  kleinen  und  mittleren  Liegenschaften  auf. 
Nur  der  dreizehnte  Teil  sämtlicher  Liegenschaften  ist  mit  Aus- 
gedinge belastet.  Der  Grund  hiefür  ist  jedenfalls  in  der  Nähe 
dieser  Ortschaft  von  der  Hauptstadt,  in  rascherem  Besitzwechsel 
und  im  Zurückweichen  der  Naturalwirtschaft  zu  suchen.  Dagegen 
scheint  hier  das  Ausgedinge  als  Schutzwehr  gegen  das  Kin- 
dringen der  Geldwirtschaft  zu  wirken,  die  namentlich  durch  die 
hohe  Verschuldungsziff(4-  gekennzeichnet  wird.  Das  Verschul- 
dungsverhältnis beträgt  nämlich  dort,  wo  kein  Ausgedinge  vor- 
kommt, 138-8 P/o,  dagegen  dort,  wo  es  ein  solches  gibt,  mit  dem 
kapitalisierten  Ausgedinge  bloß  73-49%,  ohne  dasselbe  sogar 
nur  35-73«'o. 

Der  kapitalisierte  Wert  der  Ausgedinge  beträgt  etwas  über 
ein  Drittel  des  Wertes  der  Liegenschaften.  Die  übrigen  Momente, 
die  sonst  in  Betracht  zu  ziehen  wären,  namentlich  das  Alter  der 
Ausgedingler,  die  Dauer  des  Ausgedinges,  der  Umfang  des- 
selben, schließen  wegen  zu  geringer  Anzahl  der  einzelnen  Fälle 
jedwede  Schlußfolgerung  aus. 

2.  Die  Gemeinde  S  e  n  o  m  a  t : 

Bevölkerungszahl  897  Einwohner. 

Gesamtkatastralausmaß  946  ha  88  a  32  in^. 

Gesamtkatastralreinertrag  13.902  fl.  59  kr.  ö.  W. 

Zahl  der  Liegenschaften  mit  einem  Reinertrag  über  25  fl.  41 

Von  diesen  41  Liegenschaften  waren  mit  Ausgedinge 
belastet  14  oder  34*  15%,  vom  Ausgedinge  frei  27  oder  65-85^0. 

Mit  Ausgedinge  waren  im  Jahre  1900  nachstehende  Liegen- 
schaften belastet: 


(Jnuidbncli.s- 
cinlajje 

A    n    •!   111   ;\   IJ 

Reinertrag 
in  (luldcn 

AN'ert 

nach  dem 

ao-faclien 

Ileinertraf-«! 

Absolute 
(iesanitver- 
scliuldnng 
in  (lulden 

Kelative 

V(M-- 

scliuldunjj: 

15 

!     15  ha  13  a  37  m^ 

220-10  i 

G603-  — 

___ 

17 

1  ha  17  a  48  m'^ 

82-41 

2472  30 

1    2GG1-04 

107-64 

18 

1 

20  ha  72  a  11  m^ 

28(5  09 

8582-70 

9083-33 

105-84 

25    1 

13  ha  GO  a  '21  m^ 

155-98 

4679-40 

5!)80-  — 

127-80 

21 

10  ha  öö  a  Gl  m'^ 

283-38 

8.501-40 

3300  •  — 

38-81 

^)    Die   simultane   Verschuldung   inbegriffen. 
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(Jruu(U)Uflis- 
ei  11  läge 

A  11  s  ni  a  ß 

Kuiliertrag 
in   (luldeii 

Wert 

nach  dem 

30-facl'()ii 

Reinerträge 

1 

Absolute 
Gesanitver- 
schnldiing 
in   (Jultlen 

Relative, 
Ver- 

scliulduiig 

28 

9  ha  24  a  31  m'^ 

177-54 

5326-20 

3830- — 

71-91 

29 

23  ha  47  a  39  w"^ 

410-30 

12309  •  — 

156H9-77 

127-46 

42 

10  ha  02  a  76  m^ 

119-58 

3587-40 

938-  — 

26-15 

46 

9  Äa  95  «  78  m^ 

158-37 

4751-10 

4077  •- 

85-81 

62 

6  /la  22  a  68  W-' 

148-20 

4446-  — 

— 

— 

63 

7  /m  36  a  45  jn-^ 

103-39 

3101-70 

1700-    - 

54-82 

65 

6  /irt  55  a  15  w?"^ 

121-48 

3644-40 

2980  - — 

81-77 

67 

11  ha  99  «.  37  w?.'^ 

201-24 

6037-20 

9995-  — 

'     165-56 

75 

Hha  öl  a  80  wi"^ 

21011 

6303-30 

6146-84 

97-52 

Zusammeu  . 

160  Äa  61  a  19  w'^ 

2678-17 

80345  10 

66380-98 

82-62 

Die  Aiisgedingsverhältnisse  waren  nachstehende : 


^  TS 
—     V: 

<3 


Verhältnis 
/um  Besitzer 


Gegenwärtiges 

Alter  der  Aus- 

gedingler 

Jahre 


Ihr  Alter  im 

Zeitpunkte  der  Aus 

geding.^bestellung 


i> 

a 

r2 

« 

OJ 

ci 

'S 

9 

Ol 

W 

^ 

^ 

0) 

< 

ce 

Die  bisherige 
Dauer  des  Aus- 
gedinges 


15 

2 

17 

!  1 

18 

'  1 

25 

1 

27 

1 

28 

1 

29 

;   1 

42 

1 

46 

I   1 

62 

1 
i   1  : 

63 

;  2 

65 

2 

67 

1 

75 

2   ' 

Frouul 
Verwandt 


Fremd 
Verwandt 


Fremd 


78  und  68 

76 

74 

70 

75 

70 

76 

(;4 

75 

76 
80  luid  76 
70      „     (50 

60 
76  und  60 


Durc'hsclmittlich 


65  luid  63  Jahre 
57  Jahre 
68       „ 
62       „ 

57  „ 
61  „ 
68  „ 
55 

61       „ 
72       „ 
76  und  72  Jahre 

69  „     59       „ 

58  Jahre 

70  und  54  Jahre 


57'  .,  Jalire 


1895 
1881 
1894 
1892 
1882 
1894 
1892 
1891 
1886 
1896 
1896 
1899 
1898 
1894 


5  Jahre 
19 

8  „ 

18  „ 

«  „ 

8  „ 

i>  „ 

14  „ 

4  „ 

4  „ 

1  „ 

6  „ 


7-8  Jahre 


Die  Ausgedinge  bestehen  in : 

Grrundbuchseinlage  15 :  freier  Wohnung  und  Stallbenützung 
6  hl  Weizen,  6  hl  Korn,  10  hl  Erdäpfeln,  4  m  Holz^  16  q  Kohle, 
2  Schock  Eier,  dem  vierten  Teile  der  gesamten  Obsternte,   12  lg 
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Butter,    1    Schweine    im    Werte  von    15    Ü.,  täglich    %  ^  Milch, 
jährl icher  Geldrente  von  40  fl. 

Grundbuchseinlage  17:  freier  Wohnung^  Dachboden-,  Stall- 
und  teilweiser  Scheunebenützung,  4  Strich  Korn,  1  Strich  Weizen, 

1  Strich   Gerste,    2  Strich  Erdäpfeln,  6  q  Heu,    9  g    Stroh,   jähr- 
licher Geldrente  von  8  fl.,  Ausstattung  des  Begräbnisses. 

Grundbuchseinlage  1 8 :  freier  Wohnung,  Dachboden-  und 
KaninierbeniUzung,  8  hl  Weizen,  8  hl  Korn,  6  hl  Erdäpfeln,  4  Schock 
Eier,  1  q  gedörrter  Pflaumen,  1  q  frischer  Pflamnen,  1  Schweine 
im  Gewichte  von  50  kg,  5  m  Holz,  15  q  Kohle,  18  hg  Butter, 
täglich  2  /  Milch,  jährlicher  Geldrente  von  150  fl. 

Grundbuchseinlage  25:  freier  Wohnung  und  Dachboden- 
benützung, 6  hl  Weizen  (zu  6  fl.),  8  hl  Korn  (zu  4  fl.),  10  hl 
Erdäpfeln  (zu  80  kr.),  20  kg  Salz  (zu  13  kr.),  2  Schock  Eier 
(zu  60  kr.),  6  m  Holz  (zu  1  fl.  50  kr.),  20  q  Steinkohle  (zu  40  kr.), 
45  kg  Schweinefleisch  (zu  50  kr.),  26  kg  Butter  (zu  60  kr.),  täglich 
Y2  l  ^lilch  (zu  2  kr),  jährlicher  Geldrente  von  60  fl. 

Grundbuchseinlage  27 :  freier  Wohnung,  5^2  l^l  Weizen^ 
5Yo  hl  Korn,  2^2  ^'^  Gerste,  9  hl  Erdäpfeln,  30  kg  Schweinefleisch, 
20  kg  Salz,  4  m  Holz,  16  q  Steinkohle,  täglich  2  Seidel  Milch, 
jährlicher  Geldrente  von  50  fl.  und  Begräbnisausstattung  im 
Werte  von   60  fl. 

Grundbuchseinlage  28:  freier  Wohnung,  6  hl  Korn,  6  hl 
Weizen,  b  hl  Erdäpfeln,  13  kg  Butter,  3  Schock  Eier,  10  kg  Salz, 
3  m  Holz,  30  q  Kohle,  30  kg  Schweinefleisch,  Benützung  von 
5  Obstbäumen,  täglich  1  l  Milch,  jährlicher  Geldrente  von  60  fl., 
Begräbnisausstattung. 

Grundbuchseinlage  29:  freier  Wohnung  und  jährlicher 
Geldrente  von  200  fl. 

Grundbuchseinlage  42:  freier  Wohnung,  Dachboden-  und 
Kellerbenützung,  3  hl  Korn,  2  hl  Weizen,  1  hl  Hafer,  8  hl  Erd- 
äpfeln, 10  kg  Butter,  5  kg  Salz,  2  m  Holz,  l^/^  q  Kohle,  1  Schock 
Eier,  täglich  Y2  ^  Milch,  dem  vierten  Teile  der  gesamten  Obst- 
ernte, jährlicher  Geldrente  von  15  fl. 

Grundbuchseinlage    46:    6    Strich    Korn,    2    Strich  Weizen, 

2  Strich  Gerste,  3  q  Heu,  jährlicher  Geldrente  von  50  fl. 

Grundbuchseinlage  62 :  freier  Wohnung,  3  m  Holz,  15  q  Braun- 
kohle, jährlicher  Geldrente  von  120  fl. 

Grundbuchseinlage  63:  freier  Wohnung  und  jährlicher 
Geldrente  von  .50  fl. 
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Griindbuchseinlage  65 :  freier  Wohnung^  Dachboden-,  Stall-, 
Schuppen-  und  Kellerbenützung,  325  kg  Weizen,  800  kg  Erdäpfeln^ 
15  kg  Schweinefleisch,  8  kg  Schweinefett,  7  kg  Butter,  3  Schock 
Eier,  3  m  Holz,  20  q  Kohle,  täglich  1  l  ^lilch,  dem  dritten  Teile 
der  gesamten  Obsternte,  Zufuhr  des  Getreides  zur  X^ermahlung 
in  die  Mühle,  jährlicher  Geldrente  von  30  fl. 

Grundbuchseinlage  67 :  freier  Wohnung-,  Dachboden-,  Stall- 
und  Kellerbenützung,  10  kg  Brot,  13  kg  Butter,  13  kg  Schweine- 
fleisch, 5  q  Erdäpfeln,  20  kg  gedörrter  Pflaumen,  40  q  Kohle, 
4  m  Holz,  20  kg  Schweinefett,  täglich  1  Ei  und  2  Seidel  Milch, 
nötigem  Stroh,  Benützung  des  vierten  Teiles  des  Gartens,  jähr- 
licher Geldrente  von  240  fl.,  Begräbnisausstattung. 

Grundbuchseinlage  75:  freier  Wohnung,  Keller-,  Stall-, 
Schuppen-  und  Dachbodenbenützung,  10  hl  Erdäpfeln,  3  m  Holz, 
30  q  Kohle,  jährlicher  Geldrente  von  100  fl. 


Grniidl)uchs- 
einlage 

Aj)pr()xiiuativer 
lO-fach   kapitalisierter 
Geldwert  des  Aus- 
gedinges 

Relativer  Wert 
des  kapitalisierten 
Ausgedinges  im  Ver- 
hältnisse zum  Werte 
der  Liegenschaft 

Uelativ(3r   Wert 
des  kai)italisiort(Mi  Aus- 
gedinges und  der   übrigen 
Schulden    im  Verhältnisse 
zum  W(n-te  der  Liegen- 
schaft 

15 

1500  fl. 

22 -7170 

!               22 -7170 

17 

350  fl. 

14 -1570 

121 -7970 

18 

300O  fl. 

34-95Vo 

140- 79"  0 

25 

2000  fl. 

42 -7470 

170 -5470 

27            1 

1630  ii. 

19  •17"/,, 

57 -9870 

28           ; 

1825  fl. 

34-26"/o 

i              106 -1770 

29 

2000  ti. 

1            16-24'/,, 

143-70"/o 

12 

700  ti. 

J8-517, 

44- 66»/,, 

4<>           \ 

800  fl. 

16 -8370 

1              102- 64»/, 

.     G2 

1300  fl. 

29 -2470 

1                29-24'/o 

(•)3 

500  fl. 

16  127« 

1                70 -9470 

(>5 

1000  fl. 

27-44"/o 

109 -2170 

G7 

3050  fl. 

50 -5270 

1              216 -0870 

75 

1250  fi. 

19 -8370 

117 -3570 

Durch- 

schnittlich   , 

1493  fl. 

26-01*"o 

108  •63"/,, 

Die    übrigen    27    Liegenschaften   mit   einem    Katastral  rein- 
ertrage über    25    fl.,    die   mit   keinem  Ausgedinge   belastet   sind, 
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habon  zusammen  ein  Ausmaß  von     .  .  593  ha  Wal  m'~ 

Katastralreinertrag 10.594  fl.  49  kr. 

einen  Wert  nach  dexn  30-faclien   Ivatastral- 

reinertrage 317.834  fl.  70  kr. 

Gesamtversclinldung           ....          102.324  fl.  15  kr. 
oder  relativ 32-197o- 

In  dieser  Ortschaft  war  mehr  als  der  dritte  Teil  sämtlicher 
Liegenschaften  mit  einem  Reinertrage  über  25  fl.  mit  Ausgedinge 
belastet.  Das  Ausgedinge  kommt  hier  folglich  sehr  häufig  vor. 
Auf  die  Verschuldungsverhältnisse  übt  dasselbe  offenbar  einen 
nachteiligen  Einfluß,  denn  bei  Liegenschaften,  die  vom  Aus- 
gedinge frei  sind,  beträgt  die  Verschuldung  nicht  einmal  ein 
Drittel  des  kapitalisierten  Reinertrages,  wogegen  bei  Liegen- 
schaften, die  mit  einem  Ausgedinge  belastet  sind,  die  Verschuldung, 
die  Ausgedingslast  nicht  gerechnet,  bis  ^y^  des  kapitalisierten 
Reinertrages  erreicht. 

Die  Zahl  der  Ausgedingler  betrug  in  4  Fällen  je  2,  in 
den  übrigen  10  Fällen  je  1.  In  9  Fällen  waren  der  Ausgedingler 
mit  dem  Besitzer  verwandt,  sonst  waren  sie  einander  fremd.  Die 
durchschnittliche  Dauer  des  Ausgedinges  betrug  7*8  Jahre,  am 
längsten  hat  ein  Ausgedinge  19  Jahre  gedauert.  Der  älteste 
Ausgedingler  erreichte  das  achtzigste,  der  jüngste  das  sechzigste 
Lebensjahr;  das  durchschnittliche  Alter,  in  welchem  sich  die 
Ausgedingler  zur  Ruhe  begaben,  betrug  57 Y2  Jahre. 

Der  Inhalt  der  Ausgedinge  war  in  dieser  Ortschaft  sehr 
mannigfaltig  und  umfangreich  und  erscheinen  dieselben  als  eine 
sehr  drückende  Last,  indem  ihr  lOfacli  kapitalisierter  GeldAvert 
durchschnittlich  ungefähr  1500  fl.  beträgt,  Avas  mehr  als  einem 
Viertel  des  Liegenschaftswertes  gleichkommt.  Mit  Einrechnung 
der  sonstigen  Schulden  übersteigen  die  Ausgedinge  sogar  diesen 
Wert.  Die  mit  Ausgedinge  behafteten  Liegenschaften  können 
daher  als  überschuldet  angesehen  werden. 

3.  Die  Gemeinde  C  i  m  i  c. 
Bevölkerungszahl  597  Einwohner. 

Gesamtkatastralausmaß        .  .  .     667  ha  90  a  05  m^ 

Gesaintkatastralreinertrag   .  .  .  4.862  fl.  06  kr. 

Zahl  der  Liegenschaften  mit  einem  Reinertrage  über  25  fl.  ?, 
von  denen  mit  Ausgedinge  6  belastet  waren. 

Mit  Ausgedinge  waren  im  Jahre  1899  folgende  Liegen- 
schaften in  dieser  Ortschaft  belastet: 
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Gnindbuchs- 
oinlage 

A    11    s    111    ;i   1,1 

Koiuertrag 
in  (Julden 

Wert 

nach    dem 

yO-fachen 

lleinertrago 

in  Gulden 

.V)).s()hito     1 
(Jesanit  Ver- 
schuldung   ' 
in  Guldnn 

Relative; 
Ver- 
schuldung 

1 

4 

() 

8 

17 

56 

15  ha  54  a  06  ',n~ 
20  ha  20  a  96  rtf- 
25  ha  63  a  08  m'- 
19  ha  45  a  49  m^ 
24  ha  42  a  99  wi"^ 
29  ha  27  a  03  w-^ 

104  03 
133-46 
170-78 
135-85 
201-50 
385-67 

3120-90 
4003-80 
5123-40 
4075-50 
6)045-  — 
11570-10 

2550-  — 
4555-  — 
3740  - — 
6550 - — 
4460 -  — 
5084-97 

81  -  73 
110-87 

73-  — 
160-73 

73-78 

43-95 

Zusammen  . 

134  7m  53  a  61  m^ 

1131-29 

33938-70 

26939-97 

79-83 

Die  Ausgedingsverliältnisse  waren  nachstehende: 


—    c4 
5 

%  'S 

Verhältnis 
zum  Besitzer 

Gegenwärtiges 

Alter  der  Aus- 

gedingler 

Ihr  Alter  im 

Zeitpunkte  der 

Ausgedings- 

bestellung 

Das 
Ausgedinge  be- 
steht   seit    dem 

Jahre 

Die  bisherige 
Dauer  des  Aus- 
gedinges 

1 

2 

Fremd 

? 

? 

1898 

1   Jahr 

4 

2 

n 

? 

? 

1899 

\           — 

6 

1 

Verwandt 

? 

? 

1871 

28  Jahre 

8 

2 

Fremd 

? 

? 

1898 

1  Jahr 

17 

2 

Verwandt 

? 

? 

1893 

4  Jahre 

56 

1 

!                   ' 
1         " 

? 

?                i 

1897 

2       „ 

Durchschnittl 

ich 

6  Jalire 

1 

Die  Ausgedinge  bestehen  in: 

Grundbuchseinlage  1.  :  ? 

Grundbuchseinlage  4:  V 

Grundbuchseinlage  6:  7  Maß  Korn,  3  Maß  Gerste,  3  Maß 
Weizen,  16  Maß  Erdäpfeln,   1  Klafter  Holz,  1   SchAveine. 

Grundbuchseinlage  8:  In  freier  Wohnung,  Nutznießung 
eines  Ackers,  3  Maß  Weizen,  10  Maß  Korn,  6  Maß  Gerste, 
1  Maß  Erbsen,  20  Maß  Erdäpfeln,  2  Maß  Hafer,  50  Pfund  Salz, 
Erhaltung  einer  Kuh,  2  Schafe,  1  Gans,  4  Hennen,  6  m  Holz 
1  Ferkel,  jährlicher  Geldrente  von  17  fl.  Im  Todesfalle  des 
einen  Ausgedinglers  w^erden  die  Leistungen  auf  die  Hälfte  reduziert. 

Grundbuchseinlage  17:  In  freier  Wohnung,  Benützung  des 
dritten  Teiles  des  Gartens,  12  m  Holz,  2  hg  Öl,  5  hl  Weizen, 
7  hl  Korn,  2  U  Hafer,  2  hl  Gerste,  1/4  ^^  Erbsen,  15  U  Erdäpfeln, 
6  hl  Mohn,  80  kg  Salz,  Kohl,  ^4  hl  Flachssamen,  Erhaltung  einer 
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IvTih,  4  Schafe,  1  Oans,  6  Hennen,  in  Gewährung-  von  Bekleidung 
und  Beschuhung  im  Werte  jährlicher  30  11.,  13  kg  Schweinefleisch, 
13  ky  Ochsenfleisch,  1  Ferkel,  3  q  Heu,  Ausstattung  des  Begräb- 
nisses. Nach  dem  Tode  des  einen  Ausgedinglers  werden  die 
Leistungen  entsprechend  reduziert,  nach  dem  Tode  beider  hat 
ihre  Tochter  Anspruch  auf  lebenslängliche  freie  Wohnung, 
Verpflegung,  jährliche  Geldrente  von  20  fl.,  ferner  1  hl  Weizen, 

1  hl  Korn,  1  Schock  Eier,  täglich  2  l  Milch,  Bekleidung,  Be- 
schuhung und  Begräbnisausstattung. 

Grundbuchseinlage    56 :     In    freier    Wohnung,    9  m    Holz, 

2  hl  Weizen,  2  hl  Korn,  Milch  von  einer  Kuh,  Gartenbenützung 
und  in  jährlicher  Geldrente  von  200  fl. 


(irumlliiichs;- 
ei  11  läge 

Appr()xiniativer 

!()-t';u-li    kai)italisi(>rt(u- 

(}ekhv(!rt  dos  Aus- 

ji(uliniii's    in    (Uildiui 

lv(ilativcr  Wert 
des  kapitalisierteu 
Ausgedinges  im  Ver- 
hältnisse zum  Werte 
der  Liegenschaft 

Relativer  Wert 
des  kapitalisierten  Aus- 
gedinges  und  der  übrigen 
Sehuldeu  im   Verhältnisse 
zum   Werte  der  Liegen- 
schaft 

1 

4 
6 

8 
17 
5G 

V 

550  — 
1350  — 
5000  — 
3iK)0  — 

? 
? 

lO-73"o 

33 -1270 
82 -7170 
25 -9370 

? 
? 

83  •737,, 
193  •85".,, 
15()-49^o 

69^88"/n 

Durch- 
schnittlich   . 

2475  — 

36-92"/o 

llG-75"/„ 

Nachdem  in  dieser  Ortschaft  über  die  übrigen  Liegen- 
schaften, deren  Katastralreinertrag  25  H.  übersteigt  und  die  mit 
keinem  Ausgedinge  belastet  sind,  keine  verläßliche  Daten  zu 
erlangen  waren,  mußte  leider  auf  die  Vergleichung  dieser  beiden 
Kategorien  sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  Häufigkeit  des  Ausgedinges 
als  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Verschuldungsverhältnisse  ver- 
zichtet  werden. 

Die  Zahl  der  Ausgedingler  betrug  in  vier  Fällen  je  2,  in 
zwei  Fällen  je  1.  Tn  drei  Fällen  waren  der  Ausgedingler  mit 
dem  Besitzer  verwandt,  in  den  anderen  drei  Fällen  fremd.  Die 
durchschnittliche  Dauer  des  Ausgedinges  b(^trug  6  Jahre,  am 
längsten  dauerte  ein  Ausgedinge  28  Jahre.  Das  Alter  der  Aus- 
gedingler konnte  nicht  ermittelt  werden. 
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So  weit  di(^  Ausgedingsloistungon  (3rlioben  wordon  konnten^ 
waren  dieselben  sehr  bedeutend  und  umfangreicli.  Ihr  kapita- 
lisierter Wert  beträgt  ilber  ein  Drittel  des  Liegenschaftswertes. 
Mit  Einrechnung  der  sonstigen  Schulden  übersteigt  auch  hier 
die  Ausgedingslast  diesen  Wert. 

4.  Die  Gemeinde  K  o  z  u  s  a  n. 

Bevölkerungszahl  507  EinAVohner. 

Gesamtkatastralausmaß  444  ha  08  a  58  m-. 

Gesamtkatastralreinertrag  15.406  H.  21  kr. 

Zahl  der  Liegenschaften^  deren  Reinertrag  25  fl.  übersteigt,  81. 

Von  diesen  81  Liegenschaften  Avaren  mit  Ausgedinge  belastet 
15  oder   18*51%,  vom  Ausgedinge  frei  66  oder  81*49%. 

Mit  Ausgedinge  waren  im  Jahre  1899  folgende  Liegen- 
schaften belastet : 


Oruiidbuclis- 
einlage 

A  11  s  m  a  ß 

Reinertrag' 
in  Childeii 

Wert 

nach    dem 

30-facheii 

Reinerträge 

in  Gulden 

Absolute 
Ciesaintver- 
schuldung 
in  Gulden 

Relative. 
Ver- 
schuldung 

3 

16  ha  5)0  a  04  m^ 

625-80 

1     ■ 

18744 -- 

11000— 

58-69 

4 

9  ha  83  a  08  m^ 

;      352-52 

10575-60 

12U00-  — 

113-47 

8 

16  ha  38  a  51  m-^ 

579-21  \ 

i 

17376-30 

9000  -  — 

51-79 

10 

17  ha  50  a  56  m^ 

1      (128 -12 

1 

18843-60 

500  — 

2-65 

IG 

3  ha  58  a  26  m' 

127-95 

3838-50 

5726-21 

14919 

17 

2  ha  92  a  57  m' 

113-65 

3409-50 

3120 • — 

91-52 

10 

5  ha  75  a  31  m'^ 

212-89 

6386-70 

1000  — 

15-62 

22 

1  ha  04  a  09  m^ 

31-69  ! 

950-70 

2200 -  — 

231-57 

23 

1  ha  71  a  31  m'- 

58-61  1 

1758-30 

— 

— 

27 

16  /m  77  a  63  m'^ 

624-69 

18740-70 

600  — 

3-20 

.')2 

15  /ia  10  a  52  m'~ 

549-52 

16485-60 

9400  - 

57-02 

33 

17  /i«  !)0  a  in  ///-^ 

644-81 

19344-30 

4000 -  — 

20-67 

44 
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97 
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300- - 

12-57 
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i 
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68*65 
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Sänitliclie  diese  Ausgedinge  bestehen  nicht  in  Leistungen,, 
sondern  in  freier  Wohnung  und  Nutznießung  bestimmter  Grund- 
stücke, wobei  der  Besitzer  verpflichtet  ist,  diese  (Grundstücke  auf 
seine  Kosten  gehörig  bebauen  zu  lassen,  zu  diesem  Zwecke  das 
nötige  Zugvieh  beizustellen  und  entsprechende  Räumlichkeiten  in 
der  Scheune,  im  Stalle,  Speicher,  Keller,  Dachboden  u.  s.  w. 
unentgeltlich  dem  Ausgedingler  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  übrigen  66  Liegenschaften,  deren  Reinertrag  25  fl.  über- 
steigt und  die  mit  keinem  Ausgedinge  belastet  sind,  haben 
zusammen  ein  Ausmaß  von  .  .  .271  ha  41  a  47  m-. 

Gresamtkatastral  reiner  trag   .  .  .  9.600  fl.  71  kr. 

Gesamtwert  nach  dem  30-fachen  Rein- 
ertrage     .  .  . 

Gesamtverschuldung  .... 
oder  relativ        ...... 

In  dieser  Ortschaft  war  beinahe  der  vierte  Teil  sämtlicher 
Liegenschaften,  deren  Katastralreinertrag  25  H.  übersteigt,  mit 
Ausgedinge  belastet.  Dieses  Zahlenverhältnis  erscheint  noch  höher. 


288.021  fl.  30  kr. 

88.030  fl.  17  kr. 

30-56"  ,. 
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wenn  man  mIs  (jirundlage  das  (Jesamtausmaß  und  den  Katastral- 
reinertrag  nimmt,  ind(^m  es  dann  beinahe  ein  Drittel  erreicht. 
Das  Ausgedinge  ist  hier  also  sehr  verbreitet. 

Ferner  sind  hier  auch  die  Verschuhliuigsverhältnisse  der 
mit  Ausgedinge  beLasteten  und  nichtbehisteten  Liegenschaften 
nicht  ohne  Interesse.  Während  bei  den  ersteren  die  Verschuklung 
ohne  Rücksicht  auf  das  Ausgedinge  zwei  Drittel  des  kapitali- 
sierten Reinertrages  übersteigt,  erreicht  dieselbe  bei  den  letzteren 
nicht  ein  ganzes  Dritfel.  Die  mit  Ausgedinge  belasteten  Liegen- 
schaften sind  daher,  die  Ausgedingslast  nicht  gerechnet^  relativ 
doppelt  so  viel  verschuldet  als  die  unbelasteten. 

Die  Zahl  der  Ausgedingler  betrug  in  vier  Fällen  je  2^  in 
den  übrigen  nur  L  Verwandt  waren  die  Ausgedingler  mit  dem 
Besitzer  nur  in  8  Fällen^  sonst  waren  sie  fremd  infolge  des  statt- 
gefundenen Besitzwechsels.  Beinahe  in  der  Hälfte  sämtlicher 
Fälle  ging  folglich  die  Liegenschaft  aus  dem  Familienbesitz  ins 
fremde  Eigentum  über.  Die  durchschnittliche  Dauer  des  Ausge- 
dinges betrug  12  Jahre,  das  am  längsten  dauernde  Ausgedinge 
besteht  schon  seit  28  Jahren.  Der  älteste  Ausgedingler  zählt 
86  Jahre,  der  jüngste  49  Jahre.  Das  Durchschnittsalter,  in 
welchem  die  Bauern  die  Liegenschaft  ihrem  Nachfolger  übergaben, 
betrug  51 '/o  Jahre.  Darunter  befinden  sich  jedoch  auch  Bauern, 
welche  schon  mit  37,  ja  sogar  mit  34  und  32  Jahren  zu  wirt- 
schaften aufgehört  haben^  8  von  den  19  waren  überhaupt  unter 
50  Jahren.  Die  Ausgedingsbestellung  findet  hier  somit  sehr 
frühzeitig  statt. 

Das  Ausgedinge  besteht  in  dieser  Ortschaft  in  keinen  festen 
Leistungen,  sondern  in  Nutznießung  von  Grundstücken.  Nachdem 
diese  Grundstücke^  öfters  auch  nur  deren  einzelne  Teilstücke^  im 
Ausgedingsvertrage  in  der  Regel  nicht  nach  Parzellennummern, 
sondern  nach  der  ortsüblichen  Benennung  angeführt  sind,  konnte 
ihr  Ausmaß  und  ihr  Katastralreinertrag  nicht  ermittelt  werden, 
wodurch  auch  die  Feststellung  des  Umfanges  und  die  Höhe  der 
Ausgedinge  und  ihres  Verhältnisses  zur  Größe  und  Ertrags- 
fähigkeit der  Liegenschaften  nicht  möglich  war. 

Dies  ist  das  Gesamtergebnis  und  die  ganze  Ausbeute  des 
dürftigen  statistischen  Materials,  das  überhaupt  zu  Gebote  stand. 
Es  wäre  wohl  des  weiteren,  hieraus  theoretische  Folgerungen 
zu  ziehen,  das  Typische  der  Ausgedingserscheinungen  zu  er- 
fassen, ihren  Zusammenhang  mit  anderen  Tatsachen  festzustellen 
und  in  dieser  Richtung  auf  empirischem  Wege  bestimmte  Regel- 

Wiener  staatswiss.  Studien.  V.  Bd.,  i.  Heft.  4 
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mäßig'k('it(vn  anfzudockcn.  Ein  solclicr  Zusamivieiihaug  ließe 
sich  beispielsweise  mit  Ilücksicht  auf  die  Frage  verfolgen, 
welchen  Einfluß  das  Ausgedinge,  seine  Flöhe  und  Dauer,  ferner 
das  Alter  der  Ausgedingler  auf  die  Verschuldung,  auf  Exeku- 
tionen und  ZAvangsversteigerungen  der  Liegenschaften,  auf  die 
Häufigkeit  der  Prozesse,  auf  die  Bevölkerungs-  und  Auswan- 
derungsziffern,  auf  die  Art  der  landwirtschaftlichen  Produktion 
u.  s.  w.  ausübt.  Die  Lösung  dieser  Aufgabe  ist  auf  Grund  des 
bisher  vorhandenen  statistischen  Materials  leider  unmöglich, 
denn  dasselbe  ist  allzu  spärlich  und  lückenhaft,  als  daß  (^s 
mittels  streng  wissenschaftlicher  Methode  zu  erkenntnis-theore- 
tischen  Zwecken  benützt  werden  könnte.  Es  Aväre  die  Gefahr 
vorhanden,  daß  eine  gar  so  geringe  Zahl  von  ermittelten  Tat- 
sachen zu  unbegründeten  Verallgemeinerungen  führen  könnte 
und  infolge  dessen  Trugschlüsse  nicht  ausgeschlossen  wären. 
Und  ein  solches  Verfahren  wäre  um  so  bedenklicher,  als  auf 
diesem  Wege  eben  eine  verläßliche  Stütze  für  die  praktische 
Lösung  der  Ausgedingsfrage  gewonnen  werden  soll. 


IV. 

Jede  im  geltenden  Rechte  fußende  Institution,  mag  dieses 
Recht  Ausfluß  des  autoritativen  gesetzgeberischen  Willens  oder 
aber  gesetzliche  Anerkennung  einer  Rechtsgewohnheit  sein,  übt 
immer  bedeutenden  Einfluß  auf  die  gesamte  gesellschaftliche 
Entwicklung.  Dieser  Einfluß  wird  um  so  anhaltender  sein,  je 
Avichtiger  für  den  einzelnen  und  für  die  Gesamtheit  die  Verhält- 
nisse sind,  deren  Regelung  diese  Listitution  zum  Gegenstande  hat, 
je  zahlreicher  die  Kreise,  auf  die  sich  deren  Wirkung  erstreckt 
und  je  öfter  und  häufiger  sie  im  Leben  vorkommt.  Alles  dieses 
gilt  in  vollem  Maße  vom  Ausgedinge.  Durch  das  Ausgedinge 
werden  in  letzter  Reihe  die  Eigentums-  und  erbrechtlichen 
Beziehungen  zum  Grund  und  Boden  berührt,  welche  einen, 
und  zwar  den  wichtigsten  Grundpfeiler  der  heutigen  Rechts- 
und Wirtschaftsordnung  bilden;  sein  Wirkungsgebiet  umfaßt 
weite  Kreise  der  landwirtschaftlichen  Produzenten,  namentlich 
der  selbständigen  Landwirte,  es  hat  sich  seit  undenklichen  Zeiten 
bei  der  läiullichen  Bevölkerung  so  weit  verbreitet  und  so  tief 
eingelebt,    daß  es  sich  sogar    in  einem  von  fremdcnu  individuali- 
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stischen  (leiste  (lurchdnmgeuoii   RechtssyKteme  volle  Geltung  zu 
verscliaff(^n   wu(ke. 

Diese  Verbreitung  und  Wichtigkeit  des  Ausgedinges  macht 
es  zur  Pflicht,  dasselbe  und  seine  Wirkungen  einer  objektiven 
Kritik  zu  unterziehen.  Kine  solche  Kritik  wird  trachten,  sowohl 
die  V^or-  als  auch  die  Nachteile  dieser  Institution  in  volles  Licht 
zu  stellen,  damit  auf  Grund  einer  objektiven  Würdigung  aller 
Umstände  zur  Beantwortung  der  Frage  geschritten  werden  könne, 
ob  die  heutige  Einrichtung  des  Ausgedinges  mit  dem  allgemeinen 
Interesse  und  demjenigen  des  Bauernstandes  insbesondere  im 
Einklänge  steht  oder  aber,  ob  eine  Reform  des  Ausgedinges  und 
in  welcher  Richtung  erforderlich  wäre.  Hiebei  soll  diejenige  Form 
des  Ausgedinges  Gegenstand  der  Kritik  werden,  in  welcher  es 
heute  vorkommt,  also  seine  gegenwärtige  Ausgestaltung,  wo  es 
rechtlich  auf  voller,  keinen  autoritativen  Beschränkungen  unter- 
Avorfener  Vertragsfreiheit  beruht.  Auch  darf  hiebei  nicht  von 
einem  einzigen  Gesichtspunkte  ausgegangen  werden,  sondern  es 
soll  das  volkswirtschaftliche,  das  soziale  und  auch  das  ethische 
Moment  ins  Auge  gefalk  und  alle  Licht  und  Schattenseiten 
gehörig  berücksichtigt  werden  ^). 


^)  Ein  derart  objektiv  kritischer  Standpunkt  ist  dem  Ausgedinge 
gegenüber  nicht  immer  beobachtet  worden.  Gewöhnlich  wurde  das  Aus- 
gedinge einer  sehr  abfalligen  Kritik  unterzogen  und  in  Bausch  und 
Bogen  verurteilt.  So  heißt  es  im  Hofreskript  für  Böhmen  v.  31.  August 
1753  über  die  Ausgedinge:  „.  .  .  Die  zwar  sehr  im  Schwünge  gehenden 
und  meistentheils  von  eingeschiddeten  oder  lüderlichen  Plauswirthen  ihren 
Ursprung  habenden  sogenannten  Auszüge  oder  Ausgedinge  .  .  .  als  eine 
dem  Contribuenten  ungemein  nachtheilige  Sache  dahin  gemässigt  und 
eingeschränkt  werden  .  .  ."  (K  r  op  a  t  s  c  h  e  k  :  a.  a.  0.,  II.,  225.)  Einen 
ähnlichen  Standpunkt  gegenüber  den  Ausgedingen  in  Böhmen  hat  die  anonyme 
(Freih.  v.  Kresseis)  Denkschrift  an  Kaiserin  Maria  Theresia  vom  Jahre 
1769  eingenommen,  welche  die  erste  Anregung  zur  Regelung  des  bäuer- 
lichen Erbrechtes  gab  (Grünberg  a.  a.  0.  IL,  319)  und  desgleichen 
die  Antwort  des  böhmischen  ständischen  Landesausschusses  auf  dieses 
Promemoria  v.  12.  Jänner  17  70  (Rieger:  a.  a.  O.  LVL).  Ähnlich 
Mayern  a.  a.  ().  137,  Runde  a.  a.  O.  in  der  Vorrede  V.  ff., 
Brauner  a.  a.  0.  14  ff.,  Richter:  „Die  soziale  Frage  in  der  Land- 
wirtschaft,'' Prag,  1891,  34  ff.  Wie  schwarz  die  praktischen  landwirt- 
schaftlichen Kreise  über  das  Ausgedinge  urteilen,  darüber  die  Petition 
des  landwirtschaftlichen  Vereines  in  Humpolec,  abgedruckt  im  Berichte 
der  böhmischen  Sektion  des  Landeskulturrates  von  Böhmen :  „Über  Ab- 
schaffung des  Ausgedinges  auf  Bauerngütern  und  Einführung  der  Zwangs- 
altersversicherung".   Druckschrift  I.  v.   J.    1893. 
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1.  Volkswirtschaftliche  Gesichtspunkte. 

Der  Volks wirtscliaftliclie  (iesichtspunkt  wird  für  die  Be- 
urteilung des  Ausgedinges,  als  einer  vorwiegend  wirtscliaftliclien 
Institution^  von  außerordentlicher  Wichtigkeit  sein.  In  dieser 
llnisiclit  hat  das  Ausgedinge  zweifellos  zahlreiche  Vorteile: 

a)  Das  Ausgedinge  beeinflußt  günstig  die  landwirtschaftliche 
Produktionstechnik.   In  dieser  Beziehung     -  namentlich  insoweit 
landwirtschaftliche    Unternehmungen  mittlerer  (xröße,  bei  denen 
das  Ausgedinge  meistenteils    vorkommt,  in  Betracht  kommen  — 
ist  die  persönliche  Mitwirkung  des  Landwirtes  an  den  technischen 
Arbeiten  von  höchster  Bedeutung.  Diese  Mitwirkung  setzt  jedoch 
in     der     landwirtschaftlichen     Produktion     gewisse     persönliche 
Eigenschaften  voraus :  vor  allem  ein  bestimmtes  Maß  physischer 
Kraft    und    hinreichender    körperlicher    Elastizität,    welche    die 
anstrengende    und    schwere    Arbeit    des  Landwirts    fast    ununte  r 
brochen,  insbesondere    aber  zur  Erntezeit,  erfordert    und  welche 
den    mannigfachen    Wetterunbilden    zu    trotzen    imstande    wäre. 
Über    ein    derart    hinreichendes   Maß    körperlicher  Kraft    verfügt 
jedoch    der    Mensch    in    der   Regel    nur    in    seinem    Mannesalter 
In      vorgerückten     Jahren,      und      zwar     in     einem     verhältnis- 
mäßig   noch    frühen    Lebensalter,     läßt    die    körperliche    Kraft 
und  Elastizität  bei  jedem,  auch  sonst  gesunden  Menschen  nach. 
Dem  Landwirt  geht    in    der  Regel    die  Fähigkeit    zur   Erfüllung 
seiner  schweren  Berufspflichten    viel    früher   verloren,    als  jedem 
anderen,  als  dem  Handelsmann,  dem  Großindustriellen   und  dem 
Handwerker,    insoweit    es    sich    nicht    um  bestimmte  Handwerks- 
gewerbe   handelt,    deren  Ausübung    schwere    physische    Arbeits- 
leistungen   erfordert.     Der    altgewordene    Landwirt,    der    seinen 
Berufsprtichten    wegen    geschwächter    körperlicher    Kraft    nicht 
mehr   nachkommen    kann,    wäre  genötigt,    zu  den  erforderlichen 
Arbeiten  besoldete  Aushilfskräfte  zu  dingen,  was  den  Wirtschaf  ts- 
ertrag  gewiß  recht  ungünstig  beeinflussen  würde.   Oder  aber,  es 
bliebe  ihm  nichts  anderes  übrig,    als  das  Gut  zu  verkaufen  und 
samt  Familie  fortzuziehen.     Das  alles  kann  er  vermeiden,  wenn 
er    zur    Zeit,    wo    seine    körperliche    Kraft    zur    Bewirtschaftung 
des    Gutes    nicht    mehr    ausreicht,    das  Gut    seinem  Sohne    unter 
Vorbehalt  des  Ausgedinges  ins  Eigentum  übergibt.  Diese  Hand- 
lungsweise   ist    gleich    vorteilhaft    sowohl  für  das  Gut  selbst   als 
für  den  Besitzer.    In  gleichem  ^laße,  wie  die  Kräfte  des  Vaters 
abnehmen,    nehmen    diejenigen    des  Sohnes    zu;    er  wächst    zum 
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Manne  heran  und  muß  seine  junge  Arbeitskraft  nicht  in  fremden 
Diensten  verbrauchen^  sondern  kann  sie  voll  und  ganz  dem 
väterlichen  Gute  widmen.  So  verbleibt  das  erbgesessene  Gut  im 
]^)esitze  des  in  voller  Manneskraft  stehenden  Sohnes  und  die 
eine  Generation  löst  die  andere  ab,  bevor  noch  ihre  physische 
Fähigkeit  zur  Bewirtschaftung  lahmgelegt  wird.  Dieser  Umstand 
ist  für  die  landwirtschaftliche  Produktionstechnik  von  unschätz- 
barem Vorteil. 

Neben  physischer  Eignung  ist  in  der  Landwirtschaft  auch 
die  Lebenserfahrung  ausschlaggebend.  Erfahrung  erwirbt  man 
jedoch  nur  durch  langjährige  Übung,  die  wieder  erst  in  späteren 
Lebensjahren  gewonnen  werden  kann.  Doch  gerade  bei  der 
Landwirtschaft  bildet,  wie  bereits  erwähnt,  höheres  Alter  ein 
Hindernis,  für  den  Fortschritt  in  der  Produktionstechnik.  Diese 
Schwierigkeit  wird  in  anderen  Lebensberufen,  so  im  Handel, 
Gewerbe  u.  s.  w.,  dadurch  behoben,  daß  sich  die  Lebenserfahrung 
des  Vaters  und  die  Jugendkraft  des  Sohnes  in  einer  und  der- 
selben Geschäftsunternehmung  leicht  vereinigen  lassen  und  sich 
gegenseitig  ergänzen.  Der  Sohn  tritt  noch  zu  Lebzeiten  des 
Vaters  in  das  Geschäft  ein,  wobei  eine  Arbeitsteilung  in  der 
Oberleitung  nicht  nur  möglich,  sondern  sogar  sehr  vorteilhaft  und 
wünschenswert  ist.  Eine  solche  Arbeitsteilung  in  der  Oberleitung 
ist  jedoch  bei  der  landwirtschaftlichen  Produktion,  insbesondere 
in  landwirtschaftlichen  Betrieben  mittlerer  Größe,  vollkommen 
ausgeschlossen.  Hier  ist  im  Gegenteile  aus  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Rücksichten  eine  streng  einheitliche  Leitung  erfor- 
derlich, die  Verwaltung  muß  in  einer  Hand  vereinigt  und  von  einem 
Willen  beherrscht  sein.  Die  Bewirtschaftung  eines  Bauerngutes 
verträgt  nicht  mehrere  Herren.  Es  ist  daher  nicht  gut  denkbar, 
daß  Vater  und  Sohn  die  Verwaltung  des  Gutes  unter  sich  teilen, 
damit  sowohl  die  Erfahrung  des  Alters  als  auch  die  Rüstigkeit 
der  Jugend,  beides  zugleich  zur  Geltung  käme.  Doch  gerade 
hier  kann  wieder  das  Ausgedinge  dasjenige  Mittel  sein,  womit 
dieser  Zweck  wenigstens  annähernd  zu  erreichen  ist.  Der  Sohn, 
der  das  Gut  übernommen  hat,  wird  allerdings  alleiniger,  durch 
keinen  fremden  Willen  beschränkter  Herr  desselben,  doch  wenn 
er  sonst  mit  dem  Vater  im  guten  Einvernehmen  lebt,  wird  er 
gewiß  dessen  auf  langjähriger  Erfahrung  gestützten  Rat  nicht  ent- 
behren. Schon  die  angeborene  Anhänglichkeit  zum  angestammten 
Fjoden  und  dem  elterlichen  Besitze  wird  den  alten  Ausgedingler 
dazu  anhalten,  seinen  Nachfolger  mit  weisen  Ratschlägen  bei  allen 
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Gelegenheiten  zu  unterstützen,  ihn  zu  belehren,  zu  warnen,  und 
ein  umsichtiger  Landwirt  würde  gegen  sein  eigenes  Interesse 
handeln,  wenn  er  die  Winke  und  Ratschläge  des  erfahrenen 
Vaters  nicht  befolgte  und  dieselben  mißachtete.  Auch  in  dieser 
Richtung  kann  das  Ausgedinge  eine  wichtige  Funktion  erfüllen. 

1)^  Eine  andere  vorteilhafte  Wirkung  des  Ausgedinges,  inso- 
weit dasselbe  in  Naturalien  besteht,  hängt  mit  dieser  naturalen 
Eigenschaft  der  Leistungen  zusammen.  Dieser  naturale  Charakter 
ist  ein  untrügliches  Zeichen  des  hohen  Alters  dieser  Institution. 
Er  deutet  darauf  hin,  daß  der  Ursprung  des  Ausgedinges  auf 
derjenigen  Entwickelungsstufe  der  Volkswirtschaft  zu  suchen  ist. 
welche  als  die  naturale  bezeichnet  wird,  wo  nicht  nur  der  Güter- 
austausch, soweit  es  einen  solchen  überhaupt  gegeben  hat,  son- 
dern auch  die  Erfüllung  der  Vertragsverbindlichkeiten  in  Natu- 
ralien stattgefunden  hat  und  wo  der  gesamte  Wirtschaftsprozeß 
der  Produktion  und  Konsumtion  innerhalb  der  geschlossenen 
Einzelnwirtschaft  sich  abspielte.  Damals  mußten  naturgemäß 
auch  die  Verbindlichkeiten  des  Gutsübernehmers  in  Naturalien 
bestehen,  irni  in  eigener  Hausproduktion  beschafft  werden  zu 
können.  Und  es  ist  ein  Beweis  des  sprichwörtlichen  ländlichen 
Konservatismus,  daß  diese  längst  überlebte  naturale  Form  sich 
bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  hat,  ungeachtet  dessen,  daß 
in  der  gegenwärtigen  Verkehrswirtschaft  auch  die  primitivsten 
und  isoliertesten  Wirtschaftseinheiten  in  den  entlegensten  Gegen- 
den durch  Tausende  von  Fäden  mit  der  gesamten  Volks-  unf] 
Weltwirtschaft  verknüpft  und  verflochten  sind. 

Doch  gerade  dieses  hartnäckige  Kleben  am  naturalen  Cha- 
rakter des  Ausgedinges,  scheinbar  so  veraltet  und  so  schwer 
vereinbar  mit  den  heutigen  Verhältnissen,  übt  mitunter  auch  eine 
sehr  vorteilhafte  Wirkung  gerade  als  Schutzwehr  gegen  manche 
ungünstigen  Einflüsse  der  Verkehrswirtschaft. 

Versteht  man  unter  Produktivität  im  weiteren  Sinne  das- 
jenige Endresultat  des  Produktionsprozesses,  wo  nach  Ersatz  der 
Produktionskosten  ein  Überschuß  erübrigt,  der  Reinertrag 
genannt  wird,  so  kann  dieser  Reinertra;^-  zweifacher  Art  sein. 
Es  kann  ein  Naturalreinerttrag  sein:  wenn  beispielsweise  bei 
einer  Aussaat  von  1  hl  Getreide  10  hl  geerntet  werden  und  die 
weiteren  Produktionskosten  4  hl  betragen,  verbleibt  ein  Natural- 
reinertrag  5  hl.  Dieser  Naturalreinertrag  kann  Produktivität  im 
engeren  Sinne  genannt  werden.  Aber  unter  Reinertrag  kann  man 
auch    den    Geldertrag    verstehen,    also    im    erwähnten    Falle    den 
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Geldwert  jener  5  hl  Getreide,  und  solchen  Geldreinertrag  wollen 
wir  Rentabilität  nennen.   Die  naturale  Produktivität  war  tur  die 
Frage,  ob  die  Produktion  erfolgreich  und  wirtschaftlich  begründet 
sei,    in    der  Naturalwirtschaft   ausschlaggebend,    in    der   heutigen 
Verkehrswirtschaft  kommt  dagegen  in  Betracht   vorwiegend    die 
Rentabilität,  der  Geldwert  des  schließlichen  Produktionsresultates. 
Doch  die  Natural  Produktivität  und  die  Geldrentabilität  sind  zwei 
durchaus  verschiedene  Größen.  Während  die  Natural  Produktivität 
bei    der    landwirtschaftlichen    Produktion    in    erster    Reilie    von 
Naturelementen,  chemischer  und  physikalischer  Bodenbeschaffen- 
heit, Produktionstechnik  u.   s.  w.  beeinflußt  Avird,    haben  bei  der 
Geldrentabilität    noch    ganz    andere   Faktoren  ihr  entscheidendes 
Wort  mitzureden.     Die  Höhe  der  Getreidepreise  wird   beeinflußt 
durch  Bedarf  und  Deckung  nicht  nur  des  einheimischen,  sondern 
—  mit   Modifikation    des    Schutzzolles    —  auch  des   auswärtigen 
Marktes,    durch    die    Transportkosten,    Börsespekulation  u.  s.  av., 
also    durch    Faktoren,    die    erst    in   der  Verkehrswirtschaft   ihren 
Ursprung  haben  und  Bedeutung  erlangten.    Daher   der    entschei- 
dende   Einfluß,    den    die    Getreide-    und  Produktenpreise  auf  die 
gesamte  landwirtschaftliche  Produktion  ausüben.   Mag  der  Boden 
noch  so  fruchtbar  und  die  Naturalproduktivität  noch  so  ausgiebig 
sein,    so    kann    doch    bei    sinkenden    Getreidepreisen    die    Geld- 
rentabilität verhältnismäßig  sehr  gering  werden,   Uxid   im  Gegen- 
teile,   bei    mittelguter    Ernte,    aber    hohen  Getreidepreisen    kann 
trotz    geringer    Naturalproduktivität     die     Geldrentabilität    ganz 
befriedigend    sein.     In    dieser    Richtung    darf    die   genaue   Unter- 
scheidung zAvischen  dem  Natural-  und  Geldertrage  bei  der  land- 
wirtschaftlichen   Produktion    niclit    außeracht    gelassen    werden. 
Doch  darin  besteht  eben  die  vorteilhafte  Wirkung  des  Na- 
turalausgedinges,    daß    durch  dasselbe  jene    scharfen  Gegensätze 
zwischen  dem  Natural-  und  Geldreinertrage,  welche  oft  Ursachen 
von    schweren   Agrarkrisen    bilden,    teilweise    ausgeglichen    und 
verringert  werden.     Es    ist    vorerst   einleuchtend,    daß    mit    dem 
Wesen    der    landwirtschaftlichen  Produktion,  wo   die  Erträgnisse 
in  bestimmten  regelmäßigen  Zeitabschnitten  wiederkehren,  wieder 
nur    periodisch    wiederkehrende     Verpflichtungen    im    Einklänge 
sind.     Der  Landwirt,  welcher  sein  regelmäßiges  Einkommen  aus 
den   jährlichen    Ernteerträgnissen    bezieht,    kann,    ohne    in  Ver- 
legenheit zu  geraten,  nur  solche  Zahlungen  leisten,  die  ebenfalls 
in  regelmäßigen  Perioden    zurückkehren.  Deshalb  entspricht  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  nur  langfristiger  Kredit  in  Form 
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von  Darlehen  gegen  Annnitätenrückzalilungen.  Eine  plötzliche 
Kündigung  des  dargeliehenen  Kapitals  wird  d(^m  Landwirt  immer 
Verlegenheit  und  Kosten  bereiten  und  kann  in  einzelnen  Fällen 
sogar  Ursache  seines  wirtschaftlichen  Ruines  werden.  Aber  auch 
bei  regelmäßig  wiederkehrenden  Zahlungen  des  Landwirtes  wird 
es  nicht  gleichgültig  sein,  ob  dieselben  in  Naturalien  oder  Geld 
bestehen.  Bei  Naturalleistungen  trägt  der  Landwirt  bloß  die 
Gefahr  einer  guten  oder  schlechten  Ernte,  er  ist  bloß  von  Natur- 
elementen abhängig.  B(>i  fitstem  (Tcldzahlungen,  wie  Zinsen  oder 
Annuitäten,  wird  dagegen  der  Landwirt  noch  einer  weiteren 
Gefahr  ausgesetzt  und  zwar  derjenigen  der  Getreidepreisschwan- 
kungen, welche  durch  die  mannigfaltigsten  Wechselfälle  der 
Konjunktur  auf  in-  und  ausländischen  Märkten  bedingt  sind. 
Dadurch  wird  der  Landwirt  von  Faktoren  abhängig,  die 
sich  seiner  Beeinflussung  gänzlich  entziehen.  Mögen  die  Getreide- 
preise steigen  oder  fallen,  möge  infolgedessen  das  Geldeinkommen 
des  Landwirtes  groß  oder  gering  sein :  derselbe  ist  verpflichtet, 
seinem  Gläubiger  einen  immer  gleich  hohen  Zinsenbetrag  zu  zahlen 
und  dieser  fragt  nicht  danach,  was  dem  verschuldeten  Landwirte 
und  seiner  Familie  von  dem  Gutsertrage  zur  eigenen  Lebens- 
fristung  übrig  bleibt.  Diese  Gefahr,  welche  bei  der  heutigen 
Bodenverschuldung  eine  der  Avichtigsten  Ursachen  der  Agrar- 
krisis  bildet,  steckt  für  den  landwirtschaftlichen  Produzenten  in 
der  Geldwirtschaft.  Auf  analoge  Erscheinung  hat  bereits  Rod- 
bertus  in  seinem  Rentenprinzipe  hingewiesen  und  zwar  rück- 
sichtlich  der  Zinsfußschwankungen,  deren  Gefahr  bei  kündbaren 
Darlehen  vom  Schuldner  getragen  wird.  Diese  Frage  ist  durch 
di(?  Pfandbriefeinrichtung  der  Hypothekenbanken  in  befriedi- 
gender Weise  gelöst  worden,  indem  hier  infolge  der  festen  Ver- 
zinsung der  Pfandbriefe  die  Zinsfußschwankungen  in  der  Oszil- 
lation des  Pfandbriefkurses  ihren  Ausdruck  finden,  und  die  hier- 
aus resultierenden  Nachteile  auf  den  Gläubiger  überwälzt  werden. 
Viel  bedenklicher  wirken  jedoch  die  Schwankungen  des  Geld- 
ertrages bei  fixen  Geldverpflichtungen.  Hier  kommen  erst  die 
Vierteile  des  Naturalausgedinges  zur  vollen  Geltung.  Bei  Natural- 
abgaben entfällt  jenes  Risiko  des  Landwirtes  und  auch  seine 
Abhängigkeit  von  der  Marktkonjunktur.  Die  Naturalabgabe  ent- 
spricht dem  Naturalertrage.  Mögen  die  Preise  der  landwirtschaft- 
lichen Produkte  hoch  oder  niedrig  stehen,  der  Landwirt  leistet 
immer  die  gleiche  ^lenge,  und  nur  ein  gutes  oder  schlechtes 
Ernteergebnis,   nicht  aber  die  Preishöhc,    kr»nnen   seine   Verbind- 
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liclikeit  leichter  oder  drückender  gestalten.  Und  eine  ähnliche 
Wirkung  kann  man  mit  Bezug  auf  den  Ausgedingler  beobachten, 
dem  die  Naturalabgaben  ohnehin  nur  zum  persönlichen  Verbrauche 
flienen:  mittels  der  gleichen  Menge  Abgaben  kann  immer  die 
gleiche  Menge  von  Bedürfnissen  ohne  Rücksicht  auf  hohe  oder 
niedrige  Marktpreise  befriedigt  werden.  Die  Naturaleigenschaft 
der  Ausgedingsleistungen  wirkt  folglich  vorteilhaft  in  der  Rich- 
tung^ daü  durch  dieselbe  das  aleatorische  Element,  welches  in 
der  heutigen  Verkehrswirtschaft  infolge  der  Getreidepreisschwan- 
kungen die  landwirtschaftliche  Produktion  ungünstig  beeinflußt, 
ausgeschlossen  oder  demselben  wenigstens  engere  Grenzen  ge- 
zogen werden.  Und  jede  Einschränkung  des  aleatorischen 
Elements,  welches  sowohl  unverdiente  Gewinnste  als  auch  un- 
verdiente Verluste  zur  Folge  hat,  muß  entschieden  gebilligt 
Averden  ^). 

e)  Ein  anderer  volkswirtschaftlicher  Vorteil  des  Aus- 
gedinges beruht  in  seiner  zeitlich  beschränkten  Dauer.  Das 
Ausgedinge  bildet  für  den  Landwirt  eine  oft  sehr  drückende 
Last.  Doch  diese  Last  dauert  nicht  für  immerwährende  Zeiten, 
sondern  ist  auf  eine  kürzere  oder  längere  Zeit  beschränkt,  sie 
erlischt  mit  dem  Tode  des  Ausgedinglers,  indem  sie  auf  seine 
Erben  unübertragbar  ist.  Li  dieser  zeitlichen  Dauer  des  Aus- 
gedinges liegt  für  den  Landwirt  die  Hoffnung,  daß  früher  oder 
später  der  Zeitpunkt  eintritt,  wo  er  von  dem  Ausgedinge  befreit 
Avird  und  infolgedessen  der  Wert  seines  Gutes  und  seine  Kredit- 
fähigkeit bedeutend  steigen  werden.  Namentlich  dort,  wo  das 
Gut  in  fremden  Besitz  übergangen  ist,  und  avo  der  Besitzer 
und  der  Ausgedingler  durch  kein  verwandtschaftliches  Band 
verbunden  sind,  wird  diese  Hoff*nung  durch  kein  schmerz- 
liches Gefühl  des  Verlustes  getrübt  und  hat  bei  höherem  Alter 
des  Ausgedinglers  für  den  Landwirt  bereits  in  der  Gegenwart 
praktischen  Wert. 

Im  Gegensatze  zu  diesen  Vorteilen  ist  das  Ausgedinge 
auch    von   manchen    Schattenseiten    nicht    frei.     In  erster  Reihe 


^)  Dieser  Vorteil  der  Naturalabgaben  kam  insbesondere  in  den 
achtziger  und  neunziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  zur  Geltung, 
wo  die  Getreidepreise  auf  dem  einheimischen  Markte  infolge  der  Ver- 
ringerung der  Transportkosten  und  der  dadurch  herbeigeführten  über- 
seeischen Konkurrenz  stark  gedrückt  wurden.  Mit  Rücksicht  auf  den 
niedrigen  Geldertrag  wurde  damals  jede  Naturalleistung  als  eine  Er- 
leichterung empfunden  und  es  tauchten  sogar  Vorschläge  auf  Zahlung 
der   Grundsteuer  in  Naturalien   auf. 
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sind  «'S  diejenigon,  w<dclie  nicht  im  Wesen  des  Ausgedinge 
selbst  ihren  Ursprung  haben,  sondern  in  seiner  heutigen  Aus- 
gestaltung, soweit  dasselbe  auf  der  vollen,  durch  die  geltende 
Rechtsordnung  anerkannten  Vertragsfreiheit  beruht.  Sowie  auf 
anderen  Gebieten,  tritt  auch  hier  die  Tendenz  der  Ausbeutung 
des  wirtschaftlich  Schwächeren  —  hier  des  Übernehmers  der 
^\ir tschaft  —  durch  den  wirtschaftlich  Stärkeren  —  hier  den 
rbergeber  derselben  —  zutage.  Eine  solche  Ausbeutung  braucht 
in  jedem  einzelnen  Falle  nicht  stattzufinden,  jedoch  der  rein 
menschliche  Naturtrieb  des  Eigeninteresses  macht  sie  zu  einer 
derart  häufigen  Erscheinung,  daß  dieselbe  einen  typischen 
Charakter  annimmt. 

a)  Bei  der  herrschenden  ausgedinglichen  Vertragsfreiheit 
ist  es  keine  Seltenheit,  daß  der  Besitzer,  obzwar  er  noch  in 
vollem  ^lannesalter  steht  und  auch  keinen  sonstigen  notAvendigen 
Grund  hiefür  hat,  vorzeitig  das  Gut  dem  Nachfolger  übergibt, 
und  sich  mit  Vorbehalt  des  Ausgedinges  von  der  Bewirtschaf- 
tung zurückzieht.  Ein  solches  vorzeitiges  Sichzurruhebegeben 
ist  jedoch  jedenfalls  unmotiviert  und  volkswirtschaftlich  nach- 
teilig, wenn  der  Landwirt  sich  noch  solcher  körperlicher  Frische 
und  Gesundheit  erfreut,  daß  er  imstande  wäre,  die  mit  der  Be- 
wirtschaftung des  Gutes  verbundenen  Arbeiten  zu  verrichten. 
Der  Grund,  warum  er  auf  die  weitere  Tätigkeit  verzichtet,  ist 
in  der  Regel  lediglich  in  der  Bequemlichkeit,  in  der  Arbeits- 
unlust und  in  dem  Bestreben  zu  suchen,  die  Wirtschaftssorgen 
auf  einen  Jüngeren  zu  überwäJzen.  Arbeits-  und  sorgenlos 
genießt  el'  dann  die  reichlich  ausbedungene  Natural-  oder  Geld- 
rente und  sieht  oft  ruhig  zu,  Avie  sein  Nachfolger  unter  deren 
Last  zusammenbricht  und  wirtschaftlichem  Ruin(^  entgegeneilt- 
Und  eine  solche  Gefahr  ist  durchaus  nicht  ausgescldossen.  Denn 
abgesehen  von  dem  Umfange  und  der  Größe  des  Ausgedinges,, 
liegt  es  auf  der  Hand,  daß,  je  frühzeitiger,  in  je  jüngeren  Jahren 
der  Besitzer  des  Bauerngutes  sich  zur  Ruhe  begibt,  um  so  länger 
in  der  Regel  die  Dauer  der  Ausgedingslast  sein  wird.  Abgesehen 
davon,  reicht  der  Ertrag  eines  Bauerngutes  mittlerer  Größe  kaum 
zur  Ernährung  einer  durchschnittlich  zahlreichen  Familie  hin. 
Wenn  auf  dem  Gute  ein  Ausgedinge  haftet,  so  müssen  aus  dem 
Gutsertrage  (eigentlich  zwei  Familien  ihren  Lebensunterhalt  be- 
streiten :  die  des  Besitzers  und  diejenige  des  Ausgedinglers.  Doch 
ist  es  einleuchtend,  daß  ein  Bauerngut  zwei  Familien  gleich- 
zeitig   auf  die  Dauer    nicht    ernähren  kann.     Eine   Familie    muß 
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daher  IMangel  leiden^  und  zwar  wird  es  in  diesem  Falle  nicht  die 
Familie  des  Aiisgedinglers  sein,  der  einen  vollstreckbaren  Rechts- 
anspruch auf  die  ungeschmälerte  Rente  hat,  sondern  diejenige 
des  Besitzers.  Diesem  Mangel  muß  auf  irgendeine  Weise  ab- 
geholfen werden,  vorerst  durch  kurzfristige  Kreditoperationen, 
später  durch  dauernde  Verschuldung,  die  immer  größer  wird, 
je  länger  das  Ausgedinge  dauert. 

Ein  frühzeitig  bestelltes  Ausgedinge  bedeutet  außerdem  eine 
Verschwendung  der  unausgenützten  Arbeitskraft  und  ein  Zehren 
auf  Rechnung  fremder  Arbeit  und  Mühe.  Dasselbe  hat  jedoch 
noch  einen  anderen  Nachteil  zur  Folge,  welcher  aus  dem  allzu 
jugendlichen  Alter  des  Landwirtes  entspringt.  Demselben  man- 
gelt es  an  hinreichender  Reife,  Lebenserfahrung,  Ausbildung  und 
an  Berufskenntnissen.  Unerfahrenheit  und  Sachunkenntnis  sind 
jedoch  Quelle  von  manchen  Irrtümern  und  Versehen  mit  Rück 
sieht  auf  die  Produktionstechnik,  Mangel  an  Lebenserfahrung  und 
Ratlosigkeit  können  vielen  Schaden  anrichten.  Endlich  bcAvirkt 
die  frühzeitige  Ausgedingsbestellung  oft  die  Verdoppelung  dieser 
Last.  Wenn  beispielsweise  ein  Bauer  mit  45  Jahren  seinem  20- 
jährigen  Sohne  das  Grut  übergibt  und  wenn  der  Sohn  dem  väter- 
lichen Beispiele  folgt,  ist  der  Vater  zur  Zeit,  wo  der  Sohn  von 
dem  Wirtschaften  sich  zurückzieht,  erst  70  Jahre  alt  und  kann 
bei  sonstigen  günstigen  hygienischen  Verhältnissen  des  Land- 
aufenthaltes noch  eine  ganze  Reihe  von  Jahren  leben.  In  diesem 
Falle  beziehen  dann  zwei  Generationen  das  Ausgedinge  gleich- 
zeitig und  das  Bauerngut  hat  die  Last  von  zwei  Ausgedingen 
zu  tragen.  Und  die  Erfahrung  lehrt,  daß  solche  Fälle  durchaus 
nicht  zu  Seltenheiten  gehören. 

h)  Ein  noch  weit  größerer  Übelstand  als  die  zu  frühzeitige 
Bestellung  ist  die  Größe  des  Ausgedinges,  nämlich  die  unver- 
hältnismäßige Höhe  der  ausbedungenen  Naturalleistungen.  Der 
Egoismus  bleibt  in  der  Regel  über  den  Altruismus  Sieger.  Der 
abtretende  Besitzer  wird  bestrebt  sein,  sich  womöglich  hohe 
Bezüge  zu  sichern,  und  diesem  Bestreben  muß  oft  sowohl  die 
väterliche  Liebe  als  auch  die  Rücksicht  auf  das  Wohl  des 
Sohnes  weichen.  Es  braucht  seinerseits  gar  nicht  Hartherzigkeit 
zu  sein,  vielleicht  ist  es  nur  übertriebene  Vorsicht,  ungenaue 
Berechnung,  irrige  Voraussetzung  der  künftigen  Ertragssteige- 
rung u.  s.  w. :  es  gibt  kurz  die  mannigfachsten  Motive,  welche 
bewirken,  daß  der  abtretende  Besitzer  womöglich  zahlreiche  und 
bedeutende    Leistungen    für    sich    stipuliert.     Allerdings    ist    die 
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Uutsabtretung-  mit  N^orbelialt  des  Ausgedinges  ein  zweiseitiger 
Vertrag  und  falls  der  Sohn  das  Ausgedinge  für  zu  lästig 
erachtet,  braucht  er  denselben  nicht  abzuschließen.  Doch  wie 
auf  anderen  Gebieten,  darf  auch  hier  unter  der  Herrschaft  der 
bestehenden  Wirtschaftsordnung  das  Prinzip  der  Vertragsfreiheit 
nur  mit  Vorsicht  angewendet  werden.  Formelle  Freiheit  wird  oft 
zur  wirklichen  Unfreiheit.  IVIan  denke  sich  nur  in  den  Zustand 
des  im  reiferen  Lebensalter  stehenden,  nach  wirtschaftlicher 
Selbständigkeit  und  Gründung  eigener  Familie  strebenden  Bauern- 
sohnes hinein  I  Seine  Erziehung,  gesellschaftliche  Stellung  und 
materielle  Lage  lassen  ihm  keinen  anderen  Weg  z\u'  Erlangung 
dieser  Selbständigkeit  offen,  als  den  der  Übernahme  des  väter- 
lichen Gutes.  Zu  diesem  Zwecke  muß  er  aber  entweder  des 
Vaters  Tod  abwarten  oder  aber,  falls  dieser  freiwillig  zurücktritt, 
muß  er  sich  bedingungslos  zur  Leistung  des  einseitig  ihm  diktierten 
Ausgedinges  verpflichten.  Der  Sohn  befindet  sich  daher  in  einer 
Zwangslage;  welch  Wunder,  daß  ein  noch  so  drückendes  Aus- 
gedinge ihm  behufs  Erlangung  der  Selbständigkeit  als  kein  zu 
hoher  Preis  erscheint !  Hiezu  gesellt  sich  oft  seine  Unerfahrenheit, 
das  Vertrauen  auf  die  väterliche  Nachsicht,  die  Hoffnung,  durch 
persönlichen  Fleiß  den  Gutsertrag  heben  zu  können,  und  vieles 
andere  1).  Unverhältnismäßig  hohe  Ausgedingsleistungen  sind 
jedoch  eine  Last,  die  nicht  nur  schwer  zu  ertragen  ist,  sondern 
oft  geradezu  verderblich  wirkt.  Wie  bereits  erwähnt,  können 
vom  Gutsertrage  in  der  Regel  zwei  Familien  gleichzeitig  ihren 
Lebensunterhalt  nicht  bestreiten.  Dort,  wo  der  Besitzer  einen 
Teil  des  Naturaler  träges  (manchmal  ein  V'iertel  und  noch  mehr) 
als  Ausgedinge  zu  leisten  hat,  muß  er  und  seine  Familie  entweder 
selbst  Mangel  leiden  oder  er  verfällt  allmählich,  aber  unrettbar  der 
Verschuldung  anheim.  Ist  aber  das  Gut  bereits  verschuldet  und 
müssen  neben  dem  Ausgedinge  noch  fällige  Zinsen  aus  dessen 
Ertrage  gedeckt  werden,  dann  bleibt  dem  Besitzer  oft  sehr 
Avenig  übrig.  Treten  noch  Mißernte,  Elementarschäden,  Krank- 
heitsfälle u.  s.  w.  dazu  und  hält  andererseits  der  Ausgedingler 
fest  an  seinem  geschriebenen  Rechte,  wird  es  klar,  daß  die 
auch  sonst  in  normalen  Zeiten  ziemlich  kritische  Lage  des 
Besitzers  unter  diesen  Verhältnissen  geradezu  hoffnungslos  sich 
gestaltet.  Bald  wird  eine  Exekution  auf  die  andere  folgen,  drückende 

)   Vergl.      Miaskowski:       Handwörterbucli      der      Staatswissen- 
schaftf'ii,   I.    -270. 
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materielle  Sorgen  erlahmen  Energie  und  xVrbeitslust,  es  kommt 
zur  Zwangsverwaltung,  Versteigerung  und  der  Bauer  samt  seiner 
Familie  werden  subsistenzlos.  Diese  verhängnisvollen  Folgen  werden 
um  so  eher  eintreten,  wenn  das  (lut  gleichzeitig  mit  zwei  Aus- 
gedingen belastet  ist.  In  diesem  Falle  wird  die  Ausgedingslast 
verdoppelt  und  der  Ruin  des  Landwirts  wird  um  so  Avahrschein- 
licher  sein. 

Die  bis  jetzt  besprochenen  volkswirtschaftlichen  Nachteile 
des  Ausgedinges  haben  ihren  Ursprung  im  Mißbrauche  der  Ver- 
tragsfreiheit und  in  der  wirtschaftlichen  Übermacht  einer  der 
Vertragsparteien.  Aber  abgesehen  von  den  Auswüchsen  des 
Eigennutzes,  liegen  auch  dort,  wo  der  Bauer  bei  Bestellung  de& 
Ausgedinges  dem  (xerechtigkeits-  und  Billigkeitsprinzipe  nicht 
zuwiderhandelt,  wo  er  weder  frühzeitig  ein  sorgenfreies  Ein- 
kommen sich  zu  verschaffen  trachtet,  noch  mit  einer  zu  schweren 
Last  seinen  Nachfolger  überbürdet,  in  der  Natur  des  Ausgedinges 
selbst  gewisse  Tendenzen,  die  die  wirtschaftliche  Lage  des  Be- 
sitzers schwierig  gestalten. 

a)  Die  Naturaleigenschaft  des  Ausgedinges  hat  auch  ihre 
Kehrseite.  Das  Überhandnehmen  der  Geldwirtschaft  und  der 
Rückgang  der  Naturalwirtschaft,  die  heutzutage  eine  überlebte 
Phase  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  darstellt,  erfordern  gebie- 
terisch die  Anpassung  sämtlicher  wirtschaftlicher  und  rechtlicher 
Verhältnisse  an  diesen  Entwicklungsprozeß.  Hievon  bleiben  auch 
die  Tausch-  und  Kredithandlungen  nicht  ausgeschlossen.  Aber 
die  Naturei  gen  Schaft  des  Ausgedinges  ragt  hier  als  ein  Über- 
bleibsel längstvergangener  Zeiten  empor,  das  mit  der  heutigen  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  im  Widerspruche  steht.  Während  sonst 
überall  die  alten  Reste  der  Naturalwirtschaft  verschwinden  und 
abgeschafft  werden,  wie  bei  öffentlichen  Abgaben,  Pachtzinsen, 
Löhnen  u.  s.  w.,  bleibt  beim  Ausgedinge  alles  beim  alten.  Das 
kann  unter  normalen  Verhältnissen  manchmal  bedenkliche  Folgen 
haben.  Als  normal  kann  man  aber  diejenige  volkswirtschaftliche 
Entwicklung  bezeichnen,  deren  wesentliche  Merkmale  sind:  stete 
Verbreitung  und  Ausgestaltung  der  Geld-  und  Verkehrswirtschaf t^ 
regelmäßiger  Bevölkerungszuwachs  und  zunehmende  Nachfrage 
nach  Nahrungsmitteln,  namentlich  nach  landwirtschaftlichen 
Produkten,  infolge  dessen  steigende  Grundrente  und  steigender 
Geldertrag  des  Grundes  und  Bodens. 

Wie  bereits  erwähnt,  ist  diese  Entwicklungstendenz  mannig- 
fachen Gegenwirkungen    ausgesetzt.     Infolge   verschiedener  Um- 
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stände,  namentlich  technischer  Fortschritte,  Verringerung  der 
Transportkosten,  neuer  Kolonisation,  Abschaffung  oder  Ermäßi- 
gung des  Schutzzolles  u.  s.  w.,  kann  diese  Entwicklung  unter- 
brochen oder  gar  rückgängig  gemacht  werden.  Dennoch  bleibt 
es  trotz  dieser  Ausnahmen  und  Unregelmäßigkeiten,  die  für  die 
betreffende  Generation  vorübergehend  allerdings  bedenklich  werden 
können,  zweifellos,  daß  die  Grundrente,  namcnitlich  in  den  dicht 
bevölkerten  Ländern  Europas,  im  stetigen  Steigen  begriffen  ist. 
Und  gerade  in  dieser  Beziehung  befindet  sich  das  Ausgedinge, 
als  eine  Naturallast,  mit  dem  Steigen  des  Geldertrages  im  Wider- 
spruche. Die  Naturalleistungen  werden  um  so  lästiger  empfunden, 
je  höher  die  Getreid(^preise  steigen.  Der  Besitzer  wird  jede  zu 
leistende  Abgabe  in  Geld  abschätzen  und  die  Naturallast  wird  mit 
den  steigenden  Marktpreisen  der  Naturalien  immer  drückender. 
Dieser  Nachteil  ist  mit  der  Naturaleigenschaft  des  Ausgedinges 
in  der  heutigen  Verkehrswirtschaft  verbunden  und  bildet  allein 
schon  einen  hinreichenden  Grund,  Abhilfe  in  dieser  Hinsicht  anzu- 
streben. Hatte  ja  doch  auch  die  bewegende  Kraft  jener  großartigen 
Aktion  unseres  Jahrhundertes,  die  die  Grundentlastung  genannt 
wird,  und  die  eben  den  Zweck  verfolgte,  den  unbeweglichen 
Besitz  von  Naturall  asten  zu  befreien,  ihren  Ursprung  weniger 
in  politischen  als  eher  in  wirtschaftlichen  Gründen,  nämlich 
gerade    in    dem  Widerspruche    der  Geld-    und  Naturalwirtschaft. 

Allerdings  gibt  es  noch  andere  Schattenseiten  des  Natural- 
ausgedinges.  So  namentlich  bei  einer  Mißernte,  wo  der  Besitzer 
vielleicht  sogar  genötigt  sein  wird,  gewisse  Naturalien,  die  Gegen- 
stand der  Abgaben  bilden,  zu  hohen  Preisen  zu  kaufen,  um  seine 
Verbindlichkeiten  erfüllen  zu  können.  Dies  ist  um  so  eher  möglich, 
je  mannigfacher  und  verschiedenartiger  die  Leistungen  sind  and  je 
mehr  sie  im  Preise  schwanken.  Ein  anderer  Nachteil  besteht  in 
<ler  festen  Unabänderlichkeit  der  Naturalabgaben,  welche  kein(^ 
J^]rmäßigung  derselben  durch  geschickte  Ausnützung  der  Markt- 
konjunktur zuläßt.  Beim  Gelddarh^hen  kann  der  Schuldner  seine 
Zinsverbindlichkeit  dem  herrschenden  Zinsfuße  anpassen,  indem 
er  im  Falle  des  Rückganges  desselben  durch  Konvertierung  der 
höher  verzinslichen  Schuld  eine  bedeutende  Verringerung  der 
Schuldlast  erzielt.  Die  Möglichkeit  einer  Konvertierung  von 
Naturalabgaben  ist  freilich  ausgeschlossen. 

b)  Auch  ohne  Rücksicht  auf  die  Naturaleigenschaft  des 
Ausgedinges  ist  dasselbe  an  sich  selbst  als  eine  in  der  Ver- 
pflichtung   zur   Lieferung  von    festen    periodischen   Abgaben   be- 
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steliendo  und  an  die  P(?rson  des  Rezugsbereclitigten  gebundene 
Reallast,  ein  bedeutendes  Hindernis  d(is  Realkr(^dits,  indem  es  die 
Kreditfälligkeit  des  Besitzers  abscliwilclit  und  lähmt.  Das  Aus- 
gedinge genießt  als  Reallast  auf  der  Realität  regelmäßig  eine  bevor- 
zugte bücherliclie  Rangordnung,  denn  bei  seiner  Bestellung  pflegt 
das  Grut  entAveder  noch  ganz  unverschuldet  oder  nur  mäßig  ver- 
schuldet zu  sein.  Ein  Ausgedinge  auf  einem  überschuldeten  Gute 
hätte  ohnehin  keine  praktische  Bedeutung,  nachdem  dasselbe 
bei  zwangsweiser  Eintreibung  durch  den  (Jutswert  überhaupt 
nicht  gedeckt  wäre.  Doch  der  bücherliche  Vorrang  des  Aus- 
gedinges bildet  einen  Stein  des  Anstoßes  für  den  Hypothekar- 
kredit, was  um  so  mißlicher  wird,  als  das  Kreditbedürfnis  gerade 
bei  der  Übernahme  der  Wirtschaft  sehr  dringend  zvi  sein  pflegt. 
Abgesehen  von  allerlei  Elementarschäden  und  Familienauslagen, 
wird  der  Besitzer  in  erster  Reihe  ein  hinreichendes  Betriebskapital 
benötigen,  und  wird  dessen  Bedarf  mit  der  steigenden  Intensität  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  um  so  größer.  Dieses  Kapital  muß 
er  sich  mittels  einer  Kreditoperation  verschaffen  und  nachdem 
dabei  vorzugsweise  dauernde  Verwendungen  und  Meliorationen 
in  Betracht  kommen  (als :  Gebäude,  Maschinen,  Vieh),  muß  es 
ein  langfristiger  Kredit  sein.  Jedoch  noch  aus  einem  anderen 
Grunde  wird  der  Besitzer  Kredit  brauchen.  Gleichzeitig  mit  dem 
Ausgedinge  werden  in  der  Regel  auf  dem  Gute  auch  die  Anteile 
der  übrigen  Miterben  pfandrechtlich  sichergestellt,  die  der  Besitzer 
nur  selten  bar  befriedigen  kann.  Diese  Anteile  sind  kündbar  und 
xiie  Miterben,  namentlich  wenn  sie  Geld  brauchen,  werden  die 
Kündigung  selten  auf  lange  hinausschieben.  Doch  die  Kapitals- 
kündigung verursacht  dem  Gutsbesitzer  in  jedem  Falle  Verlegen- 
heiten, ja  sie  kann  ihn  sogar  in  eine  kritische  Lage  versetzen, 
nachdem  das  Gut  nur  einen  periodischen  Ertrag  abwirft  und  er 
daher  das  Kapital  nicht  auf  einmal  beschaffen  kann.  Er  muß 
einen  neuen  Gläubiger  suchen,  der  bereit  wäre,  die  gekündigten 
Kapitalien  im  Zessionswege  zu  übernehmen.  Mit  einem  neuen 
Privatgläubiger  würde  der  Schuldner  —  abgesehen  von  der 
gewöhnlich  höheren  Verzinsung  —  nicht  viel  gewinnen,  die 
Kündigungsgefahr  wenigstens  wäre  damit  nicht  beseitigt.  Er 
nimmt  daher  zu  einer  Geldanstalt  seine  Zuflucht,  wo  die  Kündi- 
gungsgefahr entweder  vermindert  oder  — -  wie  bei  Pfandbrief- 
anstalten —  gänzlich  ausgeschlossen  ist  und  wo  auch  die  ^  er- 
mittlung  des  Kredits  verhältnismäßig  rasch,  (unfach  und  billig 
besorgt  wird.     Doch  gerade  hier  verursacht  oft   das  Ausgedinge 


64  i^'ts   Ausgedinge.  [64 

die  gleißten  Schwierigkeiten.  Nachdem  dasselbe  dem  sicher- 
zusteU enden  Darlehen  grundbücherlich  vorangeht  oder  aber  mit 
den  Erbanteilen,  die  übernommen  Averden  sollen,  mit  Rücksicht 
auf  die  Rangordnung  konkurriert,  wird  das  Geldinstitut  aus 
Sicherheitsrücksichten  verlangen,  daß  dem  gewährten  Darlehen 
vor  dem  Ausgedingen  die  Priorität  erwirkt  werde.  Doch  diese 
Prioritätsbeschaffung  vor  dem  Ausgedinge  ist  keineswegs  leicht 
und  einfach.  Vorerst  müssen  die  mit  der  Aufsetzung  und  Ferti- 
gung der  notariell  oder  gerichtlich  beglaubigten  Prioritätserklärung 
verbundenen  Formalitäten  erfüllt  werden.  Dies  erfordert  den  für 
die  alten  Ausgedingler  oft  beschwerlichen  und  kostspieligen  Weg 
in  die  Stadt.  Aber  abgesehen  von  diesen  formellen  Schwierig- 
keiten, ist  die  Einwilligung  der  Ausgedingler  zur  Vorrangs- 
einräumung oft  nicht  leicht  zu  erlangen.  Dort,  wo  das  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Besitzer  und  dem  Ausgedingler  getrübt 
ist,  wird  der  gute  Wille  des  Ausgedinglers  schon  im  voraus 
ausgeschlossen  sein  und  der  Besitzer  wird  es  wahrscheinlich 
gar  nicht  versuchen,  den  Ausgedingler  um  diese  Gefälligkeit  zu 
bitten.  In  diesem  Falle  bleibt  ihm  nichts  anderes  übrig,  als  auf 
das  Darlehen  überhaupt  zu  verzichten.  Der  Weg  zum  Realkredit 
ist  ihm  dann  überhaupt  versperrt  und  er  muß  erst  den  Tod  des 
Ausgedinglers  abwarten,  wenn  er  überhaupt  mit  seinem  Kredit- 
bedürfnisse so  lange  warten  kann.  Aber  auch  dort,  wo  zwischen 
dem  Besitzer  und  dem  Ausgedingler  das  freundschaftlichste  Ver- 
hältnis herrscht,  wird  der  letztere,  durch  Erfahrung  belehrt,  oft 
zögern,  dem  Darlehen  die  bücherliche  Priorität  einzuräumen. 
Das  der  ländlichen  Bevölkerung  angeborene  Mißtrauen  und  das 
abschreckende  Beispiel  vieler,  die  auf  ähnliche  Weise  ihre  Rechte 
verwirkt  haben,  bleibt  nicht  ohne  Wirkung.  Und  Vorsicht  ist 
hier  wohl  begründet,  wenn  man  bedenkt,  welche  traurigen  Folgen 
die  Prioritätseinräumimg  für  den  vom  Alter  gebeugten,  arbeits- 
unfähigen Ausgedingler  haben  kann,  wenn  bei  der  Zwangs- 
versteigerung der  Erlös  durch  die  vorausgehende  Forderung- 
erschöpft  wird  und  das  Ausgedinge  dann  leer  ausgeht.  Es  läßt 
sich  daher  dem  Ausgedingler  durchaus  nicht  verargen,  wenn  er 
bei  diesem  wichtigen  Schritte  Schwierigkeiten  macht  oder  wenn 
er  seine  Einwilligung  überhaupt  verweigert,  namentlich  im  Falle 
eines  größeren  Darlehens,  und  \venn  er  aus  eigener  Erfahrung 
die  Überzeugung  gewinnt,  daß  der  künftige  Gutsertrag  zur 
D(.'ckung  des  hohen  Zinsenbetrages  und  gleichzeitig  auch  des 
Ausgedinges  nicht  ausjieichen  wird.  Doch  schon  die  Verweigerung 
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der  Einwilligung-  allein  Avird  in  der  Regel  zur  Quelle  einer  gegen- 
seitigen Spannung,  ja  oft  des  Hasses  zwischen  dem  Ausgedingler 
und  dem  Besitzer. 

Doch  auch  dann,  wenn  der  Besitzer  die  Prioritätsein  vvilligung- 
erlangt,  sind  damit  alle  Schwierigkeiten  noch  nicht  beseitigt. 
Diese  können  vielmehr  noch  in  der  Weigerung  der  Geldinstitute 
bestehen,  mit  Ausgedinge  belastete  Realitäten  selbst  in  dem  Falle 
zu  belehnen,  Avenn  dem  Darlehen  vor  dem  Ausgedinge  bücher- 
licher Vorrang  gewährt  wurde.  Diese  reservierte  Haltung  ist  die 
Folge  der  heutigen  Gerichtspraxis,  wie  dieselbe  die  Bestimmungen 
der  §§  225  und  226  in  Verbindung  mit  §  218  der  Exekutions- 
ordnung vom  27.  Mai  1896,  Z.  79  R.  G.  BL,  betreffend  die 
Kaufschillingsverteilung  der  versteigerten  Realitäten,  auffaßt  und 
auslegt.  Die  gesetzliche  Bestimmung:  ,,Durch  eine  bücherlich 
eingetragene  Vorrangseinräumung  tritt  die  Hypothekarforderung, 
welcher  der  Vorrang  eingeräumt  wird,  an  die  Stelle  der  zurück- 
getretenen Hypothekarforderung,"  wird  in  der  Weise  interpretiert 
und  in  Anwendung  gebracht,  daß  bei  der  Metstbotverteilung  an 
Stelle  des  Ausgedinges,  vor  dem  die  Priorität  eingeräumt  wurde, 
nicht  die  Forderung  ihrem  ganzen  Inhalte  samt  allen  stipulierten 
Bedingungen,  sondern  gemäß  des  Grundsatzes  der  Zession,  „daß 
niemand  mehr  Rechte  abtreten  kann,  als  er  selbst  besitzt,"  ^)  dem 
Gläubiger  nur  dasjenige  zur  Auszahlung  zugewiesen  wird,  was 
der  Ausgedingler  selbst  zu  fordern  berechtigt  wäre,  folglich  nur 
die  im  Rückstande  gebliebenen  Abgaben,  und  das  Recht  auf 
weitere  Leistungen,  resp.  ihr  Geldwert.  Ist  in  diesem  Falle  ein 
Geldinstitut  Gläubiger,  hat  das  für  dasselbe  den,  wenn  auch 
nicht  materiellen,  so  doch  formellen  Nachteil,  daß  es  sich  statt 
Barbezahlung,  solange  der  Ausgedingler  lebt,  mit  der  bloßen  Ver- 
zinsung und  jährlichen  Abschlagszahlungen,  die  dem  Geldwerte 
der  Ausgedingleistungen  entsprechen,  begnügen  muß.  Hie- 
durch    wird    dem   Geldinstitut    die    Möglichkeit    benommen,    den 


^)  Diese  Gericlitspraxis  war  übrigens  bereits  vor  Geltung  der  neuen 
Exekutionsofdnung  vorherrschend.  So  namentHch  in  den  oberstgerichtlichen 
Entscheidungen  Gl.  U.  W.  Z.  6987,  7812,  9727,  12.426,  13.899,  14.051, 
15.604.  Entgegengesetzte  Entscheidung,  daß  die  Priorität  vor  dem  Aus- 
gedinge das  Recht  zur  Einforderung  des  ganzen  Kapitals  in  der  Rang- 
ordnung des  kapitalisierten  Ausgedinges  einschließt,  Gl.  U.  W.  Z.  12.564. 
Vergl.  Stampfer:  „Die  Judikatur  des  obersten  Gerichtshofes  in  aus- 
gedingrechtlichen  Fragen."  (Gerichtshalle,  Wien,  1892,  Nr.  49,  413.) 
Ferner  Menousek   a.   a.   0.,   Worel   a.   a.   0. 

Wiener  staatswiss.  Studien.  V.  Bd.,  1.  Heft.  5 
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Erstelier  zur  Einhaltung  dos  ursprünglichen  Amortisationsphmcs 
anzuhalten  iinil  das  Darlehen  kündigen  zu  können  und  hieraus 
entspringt  die  Unlust  der  Kreditinstitute,  mit  Ausgedinge  belastete 
Realitäten  auch  im  Falle  der  Vorrangseinräumung  zu  belehnen. 
So  erschwert  die  bloße  Existenz  des  Ausgedinges  die  Kredit- 
fähigkeit des  Besitzers. 

2.  Sozialpolitische  Gesichtspunkte. 

Auch  vom  sozialpolitischen  Standpunkte  betrachtet,  weist 
das  Ausgedinge  sowohl  Licht-  als  auch  Schattenseiten  auf.  Für 
das  Ausgedinge  spricht  Nachstehendes: 

a)  Das  Ausgedinge  dient  vorzüglich  zur  Erhaltung  des 
unbeweglichen  Familienbesitzes  und  hat  für  den  Bauernstand 
eine  ähnliche  Bedeutung  wie  die  Fideikommisse  für  den  Adel. 
Das  Ausgedinge  bildet  in  dieser  Hinsicht  ein  Schutzmittel  teils 
gegen  die  Zerstückelung  der  Bauerngüter,  teils  gegen  deren 
Übr schuldung.  Nach  Aufhebung  der  Unteilbarkeit  von  Grund 
und  Boden  und  der  besonderen  Erbfolge  in  die  Bauerngüter 
besteht  eine  solche  Gefahr  tatsächlich.  Die  frühere  mit  den  bereits 
erwähnten  Patenten  des  18.  Jahrhunderts  geregelte  bäuerliche 
Erbfolge  verfolgte  den  Zweck,  das  unteilbare  Bauerngut  nur  einem 
durch  das  Gesetz  bestimmten  Miterben  ins  Eigentum  zu  übergeben, 
ohne  daß  derselbe  durch  die  Anteile  der  übrigen  Miterben  über- 
lastet und  in  seiner  wirtschaftlichen  Existenz  gefährdet  wäre. 
Hiemit  war  die  Erhaltung  des  Bauerngutes  im  Besitze  der  Familie 
gesichert.  Mit  der  Aufhebung  der  besonderen  bäuerlichen  Erb- 
folge ist  diese  Sicherheit  nicht  mehr  vorhanden.  Die  gesetzliche 
Frbfolge  des  österreichischen  bürgerlichen  Rechtes  beruht  in  einer 
und  derselben  Linie  auf  dem  Prinzipe  der  Gleichteilbarkeit.  Die 
Verlassenschaft  bildet  eine  Masse,  welche  den  Miterben  desselben 
(xrades  zu  gleichen  Teilen  zufällt.  Die  Durchführung  dieses 
Prinzipes  hat  daher  die  Aufteilung  der  Verlassenschaft  in  gleiche 
physische  oder  ideale  Teile  zur  Voraussetzung.  Allein  die  phy- 
sische Teilung  des  Bauerngutes  ist  in  der  Regel  nicht  möglich, 
denn  abgesehen  von  der  Unteilbarkeit  der  ^\  ohn-  und  Wirt- 
schaftsgebäude, hätte  die  Zerstückelung  des  Bauerngutes,  welches 
eine  wirtschaftliche  Einheit  darstellt,  oft  eine  unverhältnismäßige 
Wertverminderung  der  einzelnen  Teilstücke  zur  Folge.  Auch 
die  ideale  Teilung,  welche  das  Miteigentum  mehrerer  Miterben 
begründen  würde,  wäre  vom  technischen  und  ökonomischen 
Standpunkte  mit  der  landwirtschaftlichen  Produktion  unvereinbar. 
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Ks  müLUe  daher  entweder  zur  Veräußerung  des  Gutes  ge- 
schritten werden,  die  jedocli  oft  unzeitgeniäl.s  mit  bedeu- 
tendem V^erluste  verbunden,  manchmal  tlberliaup;:,  undurcli- 
füln-bar  wäre  und  schließlich  als  regelmäßige  Ersclieinung  die 
allmählige  Auflösung  des  bestehenden  Bauernstandes  zur  Folge 
hätte,  oder  aber,  was  in  der  Wirklichkeit  die  Regel  ist,  es 
kommt  zur  Abschätzung  des  Gutes  und  zur  Aufteilung  der  Ver- 
lassenschaft in  der  Weise,  daß  einem  Miterben  zwar  das  ganze 
Bauerngut  ins  Eigentum  übergeben  wird,  den  übrigen  Miterben 
jedoch  gleich  hohe  Anteile  zugewiesen  werden,  die  der  Guts- 
übernehmer  auszuzahlen  hat.  Dadurch  wird  der  Gutsbesitzer 
Schuldner  seiner  Miterben.  Je  größer  ihre  Anzahl,  um  so  geringer 
sein  eigener  Verlassenschaftsanteil,  um  so  höher  also  die  Schuld- 
forderung, welche  als  Summe  sämtlicher  Erbanteile  auf  dem 
Bauerngute  pfandrechtlich  sichergestellt  wird.  Die  häufige  Folge 
davon  ist  die  Überschuldung  des  Besitzers.  Gegen  diese  miß- 
lichen Folgen  der  gleichteiligen  gesetzlichen  Erbfolge  besitzt  die 
ländliche  Bevölkerung  allerdings  ein  wirksames  Mittel  in  der 
Testierfreiheit.  Wenn  dem  Bauer  die  freie  letztwillige  Verfügung 
über  sein  Vermögen  zusteht,  so  kann  er  sein  Gut  einem  einzigen 
Erben  vermachen  und  die  übrigen  Miterben  auf  ihre  Pflichtteile 
beschränken.  Doch  ist  es  eine  bekannte  Erscheinung,  daß  sich 
die  Testierfreiheit  bei  der  ländlichen  Bevölkerung  keiner  beson- 
deren Beliebtheit  erfreut  und  daß  die  testamentarische  Erbfolge 
daselbst  ziemlich  selten  vorkommt.  Die  Erklärung  hiefür  wäre 
wahrscheinlich  in  psychologischen  Motiven  zu  suchen :  in  der 
angeborenen  menschlichen  Scheu  an  die  letzten  Dinge  zu  denken 
und  Maßnahmen  behufs  Regelung  der  Vermögens  Verhältnisse  für 
den  Todesfall  zu  treffen,  in  der  Befürchtung  des  Erblassers,  daß 
das  Testament  nach  seinem  Tode  vernichtet,  gefälscht,  unrichtig 
ausgelegt  und  vollzogen  werden  könnte,  dass  es  Prozesse  unter 
den  Verwandten  veranlassen  würde  u.  s.  w.  Auch  die  vom 
Gesetze  geforderten  verschiedenen  Formalitäten  spielen  hier 
gewiß  eine  Rolle.  Allen  diesen  Schwierigkeiten,  den  ungünstigen 
Wirkungen  der  gleichteiligen  gesetzlichen  Erbfolge,  der 
Unlust  zum  Testieren  u.  s.  w.,  wird  durch  die  Institution  des 
Ausgedinges  vorgebeugt.  Der  Bauer,  der  das  Gut  noch  zu  seinen 
Lebzeiten  mit  Vorbehalt  des  Ausgedinges  abgetreten  hat,  geht 
sowohl  der  testamentarischen  als  auch  der  Intestaterbfolge  aus 
dem  Wege.  Er  übergibt  dem  Sohne  das  ungeteilte  Gut,  weist 
nach  eigenem  Ermessen  den  übrigen  Geschwistern  solche  Anteile 
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zu,  daß  das  Gereclitigkeitsprinzip  womöglich  nicht  verletzt,  aber 
aiich  das  Bauerngut  nicht  überschuldet  werde.  Das  alles  riclitet 
er  ein  nach  seinem  besten  Wissen  und  Können  auf  Grund  lang- 
jähriger Kenntnis  aller  Verhältnisse  und  reicher  Erfahrung. 
2-eleitet  von  der  anii;eborenen  Liebe  zu  seiner  Familie  und 
seinem  angestammten  Gute,  so  daß  keine  Behörde  und  kein 
Gericht  es  besser  regeln  und  besorgen  könnten.  Er  tut  dies 
noch  im  reifen  Mannesalter,  in  voller  körperlicher  und  geistiger 
Frische,  von  jeder  fremden  Beeinflussung  frei  und  ohne  Über- 
eilung. Er  kann  noch  zu  Lebzeiten  alles  regeln,  ausführen  und 
über  alles  verfügen,  er  sieht  mit  eigenen  Augen,  wie  und  mit 
welchem  Erfolge  sein  Nachfolger  wirtschaftet,  und  wenn  er 
irgendwelche  Fehler  oder  Mängel  wahrnimmt,  kann  er  selbst 
noch  durch  Rat,  Mahnung,  Zurede  manches  gut  machen  und 
and(U'es  verhindern.  Und  der  Hauptzweck  ist  dabei  erreicht. 
Die  Gefahr  der  Zerstückelung  und  Überschuldung  des  Bauern- 
gutes ist  beseitigt,  das  Gut  geht  ungeteilt  und  unüberschuldet 
an  den  Sohn  über,  von  einer  Generation  auf  die  andere,  und 
bleibt  im  Besitze  der  Familie  erhalten.  Und  die  Erhaltung 
des  Bauerngutes  bedeutet  die  Erhaltung  des  Bauernstandes  selbst. 
Eben  in  dieser  Richtung  übt  daher  das  Ausgedinge  eine  Avichtige 
soziale  Funktion  aus  ^). 

h)  In  anderer  Richtung  kommt  die  soziale  Bedeutung  des 
Ausgedinges  als  einer  Institution  in  Betracht,  die  die  Altersversor- 
gung der  bäuerlichen  Bevölkerung  bezweckt.  Der  altgewordene, 
physisch  herabgekommene  und  arbeitsmüde  Gutsbesitzer,  der 
unfähig  wird,  alle  die  anstrengenden  Arbeiten  zu  versehen, 
welche  die  Bewirtschaftung  des  Gutes  erfordert,  muß  schließlich 
auf  die  weitere  Erwerbstätigkeit  verzichten.  Doch  die  Land- 
wirtschaft wirft  keinen  so  hohen  Ertrag  ab,  daß  es  dem  Bauer, 
wie  es  in  anderen  Berufszweigen  der  Fall  ist,  möglich  wäre, 
größere  Ersparnisse  beiseite  zu  legen,  wovon  er  im  vorgerückten 
Alter  seinen  und  seiner  Familie  Lebensunterhalt  bestreiten  könnte- 
In  dieser  Beziehung  ist  die  Lage  des  Landwirtes  der  Lage  des 
Arbeiters  nicht  ganz  unähnlich.  So  wie  die  Höhe  des  Arbeits- 
lohnes in  der  Regel  kaum  zur  Deckung  der  Produktionskosten 
der  menschlichen  Arbeitskraft,  das  heißt  zur  Lebensfristung  der 
Arbeiterfamilie  und    zur  Bestreitung    der   nach  der  gewohnheits- 

^)  So  auch  Buchen  berger:  „Grrundzüge  der  deutschen  Agrar- 
poHtik,"    Berlin,    1897,   84. 
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mäliigen  Lebenshaltung  sicli  richtenden  Existenzbedürfnisse  der- 
selben ausreicht,  ebenso  wird  auch  der  normale  Ertrag  eines 
Bauerngutes  durcli  die  Lebensbedürfnisse  einer  Bauernfamilie 
gewöhnlich  ganz  erschöpft.  Es  bliebe  daher  dem  alt  gewordenen 
Besitzer  kein  anderer  Ausweg,  als  das  Gut  zu  verkaufen  oder 
zu  verpachten.  Beides  würde  für  ihn  und  seine  Familie  mit 
bedeutenden  wirtschaftlichen  und  sozialen  Nachteilen  verbunden 
sein.  Auch  in  dieser  Richtung  bietet  das  Ausgedinge  die  ge- 
wünsclite  Abhilfe. 

Der  alt  gewordene  Bauer  übergibt  das  Gut  seinem  Sohne, 
dessen  junge,  frische  Arbeitskraft  dabei  zur  Geltung  kommt,  und 
bedingt  sich  aus,  was  er  zur  Lebensfristung  braucht.  Auf  diese 
Weise  hat  er  über  sein  Vermögen  bereits  zu  Lebzeiten  verfügt 
und  war  zugleich  darauf  bedacht,  beim  Eintritt  der  Arbeits- 
unfähigkeit nicht  subsistenzlos  zu  werden,  sondern  bis  an  sein 
Lebensende  materiell  versorgt  zu  sein.  Das  schwierige  und 
langjährige  sozialpolitische  Problem  der  auf  öffentlich-rechtlicher 
Grundlage  mit  einem  großartigen  Apparate  aufgebauten  Alters- 
versicherung, die  in  den  meisten  Ländern  noch  eine  unerfüllte 
Forderung  der  sozialen  Reform  bleibt,  ist  durch  die  Institution 
des  Ausgedinges  mittels  privater  Initiative  hinsichtlieh  einer 
wichtigen  Gesellschaftsklasse  mit  relativem  Erfolge  gelöst  worden. 
Gerade  mit  Bezug  auf  die  Altersversorgung  der  ländlichen  Be- 
völkerung verdankt  das  Ausgedinge  seinen  Ursprung  dem  tat- 
sächlichen Bedürfnisse.  Angesichts  des  Mangels  an  gesetzlichen 
und  öffentlich-rechtlichen  Einrichtungen,  ist  die  ländliche  Be- 
völkerung in  ihrem  Klasseninteresse  zur  Selbsthilfe  geschritten 
und  schuf  eine  höchst  wertvolle  Rechtsinstitution.  Ganz  be- 
gründet wäre  hier  die  Behauptung,  daß  die  Institution  des  Aus- 
gedinges, wenn  sie  nicht  bereits  existierte,  gerade  mit  Hinsicht 
i3uf  die  Altersversorgung  der  ländlichen  Bevölkerung  geschaffen 
werden  müßte. 

c)  Das  Ausgedinge  ist  schließlich  nicht  olme  Bedeutung 
für  den  Nachwuchs  der  ländlichen  Bevölkerung  mit  Rücksicht 
auf  die  Frage  der  baldigen  Erlangung  wirtschaftlicher  Unab- 
hängigkeit und  Selbständigkeit.  Ohne  das  Ausgedinge  Aväre  es 
dem  alt  gewordenen  Bauer  nicht  möglich,  das  Gut  dem  heran- 
gereiften Sohne  rechtzeitig  abzutreten  und  dieser  wäre  gezwungen, 
mit  der  Gründung  einer  selbständigen  wirtschaftlichen  Existenz 
bis  zum  Ableben  des  Vaters  zu  warten,  also  bis  zu  einer  Zeit,  wo 
er  das  männliche  Lebensalter  wahrscheinlich  längst  überschritten 
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hätte.  Kino  zu  späte  Erlangung  wirtscliaftliclier  Selbständigkeit 
wirkt  jedocli  in  mancher  Hinsicht  nacliteilig.  Der  Solin,  obzwar 
bereits  im  ^lanni^salter  stehend,  würde  immer  noch  vom  Vater 
Avirtschaftlich  abhängig  sein,  darunter  würde  seine  Arbeitsenergie 
leiden  und  er  liätte  auch  aus  wirtscliaftlichen  Gründen  niclit  die 
^löglichkeit,  eigene  Familie  gründen  zu  können.  Alles  dies 
würde  die  Lage  des  jungen  bäuerlichen  Nachwuchses  viel  un- 
günstiger gestalten,  als  es  gegenwärtig  der  Fall  ist,  es  würde  in 
demselben  Unzufriedenheit  wecken,  ihm  den  landwirtschaftlichen 
Beruf  verleiden  und  ihn  aus  dem  väterlichen  Hause  und  ange- 
stammten Gute  in  fremde  Dienste  hinaustreiben.  Die  Unmög- 
lichkeit, eigene  Familie  im  Mannesalter  gründen  zu  können, 
würde  sodann  von  bedenklichen  Folgen  in  populationalistischer 
und  moralischer  Hinsicht  begleitet  sein. 

In  dieser  Beziehung  übt  die  Institution  des  Ausgedinges^ 
indem  sie  die  Eheschließung  in  verhältnismäßig  jungen  Jahren 
ermöglicht  und  fördert,  eine  günstige  Wirkung  auf  die  öffentliche 
Sittlichkeit,  in  welcher  Hinsicht  sich  die  ländlichen  Verhältnisse 
von  denjenigen  der  Großstädte  so  vorteilhaft  abheben.  Hieraus 
ist  auch  erklärlich,  warum  die  Frauenfrage,  deren  letzter  Grund 
gerade  in  den  ökonomischen  und  sozialen  Hindernissen  einer 
rechtzeitigen  Eheschließung  zu  suchen  ist  und  die  für  den  städ- 
tischen Mittelstand  von  solcher  Wichtigkeit  ist,  bei  der  ländlichen 
Bevölkerung  keine  wesentliche  Rolle  spielt. 

Diese  in  sozialer  Beziehung  vorteilhaften  Wirkungen  des 
Ausgedinges  werden  allerdings  in  hohem  Maße  durch  andere 
minder  günstige  aufgewogen. 

a)  Vom  sozialen  Standpunkte  erscheint  die  Abtretung  des 
Gutes  seitens  eines  verhältnismäßig  noch  jungen,  voller  Arbeits- 
fähigkeit sich  erfreuenden  Besitzers,  der  nur  aus  Bequemlichkeit, 
um  sorgen-  und  mühelos  leben  zu  können  ^),  zur  Ruhe  sich  begibt, 
nachteilig  und  demoralisierend.  In  diesem  Falle  genießt  der 
Ausgedingler  ohne  triftigen  Grund  und  unverdient  ein  arbeits- 
loses Einkommen,  er  lebt  auf  Kosten  und  auf  Rechnung  seines 
Nachfolgers.  Dieser  muß  arbeiten,  unternehmen,  das  Risiko  tragen, 
wogegen  der  Ausgedingler  untätig  seine  Einkünfte  bezieht.  In 
diesem  Falle  gewährt  das  Ausgedinge  arbeitsloses  Einkommen, 
welches,  wie  jedes  derartige  Einkommen,  nicht  bloß  vom  volks- 


^)   Die   Ausgedingler  waren  in  früherer  Zeit  auch  von  Robotdiensten 
und   öffentlichen  Abgaben  befreit  (Rössler:   n.   a.   0.    71). 
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wirtschaftlichen^  sondern  auch  vom  sozialen  Standpunkte  aus 
bedenklich  erscheint,  und  dies  namentlich  dann,  wenn  die  Last 
der  wirtschaftlich  Schwächere  zu  tragen  hat,  als  welcher  hier 
der  überbürdete  Besitzer  anzunehmen  ist.  In  dieser  Richtung  übt 
daher  das  Ausgedinge  eine  nachteilige  Wirkung  mit  Rücksicht 
auf  den  Gutsübernehmer. 

h)  Auf  der  anderen  Seite  ist  das  Ausgedinge  auch  für  den 
Ausgedingler  von  sozialen  Nachteilen  nicht  frei.  Dieselben  bestehen 
hauptsächlich  in  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit  desselben  vom 
Gutsbesitzer.  Der  Ausgedingler  besitzt  in  der  Regel  kein  eigenes 
Vermögen,  aus  welchem  er  irgendwelche  Nebeneinkünfte  beziehen 
würde^  er  ist  arbeitsunfähig,  hat  auch  keine  Gelegenheit,  etwas 
verdienen  zu  können  und  ist  daher  mit  seinem  Lebensunterhalte 
bloß  auf  das  Ausgedinge  angewiesen.  Diese  wirtschaftliche  Ab- 
hängigkeit ist  für  den  Ausgedingler  Quelle  mancher  sozialer 
Nachteile.  Der  Ausgedingler  wird  als  ein  besserer  Pfründler 
angesehen,  er  übt  keine  politischen  und  öffentlichen  Rechte  aus^ 
Stimme  und  Rat  desselben  in  Gemeindeangelegenheiten  verlieren 
das  frühere  Gewicht,  er  wird  nicht  beachtet  und  von  der  jüngeren 
Generation  geringgeschätzt.  Die  materialistische  Zeitrichtung  der 
Gegenwart  weiß  selten  die  V  orzüge  des  Alters  und  die  Erfahrung 
zu  schätzen^  ein  Arbeitsunfähiger,  der  dazu  noch  die  Disposition 
über  sein  Vermögen  nicht  mehr  besitzt,  wird  häufig  als  unproduk- 
tives und  überzähliges  Glied  der  Gesellschaft  betrachtet. 

Diese  wirtschaftliche  Abhängigkeit  wird  allerdings  durch 
verwandtschaftliche  und  persönliche  freundschaftliche  Beziehungen 
gemildert,  obzwar  dabei  nicht  unberücksichtigt  bleiben  darf,  daß 
die  Abhängigkeit  des  Vaters  vom  Sohne  und  die  Abhängigkeit 
des  Sohnes  vom  Vater  zwei  verschiedene  Dinge  sind.  Übrigens 
auch  das  verwandtschaftliche  Verhältnis  braucht  nicht  immer 
ein  freundschaftliches  zu  sein  und  in  diesem  Falle  wird  die 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  um  so  bitterer  empfunden. 
Außerdem  kann  das  ursprüngliche  verwandtschaftliche  Band  mit 
der  Zeit  gelöst  werden  und  an  seine  Stelle  tritt  ein  ganz  fremdes 
Verhältnis.  Das  grundbücherlich  sichergestellte  Ausgedinge  haftet 
auf  dem  Gute  als  Reallast  und  dadurch  geht  auf  jeden  Eigentümer 
die  Verpflichtung  über.  Wenn  daher  das  Gut  aus  welchem  Grunde 
immer,  aus  freier  Hand  oder  durch  Zwangsverkauf,  den  Eigen- 
tümer Avechselt^  und  dies  geschieht  erfahrungsgemäß  ziemlich  oft, 
verwandelt  sich  das  ursprüngliche  verwandtschaftliche  Verhältnis 
des  Ausgedinglers  in  ein  fremdes.  Es  ergibt  sich  von  selbst,  daß 
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eine  fremde  Person,  welche  gegen  den  Ausgedingler  keine  Kück- 
sicliten  zu  üben  braucht  und  von  welcher  das  Ausgedinge  als 
eine  unangenelmie  und  schwere  Last  empfunden  wird,  diese 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  den  Ausgedingler  um  so  mehr 
fühlen  läßt. 

c)  Doch  der  Ausgedingler  kann  sogar  auch  in  eine  derart 
kritische  Lage  geraten,  daß  seine  wirtschaftliche  Existenz  gefährdet 
und  er  selbst  der  Gefahr  der  Proletarisierung  ausgesetzt  wird. 
Seine  Lage  ist  schon  dann  nicht  beneidenswert,  wenn  der  Guts- 
besitzer in  der  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  säumig  wird, 
m()ge  die  Ursache  davon  im  Mangel  an  Wollen  oder  im  Mangel 
an  Können  liegen.  Der  Ausgedingler  hat  allerdings  auf  die 
prompte  Abfuhr  der  Giebigkeiten  rechtlichen  Anspruch,  docli 
nniß  er  diesen  Anspruch  erst  im  Rechtswege  geltend  machen. 
Dies  ist  mit  manchen  Umständen  und  Kosten  verbunden.  Außerdem 
wird  dadurcli  jedenfalls  das  bisherige  gute  Einvernehmen  zwischen 
dem  Gutsbesitzer  und  dem  Ausgedingler  getrübt.  Der  Gutsbesitz(;r, 
der  vielleicht  weder  absichtlicli  noch  aus  Leichtsinn,  sondern 
infolge  tatsächlicher  Zahlungschwierigkeiten  mit  der  Erfüllung 
seiner  Verbindlichkeiten  im  Verzuge  Avar,  wird  im  Ausgedingler 
einen  Feind  erblicken,  der  es  auf  seinen  wirtschaftlichen  Ruin 
abgesehen  hat.  Das  gilt  für  den  Fall,  wenn  der  Ausgedingler, 
obzwar  nach  langwierigem  und  kostspieligem  Prozessieren,  schließ- 
lich doch  zu  seinem  Rechte  kommt.  Doch  dieser  günstige  Erfolg 
tritt  nicht  immer  ein.  Er  bleibt  insbesondere  häufig  dann 
aus,  wenn  der  Ausgedingler  irgendeiner  Geldforderung  vor  dem 
Ausgedinge  den  bücherlichen  Vorrang  eingeräumt  hat,  und  dies 
wird  in  Anbetracht  des  dringenden  Geldbedarfes  seitens  des 
(Tutsübernehmers  die  Regel  sein.  So  lange  der  Gutsbesitzer  die 
Abgaben  freiwillig  leistet  und  leisten  kann,  ist  die  bücherliche 
Rangordnung  des  Ausgedinges  allerdings  ohne  Bedeutung.  Sobald 
jedoch  die  Giebigkeiten  im  Rechtswege  eingetrieben  werden 
müssen  oder  wenn  sogar  der  Zwangsverkauf  der  Realität  erfolgt, 
kann  die  Prioritätseinräumung  für  den  Ausgedingler  veriiängnis- 
voll  werden.  Das  Gut  wird  gewöhnlich  unter  dem  Scliätzungswerte 
erstanden,  aus  dem  Kaufpreise  werden  vorerst  die  privilegierten 
Forderungen  gedeckt,  das  sind  Steuern,  Umlagen  und  (jiebühren, 
sodann  die  den  bücherliclien  Vorrang  genießenden  Forderungen, 
und  nun  kann  es  leicht  vorkommen,  daß  das  Ausgedinge,  dessen 
Geldwert  ermittelt  und  kapitalisiert  wird,  zur  Gänze  oder  wenig- 
stens zum  Teile  leer  ausgelit.    Auf  diese  Weise  büßt  jedoch  der 
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Ausgedingler  entweder  sogleicli  oder  aber  in  verhältnismäßig 
kurzer  Zeit^  sobald  nämlich  das  vorliaudene  Redeckungskapital 
dnrcli  die  Leistungen  erschöpft  Avird  (§  226  Exek.  O.),  die  materielle 
Existenz  und  künftige  Altersversorgung  ein  und  wird  zum 
Bettler^).  Arbeitsunfähig  und  aller  Erwerbsquelhm  bar,  bleibt 
er  lediglich  auf  die  private  Wohltätigkeit  und  öffentliche  Armen- 
unterstützung angewiesen^).  Kummer  und  (Jlewissensbisse  ob 
d^m  verlorenen  Vermögen^  Sorge  um  die  ungewisse  Zukunft  und 
drohende  Not  sind  dann  geeignet,  den  Ausgeduigler  zur  Ver- 
zweiflung zu  treiben^). 

d)  Doch  auch  mit  Rücksicht  auf  den  Gutsbesitzer  wirkt 
das  Ausgedinge  vom  sozialen  Standpunkte  aus  nachteilig.  Die  Lage 
des  mit  Ausgedinge  belasteten  Besitzers  ist  offenbar  eine  viel 
ungünstigere,  als  diejenige  des  unbelasteten.  Der  letztere  ist 
kreditfähiger  und  kapitalstärker,  er  kann  das  Gut  intensiver 
bewirtschaften,  Meliorationen  vornehmen,  landwirtschaftliche 
Maschinen  anwenden,  technische  Fortschritte  ausnützen,  und 
eben  dadurch  wird  er  auch  konkurrenzfähiger.  So  wird  das 
Ausgedinge  indirekt  ein  Hindernis  des  Avirtschaftlichen  Fort- 
schritts und  der  Konkurrenzfähigkeit.  Die  Bauern  derselben 
Gemeinde  bestehen  dann  aus  zwei  Klassen,  von  denen  die  eine 
-der  anderen  gegenüber  in  einer  ungünstigeren  Lage  sich  befindet. 

^)  Nicht  hieher  gehört  die  Frage  des  exekutionsfreien  Existenz- 
minimums des  Ausgedinglers,  die  durch  ^  330  der  Exekutions- 
ordnung V.  27.  Mai  1896,  Z.  79  E.  (I.  Bl.,  in  der  Weise  geregelt  ist, 
daß  die  Ausgedinge,  deren  jährliche  Gesamtnutzung  an  Geld  und  Natural- 
leistungen, einschließlich  der  Wohnung,  den  Wert  von  dreihundert  Gulden 
nicht  übersteigt,  der  Exekution  gänzlich  entzogen  sind,  falls  diese  Bezüge 
für  den  Verpflichteten  und  für  dessen  im  gemeinsamen  Haushalte  mit 
ihm  lebenden  Familienglieder  unentbehrlich  sind,  und  daß,  insofern  eine 
Exekution  auf  Ausgedinge  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  ihres  Ertrages 
statthaft  ist,  dem  Verpflichteten  dennoch  die  für  ihn  und  seine  im 
gemeinsamen  Haushalte  mit  ihm  lebenden  Familienglieder  unentbehrlichen 
Wohnungsräume  und  Leistungen  bis  zum  Werte  von  jährlichen  dreihundert 
Gulden  belassen  werden  müssen.  Hier  handelt  es  sich  daher  um  den 
Schutz   des   Ausgedinglers   als   Schuldners,   nicht    als   (Häubigers. 

^)  Es  ist  bereits  hervorgehoben  worden,  daß  dieser  Gefahr  kaum 
vorgebeugt  werden  würde,  wenn  der  Ersteher  die  Verpflichtung  hätte 
das  ungeschmälerte  Ausgedinge  ohne  Abschlag  auf  den  Kaufschilling  zu 
übernehmen.  Denn  dadurch  würde  der  Zweck  der  Exekutionsführung 
selbst,  nämlich  die  Zwangsveräußerung  des  Gutes,  sehr  oft  vereitelt 
werden,  indem  sich  keine  Kauflustigen  einfinden  würden,  abgesehen  von 
den   erworbenen  Rechten   der   vorangehenden  Hypothekargläubiger. 

3)   Richter:   a.   a.  0.    37. 
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Auf   diese  Weise    Averden    durcli    das  Ausgedinge    soziale   Unter- 
scliiede  innerhalb  der  Bauernschaft  geschaffen. 

e)  Schliei.Uich  übt  das  Ausgedinge  auch  auf  die  Lage  der 
Brüder  und  Schwestern  des  Gutsbesitzers  keine  günstige  Wirkung. 
Der  (lutsübernehmer  erhängt  seinen  Brüdern  und  Scliwest(^rn 
gegenüber  bedeutende  materielle  Vorteile.  Er  wird  wirtscliaftlich 
unabliängig,  wogegen  diese,  falls  sie  niclit  einen  anderen  Beruf 
wählen,  zur  lebenslangen  persönlichen  und  wirtscliaftlichen  Ab- 
hängigkeit verurteilt  sind.  Dem  Gutsübernehmer  wird  durch 
bloßen  Zufall,  ohne  sein  eigenes  Verdienst,  eine  viel  liöhere  wirt- 
schaftliche und  soziale  Stellung  zuteil  als  den  übrigen  Miterben. 
Dies  ist  vom  Standpunkte  der  Gerechtigkeit  bedenklich  und 
wird  auch  im  Avirklichen  Leben  zur  Quelle  von  Unzufriedenheit 
und  Familienneid.  Und  eben  hier  ist  auch  eine  von  den  Ursachen 
zu  suchen,  warum  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  ihrem 
Berufe  entfremdet  und  in  die  Großstädte  getrieben  wird,  avo  sie 
den  unermeßlichen  Reservoirs  des  Arbeiterproletariats  stets  neues 
Material  zuführt. 

3.  Ethische  Gesichtspunkte. 

Auch  vom  ethischen  Standpunkte  aus  kann  die  Institution 
des  Ausgedinges  verschiedenartig  beurteilt  werden  und  kann 
man  Licht-  und  Schattenseiten   unterscheiden. 

a)  Vorteilhaft  wirkt  beim  Ausgedinge  vom  ethischen  Stand- 
punkte aus  eine  Art  gesunden  Konservatismus.  Es  wurde  bereits 
hervorgehoben,  daß  das  Ausgedinge  die  Erhaltung  des  Bauern- 
gutes im  Eigentume  der  Familie  und  hiedurch  in  zweiter  Linie 
die  Erhaltung  des  Bauernstandes  selbst  fördert.  In  dieser  Rich- 
tung Avirkt  daher  das  Ausgedinge  konservierend.  Eine  ähnliche 
Wirkung  übt  es  auf  die  Lebensweise  des  Ausgedinglers.  Wäre 
dem  Besitzer  die  Möglichkeit  genommen,  sich  bei  Abtretung  des 
Bauerngutes  mittels  des  Ausgedinges  freie  Wohnung  zu  sichern, 
so  wäre  er  gezAvungen,  nachdem  er  arbeitsunfähig  geworden,  das 
Gut  zu  verkaufen  oder  zu  verpachten,  seinen  Heimatsort  zu  ver- 
lassen und  in  die  Stadt  zu  ziehen.  Dadurch  wäre  seine  ganze  bis- 
herige Lebensweise  geändert.  Er  müßte  sich  ganz  anderen  Verhält- 
nissen und  Anschauungen  anpassen  als  diejenigen  wären,  in 
denen  <^r  aufgCAvachsen  ist  und  bisher  gelebt  hat.  Ein  derartiger 
plötzlicher  Wandel  der  ganzen  Umgebung  und  des  Milieus  Avürde 
auf  den  Landmann  in  seinem  vorgeschrittenen  Alter  kaum  gün- 
stig einwirken  und  seine  späten  Lebensjahre  angenehm  und  zu- 
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frieden  gestalten.  Ganz  anders  liegt  der  Fall  beim  Ausgedingler. 
Dieser  braucht  nicht  das  Bauerngut  zu  verlassen,  in  dem  er  geboren 
ist  und  wo  er  einst  auch  seine  Augen  zur  letzten  Ruhe 
schließen  wird,  er  lebt  weiter  unter  demselben  Dache,  in  dem- 
selben, dem  ehemaligen  patriarchalischen  V^erhältnisse  nicht 
unähnlichen  Familienkreise.  Er  kann  Freude  haben  an  seinen 
männlichen  Söhnen  und  heranwachsenden  Enkeln,  er  muß  nicht 
scheiden  von  seinen  Nachbarn  und  Bekannten,  unter  denen  er 
gelebt  und  gewirkt,  mit  denen  er  an  des  Lebens  Freuden  und 
Leiden  teilgenommen  und  mit  denen  ihn  zahllose  Bande  gleicher 
Interessen,  Sorgen  und  PToffnungen  verknüpfen.  Er  muß  sich 
nicht  an  neue  Personen  und  Verhältnisse,  neue  Ordnungen  und 
Gebräuche  erst  gewöhnen.  In  Ruhe  und  Frieden  verbringt  er 
seine  letzten  Lebenstage,  umstrahlt  von  der  Liebe  der  Seinigen 
und  der  ganzen  Umgebung.  Vor  ihm  wölbt  sich  immer  derselbe 
blaue  Himmel,  um  ihn  herum  rauschen  dieselben  goldenen  Ähren, 
duftet  dieselbe  Wiese,  grünen  dieselben  von  ihm  geptlanzten 
Bäume,  alles  wie  es  in  den  glücklichen  Jahren  seiner  Kindheit 
war,  und  er  entschlummert  schließlich  sanft  im  Kreise  seiner 
Lieben  mit  dem  tröstenden  Bewußtsein,  daß  er  auch  die  ewige 
Ruhe  unter  ihnen  findet  in  der  geheiligten  Erde  des  stillen  hei- 
matlichen Dorffriedhofs. 

&)  Auch  dem  Sohne  bietet  das  Ausgedinge  manche  Bedin- 
gungen des  glücklichen  Familienlebens  dar.  Die  Bedeutung  des 
Ausgedinges  für  die  rechtzeitige  Gründung  der  Familie  ist  bereits 
hervorgehoben  worden.  Doch  auch  vom  rein  menschlichen  Stand- 
punkte ist  dieser  Umstand  zu  würdigen.  Mancher  Herzenswunsch 
wird  hiedurch  erfüllt,  manch  glücklicher  Bund  zweier  jungen  Leute 
nur  dadurch  ermöglicht,  daß  das  Ausgedinge  hiezu  die  erforderliche 
wirtschaftliche  Grundlage  bietet.  Das,  was  in  anderen  Bevölkerungs- 
kreisen heutzutage  eine  ziemlich  seltene  Erscheinung  ist,  kommt 
gerade  beim  Bauernstande  infolge  des  Ausgedinges  häufig  vor: 
daß  bei  der  Eheschließung  außer  der  gegenseitigen  Neigung  auch 
noch  Jugend,  Gesundheit  und  materielle  Sicherstellung  hinzu- 
tritt. Und  diese  Bedingungen  bilden  gewiß  eine  verläßliche 
Gewähr  für  das  künftige  Lebensglück. 

Indessen  können  gerade  vom  ethischen  Standpunkte  aus 
gewisse  Schattenseiten  des  Ausgedinges  nicht  mit  Stillschweigen 
übergangen  werden. 

a)  Eine  wichtige  Rolle  spielt  beim  Ausgedinge  der  Zufall. 
Die    Dauer    und    Wirksamkeit    des    Ausgedinges    hängt    nämlich 
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von  (1er  Lebensdauer  des  Ausgedinglers,  also  von  einem  Umstände 
ab,  der  sieh  jeder  Berechnung  entzieht.  Jedocli  jeder  aleatorische 
Vertrag  ist  als  eine  Abart  von  Spiel  und  Wette  vom  etliisclien  Stand- 
punkte aus  verwerflicli.  Man  liofft  auf  einen  glücklichen  Zufall  und 
ein  unverdienter  Vorteil  des  einen  ist  immer  zugleich  ein  unverschul- 
deter Schaden  des  anderen.  Beim  Ausgedinge  ist  dic^  Sache  um 
so  bedenklicher^  Aveil  hier  das  Zufällige,  von  dem  die  Dauer  der 
Wirksamkeit  des  Vertrages  abhängt,  der  Tod  eines  Menschen  ist, 
und  zwar  eines  Menschen,  zu  welchem  der  Verpflichtete  häufig 
in  ganz  nalien  verwandtschaftlichen  Beziehungen  steht.  Es  handelt 
sich  ja  meistenteils  um  Eltern  und  Kinder.  Einerseits  gebieten 
nun  die  Natur  selbst,  die  Elternliebe  und  die  Gefühle  der  Dank- 
barkeit, daß  der  Sohn  die  Eltern  liochschätzc^,  daß  ihm  ihr  Wohl- 
sein Freude  bereite  und  daß  er  ihnen  ein  recht  langes  Leben 
wünsche,  andererseits  wird  hier  die  Versuchung  nahe  liegen,  sich 
um  materiellen  Vorteiles  willen  nach  dem  geraden  Gegenteil  davon 
zu  sehnen.  Der  Widersprucli  des  Eigeninteresses  mit  der  an- 
geborenen Elternliebe  gelangt  hier  in  seiner  ganzen  Schroffheit 
zum  Ausdrucke.  Und  je  schwerer  die  Ausgedingslast  ist,  je  länger 
sie  dauert,  je  betagter  die  Eltern  sind,  um  so  stärker  und  klarer  tritt 
beim  Sohne  der  unheimliche  Wunsch  nach  dem  baldigen  Tode 
der  Eltern  auf,  um  so  mehr  nimmt  er  in  seinem  Innern  an 
Boden  zu,  um  so  eher  wird  er  ihm  Gehör  schenken,  bis  endlich 
dieses  dunkle  Streben  seine  ganze  Seele  erfüllt  und  er  kein 
eifrigeres  Verlangen  hegt,  als  seine  Eltern  womöglich  bald  auf 
dem  Sterbebette  [zu  sehen.  Der  Ausgedingler  verdrängt  hier 
den  Vater,  der  Bauer  den  Sohn,  der  Altruismus  weicht  dem 
Egoismus:  vom  ethischen  Standpunkte  eine  höchst  unerfreuliche 
Erscheinung. 

6)  Dieser  Umstand  wirft  natürlicherweise  Schatten  auch 
auf  das  Verhältnis  zwischen  dem  Ausgedingler  und  dem  Besitzer. 
Nicht  ohne  Grund  sagt  das  Sprichwort,  daß  in  Geldsachen  die 
Gemütlichkeit  aufhört.  Wo  feste,  erzwingbare  Ansprüche  einer- 
seits und  ebensolche  Verpfliclitungen  andererseits  bestehen,  dort 
müssen  dadurcli  alle  übrigen  Beziehungen  in  Mitleidenschaft 
gezogen  werden.  Besonders  dort,  wo  es  sich  um  dauernde  und 
Aviederkehrende  Leistungen  von  zwei  Personen  handelt,  die  unter 
einem  Dache  leben  und  ununterbroclien  miteinander  verkehren 
müssen  und  wo  erst  der  Tod  dieses  Verhältnis  auflöst.  Wie  oft 
wird  eine  Kleinigkeit,  ein  bloßes  Mißverständnis  zur  Quelle  tiefer 
und    unv(M-sr»lndicher    Zwistigkeiten    und    Zerwürfnisse,     welclie 
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intoli»-e  des  tagtäglicheii  Vorkelirs  gonälirt  und  iiinncr  neu  geschürt 
werden.  Und  die  Erfaln-img  lehrt,  daß  die  Beziehungen  d(\s  Aus- 
gedinglers  zum  Besitzer  nur  selten  freundschaftliclier  Art  sind. 
Das  Gegenteil  ist  die  Regel.  Oft  sind  dies(dben  eine  ununter- 
brochene Kette  von  Feindseligkeiten  und  Streitigkeiten.  Eine 
Erscheinung,  die  psych()h)giscli  leiclit  zu  erklären  ist.  Aber  auch 
dort,  wo  egoistische  Motive  durcli  Bande  der  V'erwandtschaft  und 
durch  Elternliebe  unterdrückt  werden,  wird  docli  mit  der  Zeit 
der  Funken  des  Zwistes  durcli  Einmischung  fremder  Elemente^ 
insbesondere  der  Schwiegertöcliter  und  ihrer  Verwandtschaft 
angefacht  und  weiter  genährt.  So  führt  das  Ausgedinge  sehr  oft 
zu  schweren,  manchmal  auch  tragischen  Familienkonilikten,  von 
welchen  manche  (Gerichtsverhandlung  empörende  Greschichten  zu 
erzählen  weiß.  In  dieser  Hinsicht  sind  die  Wirkungen  des  Aus- 
gedinges vom  ethischen  Standpunkte  aus  gewiß  am  bedenk- 
lichsten^). 

Das  bisher  Vorgebrachte,  womit  das  Ausgedinge  von  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  aus  beleuchtet  wurde,  dürfte  zu  dessen 
kritischer  Würdigung  genügen.  Ein  endgültiges  Urteil  über  diese 
Institution  läßt  sich  allerdings  schwer  abgeben.  Licht  und  Schatten 
sind  ziemlich  gleichmäßig  verteilt.  Vom  wirtschaftliclien  und  sozialen 
Standpunkte  aus  scheinen  die  vorteilhaften,  vom  ethischen  dagegen 
die  nachteiligen  Momente  zu  überwiegen.  Deshalb  kann  das  ab- 
schließende Urteil  nur  von  relativem  Werte  sein.  Das  Ausgedinge  hat 
manche  Vorzüge,  es  erfüllt  bestimmte  wichtige  Aufgaben  und  ließe 
sich  in  dieser  Beziehung  durch  eine  andere  Institution  schwerlich 
ersetzen.  Und  im  Gegenteile  ist  das  Ausgedinge  nicht  von  Mängeln 
frei,  die  lebhaft  nach  Abhilfe  rufen  ^').  Die  Frage  kann  nicht  einfach 
lauten:  ob  das  Ausgedinge  eine  nützliche  oder  nachteilige  Insti- 
tution ist,  weil  sie  sich  in   dieser    absoluten  Formulierung  weder 


^)  Runde:  a.  a.  O.  in  der  Vorrede,  V.,  Brauner:  a.  a.  0.  15, 
Richter:   a.   a.   O.   35. 

^)  Der  Wunsch  nach  gesetzlicher  Regelung  der  Ausgedingsverhält- 
nisse  wird  nicht  nur  in  volkswirtschaftlichen,  sondern  auch  in  juristischen 
Kreisen  empfunden.  So  äußert  sich  Randa  über  das  Ausgedinge :  „Ich 
glaube  namentlich  von  Praktikern  keinen  Widerspruch  zu  erfahren,  wenn 
ich  die  Erlangung  eines  die  Bestellung,  Ablösung  und  den  Umfang  der 
Leistungen  regulierenden  Gesetzes  für  ein  ebenso  dringendes  wirtschaft- 
liches Badürfnis  erkläre,  als  die  privatrechtliche  Normierung  dieses 
Instituts  für  ein  Postulat  einer  gleichmäßigen  Rechtsprechung  in  diesem 
Zweige."  (Randa:  „D  er  Besitz  nach  österreichischem  Rechte, "^ 
Leipzig,   1895,    745   Anm.   1.) 
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allgemein  bejahend,  noch  allg'enii^in  vernein(MHl  beantworten  läßt. 
Die  objektive  Antwort  wird  etwa  in  der  Mitte  liegen.  Doch  eine 
solche  Antwort  wird  tilr  das  weitere  Vorgehen  von  Belang  sein. 
Denn  die  Wirtschaftspolitik  kann  sich  mit  dem  Standpunkte  der 
])loß  negativen  Kritik  nicht  begnügen,  sondern  sie  muß  bestrebt 
sein,  bei  Lösung  ihrer  Aufgaben  auch  in  positiver  Richtung  vor- 
zugehen. In  der  Ausgedings frage  besteht  nun  diese  positive  Auf- 
gabe darin,  die  einzelnen  Reformvorschhige  zu  prüfen  und  zu 
denselben  Stelluno-  zu  nehmen. 


V. 

Bevor  man  sich  entscheidet,  welchen  Weg  man  mit  Rück- 
sicht auf  die  Reform  einer  vom  kritischen  Standpunkte  nicht 
unanfechtbaren  Institution  einzuschlagen  hätte  und  wie  diese 
Reform  und  die  zweckführenden  Mittel  geartet  sein  sollen,  muß 
man  ein  klares  Endziel  ins  Auge  fassen.  Dieses  Endziel  muß 
allerdings  von  allem  Utopisnuis  frei,  es  muß,  wenn  auch 
nicht  sofort  und  leicht,  so  doch  in  absehbarer  Zukunft  erreich- 
bar sein,  es  darf  Aveder  außerhalb  der  Grrenzen  und  Aufgaben 
der  Volks  Wirtschaftspolitik  liegen,  noch  darf  es  mit  den  bestehen- 
den Verhältnissen  und  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung- 
unvereinbar  sein. 

Will  man  ein  solches  Ziel  bei  der  Lösung  der  Ausgedings- 
frage  aufstellen,  muß  man  vor  allererst  fragen :  Welches  ist  der 
Hauptzweck  des  Ausgedinges  und  welche  sind  seine  wichtigsten 
Funktionen  ? 

Die  Antwort  lautet,  daß  es  zwei  solche  Hauptfunktionen 
gibt.  Das  Ausgedinge  hat  den  Zweck: 

1.  Daß  das  Bauerngut  ungeteilt  und  unüberschuldet  auf  den 
Nachfolger  übergeht,  daß  dasselbe  folglich  ungeschmälert  im 
Besitze  der  Familie  erhalten  bleibt. 

2.  Daß  der  arbeitsunfähige  Bauer  der  Altersversorgung  teil- 
haftig wird. 

Das  sind  die  zwei  Avichtigsten  Funktionen  des  Ausgedinges, 
die  im  Vordergrunde  stehen,  alle  übrigen  sind  mehr  untergeord- 
neter Natur  ^).  Dieser  doppelte  Zweck  des  Ausgedinges  gibt  auch 


^)  Vergl.   auch   M  i  a  s  k  o  w  s  k  i :    „Agrarpolitische   Zeit-   und    Streit- 
fragen,'-   Leipzig,    1889,   193. 
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die  Erklaniiig  datVir,  wo  der  Ursprung  desselben  zu  snclien  ist, 
und  Avelchen  Motivcni  es  seine  Entstcdiung  verdankt,  warum  sicli 
dasselbe  bei  der  Landbevölkerung  solcher  Beliebtlieit  erfreut  inid 
warum  es  trotz  tiefgehender  Wandlungen  rechtlicher,  wirtschaft- 
licher, technischer  und  sozialer  Verliältnisse  allen  Neuerungen  so 
standhaft  Widerstand  leistet.  Dieser  Zweck  deutet  auch  darauf 
hin,  daß  das  x\usgedinge  keine  künstliche,  durch  fremde  Einflüsse 
importierte  und  von  oben  oktroyierte  Institution  ist,  sondern  da(.> 
dasselbe  von  innen  heraus,  aus  den  natürlichen  und  instinktiven 
Bedürfnissen  der  Landbevölkerung   entsprungen  ist. 

Infolge  dessen  müssen  alle  Reformbestrebungen  mit  Rück- 
sicht auf  die  Ausgedingsfrage  diesen  doppelten  Zweck  in  erster 
Reihe  im  Auge  behalten.  Würde  durch  irgendeine  Reform  des 
Ausgedinges  oder  durch  eine  andere  Institution,  die  dasselbe 
ersetzen  sollte,  diese  zweifache  Funktion  entweder  gar  nicht 
oder  minder  vollkommen  erfüllt  werden,  als  es  heutzutage  der 
Fall  ist,  so  könnten  die  bezüglichen  Vorschläge,  mögen  sie  sonst 
noch  so  plausibel  scheinen,  nicht  als  ein  tatsächlicher  Fortschritt 
angesehen  werden.  Denn  als  Fortschritt  kann  keine  Reform 
gelten,  welche  ihren  Zweck  nicht  erfüllt. 

Dieser  Standpunkt  muß  bei  Prüfung  derjenigen  Vorschläge, 
die  die  Reform  des  Ausgedinges  bezwecken,  maßgebend  sein. 
Hiebei  dürfen  allerdings  auch  die  übrigen,  mit  Rücksicht  auf 
den  sozialen  Fortschritt  in  die  Wagschale  fallenden  Momente 
nicht  außeracht  gelassen  werden.  Die  betreffenden  Vorschläge 
müssen  nicht  nur  ihrem  Endzwecke  entsprechen,  sondern  auch 
den  obwaltenden  Verhältnissen  angepaßt  sein,  sie  dürfen  sich 
nicht  hu  schroffen  Gegensatze  zur  allgemeinen  Überzeugung 
derjenigen  Bevölkerungskreise  befinden,  deren  Interessen  sie  in 
erster  Reihe  berühren,  sie  sollen  nicht  unnötigerweise  den  histo- 
rischen Zusammenhang  zerstören,  sondern  womöglich  an  über- 
kommene und  geltende  Institutionen  anknüpfen,  sie  sollen  erwor- 
bene Rechte  schonen,  endlich  sollen  dieselben  womöglich  glatt, 
ohne  bedeutende  Erschütterungen  rechtlicher  und  moralischer 
Anschauungen,  durchführbar  sein. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  soll  nun  die  kritische  Würdi- 
gung der  verschiedenen  Reformvorschläge  in  der  Ausgedingsfrage 
unternommen  werden,  mögen  diese  Vorschläge  einen  streng  wissen- 
schaftlichen oder  nur  einen  mehr  parteipolitischen  Charakter 
haben,  was  an  und  für  sich  ihren  sachlichen  Wert  allerdings 
noch  nicht  beeinträchtigen  muß. 
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Was  die  Art  und  die  Tragweite  der  einzelnen  lleformvorscliläge 
betrifft,  so  lassen  sich  dieselben  in  zwei  große  (jiruppen  teilen. 
Die  erste  Grruppe  umfaßt  alle  diejenigen  von  ihnen,  welche  eine 
radikale  Lösung  der  Ausgedingsfrage  durch  die  einfache  Ab- 
schaffung des  Ausgedinges  anstreben.  Die  andere  Gruppe  bilden 
dagegen  jene  Vorschlage,  welche  das  Ausgedinge  seinem  Wesen 
nach  erhalten  und  lediglich  gewissen  gesetzlichen  Normen,  wodurch 
die  nachteiligen  Wirkungen  desselben  besoitigt  würden,  unter- 
werfen wolhm. 

1.  Die  auf  Abschaffung  des  Ausgedinges  abzielenden 

Vorschläge. 

Diese  Vorschläge  gehen  entweder  von  der  Voraussetzung- 
aus,  daß  das  Ausgedinge  eine  überhaupt  schädliche,  keinen 
nennenswerten  Vorteil  bietende  Institution  ist,  oder  aber,  daß 
dessen  nachteilige  Wirkungen  dermaßen  üb(^rwiegen,  daß  seine 
Erhaltung  im  allgemeinen  Interesse  für  die  Zukunft  durchaus 
nicht  wünschenswert  ist.  Aus  diesem  Grunde  wäre  den  Aus- 
gedingsverträgen  die  Rechtswirksamkeit  abzusprechen,  dieselben 
sollten  für  unklagbar  und  intabulationsunfähig  erklärt  werden 
u.  s.  w.  ^),  wodurch  das  Entstehen  neuer  Ausgedinge  für  die 
Zukunft  allerdings  unmöglich  wäre.  Doch  auch  die  Anhänger 
derartiger  radikaler  Vorschläge  verschließen  sich  nicht  der  Ein- 
sicht, daß  es  nicht  genügt,  in  dieser  Frage  einfach  tabula  rasa 
zu  schaffen.  Auch  sie  müssen  die  wichtigen  Funktionen  aner- 
kennen, welche  das  Ausgedinge  heute  erfüllt  und  bezüglich  deren 
nach    Abschaffung    desselben    eine    leere    Lücke    bleiben    würde. 

Auch  bei  diesen  Vorschlägen  Avird  daher  zugleich  daran 
gedacht,  auf  welche  Weise  für  das  Ausgedinge  Ersatz  beschafft 
werden  sollte,  und  je  nachdem,  welcher  Funktion  des  Ausgedinges 
man  den  V^orzug  gibt,  wird  hiebei  ein  zweifacher  W(^g  eingeschlagen. 

a)  Als  namentlich  in  praktischen  Kreisen  populäres  Mittel 
zur  Lösung  der  Ausgedingsfrage  wird  die  Altersversicherung 
vorgeschlagen'^).    Dieser  Vorschlag  hat  g(Mviß  manches  für  sich. 

^)  Der  Ansicht  Miaskowskis:  („Agrarpolitische  Zeit-  und  Streit- 
fragen,") daß  das  Verbot  der  Ausgedingsverträge  überhau])t  unzulässig  sei, 
weil  dieselben  nicht  contra  bonos  mores  verstoßen,  sondern  lediglich  miß- 
braucht werden   können,   kann   man   allerdings  nicht  beipflichten. 

^)  So  insbesondere  Richter:  a.  a.  O.  34  ff.  Ein  mehr  durch- 
gearbeiteter Vorschlag  rührt  von  Schneider  her.  Derselbe  schlägt 
fakultative  bäuerliche  Altersversicherung  in   der  Weise  vor,  daß  derjenige 
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Die  bäuc^rliclie  Altersversiclierung  Avürde  diejeinge  Funktion  des 
Ausgedinges  ersetzen,  die  die  Altersversorgung  bezweckt.  Bei 
bestellender  x\ltersversieherung  könnte  der  Bauer  das  Bauerngut 
dem  herangewachsenen  Sohne  ohne  irgendwelches  Ausgedinge 
abtreten,  weil  durch  die  Altersrente  für  seine  materielle  Existenz 
gesorgt  wäre.  Die  Abschaffung  des  Ausgedinges  hätte  dann  nur 
die  Folge,  daß  der  frühere  Besitzer  genötigt  wäre,  das  Gut  zu 
verlassen  und  fortzuziehen.  Doch  auch  das  könnte  vermieden 
werden,  wenn  das  Ausgedinge  nur  auf  die  Dienstbarkeit  der 
Wohnung  beschränkt  und  innerhalb  dieser  Grenzen  fortbestehen 
würde.  Denn  die  Wohniingsdienstbarkeit  allein  wäre  keine  schwer 
zu  tragende  Last  für  den  Besitzer  und  ist  auch  von  don  sonstigen 
Nachteilen  des  Ausgedinges  frei.  Andererseits  hätte  die  Ab- 
schaffung des  Ausgedinges  für  den  Bauer  einen  nicht  zu  unter- 
schätzenden Vorteil,  weil  die  Ausgedingslast  samt  allen  nach- 
teiligen Folgen  überhaupt  wegfallen  würde.  In  dieser  Beziehung 
wäre  daher  die  Lösung  der  Ausgedingsfrage  die  denkbar  einfachste. 

Auch  vom  technischen  Standpunkte  scheint  diese  Lösung 
keineswegs  undurchführbar  zu  sein.  Das  Problem  der  Alters- 
versicherung ist  schon  längst  aus  den  grauen  Nebel regionen  der 
Theorie  auf  den  Boden  der  praktischen  Wirklichkeit  hinab- 
gestiegen. Und  zwar  mit  Erfolg.  Die  fakultative  Altersversicherung 
bildet  bekanntlich  seit  lange  her  einen  bedeutenden  Geschäftszweig 
zahlreicher  privater  und  öffentlicher  Versicherungsanstalten.  Auch 
die  obligatorische  Altersversicherung  gewisser  Bevölkerungsklassen 
besteht  bereits  in  einigen  Staaten  und  in  anderen  wird  sie  ernstlich 
in  Angriff  genommen.  Es  scheint  daher  die  Ersetzung  des 
Ausgedinges  durch  die  Altersversicherung  keinen  unüber- 
windlichen Schwierigkeiten  zu  begegnen. 

Wenn  man  jedoch  der  Frage  nähertritt,  stößt  man  auf 
manche  Zweifel  und  Hindernisse,  Avelche  die  Lösung  dieses 
Problems  in  Bezug  auf  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
ziemlich  schwierig  gestalten. 

a)  Schon  vom  prinzipiellen  Standpunkte  kann  man  sich 
der  Einwendung  nicht  verschließen,  daß  die  Altersversicherung 
nur  einen  teilweisen  Ersatz  des  Ausgedinges  bietet.  Dieselbe 
würde  lediglich  die  eine  Funktion  des  Ausgedinges  erfüllen,  die  die 

Bauer,  der  durch  etwa  30  Jahre  feste  Prämien  zahlt,  meh  Erreichung 
des  60.  Lebensjahres  den  Anspruch  entweder  auf  Bezug  einer  Alters- 
rente oder  auf  Auszahlung  eines  bestimmten  Kapitalsbetrages  erlangt. 
(Mia  s  ko  wski:     ^^Handwörterbuch   der    Staatswissenschaften."     I.,    273.) 

Wiener  ataatswiss.  Studien.  V.  Bd.,   1.  Heft.  Q 


82  Das   Auso-edinge.  [82 

Altersversorgung  betrifft;  die  andere  und  gleich  wichtige  Funktion 
desselben,    wo  es    als  Büttel  zur  Erhaltung    des  Bauerngutes   im 
Besitze  der  Familie  dienen  soll^  würde  dagegen  unerfüllt  bleiben.  In 
dieser  Richtung  wird  für  das  Ausgedinge  durch  die  Altersversiche- 
rung kein  Ersatz  geboten  und  es  müßte  daher  zu  diesem  Zwecke  die 
Altersversicherung  noch  durch  weitere  Maßnahmen  ergänzt  werden. 
ß)  Doch  abgesehen  davon  tauchen  bei  näherer  Betrachtung 
auch  vom  rein  technischen  Standpunkte   verschiedene  Bedenken 
auf.     In    erster  Reihe   ist  es  die  prinzipielle  Frage,    ob  die  Ver- 
sicherung   als    eine    fakultative    oder    obligatorische    Institution 
gedacht  wird.  Es  ist  einleuchtend^  daß  die  Lösung  des  Problems 
auf  fakultativem  Wege  nicht    herbeigeführt  werden  kann.     Das 
Ausgedinge  ist  eine  Institution  von  schwerwiegender   wirtschaft- 
licher und  sozialer  Bedeutung,  die  die  Interessen  und  das  Wohl 
einer  wichtigen  Bevölkerungsklasse  berührt.  Die  diese  Institution 
regelnden  Normen    müssen    daher    zwingender    Natur    sein.     Die 
Anwendung  des  fakultativen  Prinzipes  Aväre  hier    unzureichend. 
Auf  fakultativem  Wege,    wo    die  Wirksamkeit   bestimmter  Maß- 
nahmen    und  Einrichtungen    vom    Belieben    des    einzelnen  Indi- 
viduums abhängt,  können  w^ichtige  sozialpolitische  Probleme  einer 
gedeihlichen  Lösung    nicht  entgegengeführt    werden.     Auch    die 
angestrebte  Abschaffung  des  Ausgedinges  könnte  nur   durch  ein 
Gesetz  imperativen  Charakters  bewirkt  werden. 

Dieselbe  Eigenschaft  muß  daher  auch  diejenige  Einrichtung 
besitzen^  welche  als  Ersatz  des  Ausgedinges  fungieren  soll.  Die 
fakultative  Altersversicherung  ist  eine  bereits  seit  langem  be- 
stehende Institution  und  es  steht  jederzeit  dem  Gutsbesitzer  frei, 
einen  Altersversicherungsvertrag  abzuschließen,  um  die  ausgedings- 
freie  Übergabe  des  Bauerngutes  an  den  Sohn  zu  ermöglichen.  Und 
doch  lehrt  die  Erfahrung,  daß  die  ländliche  Bevölkerung  diesen 
Weg  gewöhnlich  nicht  wählt,  daß  die  fakultative  Altersver- 
sicherung bei  derselben  durchaus  nicht  häufig  vorkommt,  sondern 
gerade  im  Gegenteil  —  mag  das  aus  Avelchem  immer  Grunde 
sein  —  wenig  Anklang  findet^). 

^)  Als  Beispiel  kann  der  Kaiser  Franz  Joseph- Landesversicherungs- 
fond in  Prag  angeführt  werden.  Obzwar  diese  Anstalt  öffentlich-recht- 
lichen Charakter  hat,  nach  genieinwirtschaftlichem  Prinzipe  verwaltet  wird 
und  ihren  Mitgliedern  daher  besondere  Vorteile  gewährt,  waren  trotzdem 
von  der  Grcsamtzahl  der  Versicherten  selbständige  Landwirte 
im   Jahre    1895   von      590   bloß      38   oder   5-59   Pzt. 

„   1897   „  2216   „   IGl   „   7-26   „ 

„    „   1898   ,,  2899   „   207   „   7-14   „ 

1900   „  4657   „   346   „   7-43   „ 
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Sobald  man  sich   jedocli  für  die  obligatorische  Versicherung 
entscheidet,    taucht    sofort  wieder    eine    neue  Reihe    von  Fragen 
auf.  Zuvörderst  sind  es  Fragen  finanzteehnischer  Natur,  namentlich 
die    Frage    der    l^edeckung.     Ferner    sind    die    bäuerlichen  Ver- 
hältnisse   bekanntlich    so    grundverschieden,  daß    allfällige    scha- 
blonenhafte Üniformität    rücksichtlich  der  Beiträge  oder  Renten, 
wenn    auch    mit   verschiedenen    Klassen    und  Abstufungen,    den 
wirklichen  Bedürfnissen   kaum  entsprechen  würde.     Eine  wieder 
zu      weit      gehende,      der      individuellen      Willkür      überlassene 
Mannigfaltigkeit     rücksichtlich     der     Höhe     der    Beiträge     und 
Renten    hätte    dagegen    vom     Standpunkte    der    Versicherungs- 
technik   mit    manchen    Schwierigkeiten    zu    kämpfen.     Übrigens 
müßte    diese  Willkür    schon    deshalb    gewissen  Einschränkungen 
unterliegen,  Aveil  sonst  das  obligatorische  Prinzip  der  Versicherung 
selbst  leicht  ins  Wanken  geraten  könnte.  Auf  welcher  Grundlage 
ist  jedoch  der  richtige  Schlüssel  für  die  Höhe  der  Beiträge  und 
Renten  festzustellen?  Soll  die  Höhe  von  dem  Gutsertrage  abhän- 
gen?   Soll  Rücksicht  auf  die  Verschuldung  genommen  werden? 
Wäre  ein  gewisses  Rentenminimum  festzusetzen?  Sollte  dasselbe 
ein  festes  Minimum  sein,  oder  nach  der  Größe,  beziehungsweise 
nach  dem  Werte  des  Bauerngutes  abgestuft  werden?    Wäre  die 
Altersgrenze    für    den    Rentenbezug    dem  freien    Ermessen    des 
Landwirtes    zu    überlassen    oder  sollte  dieselbe    von  der  Zustim- 
mung des  Nachfolgers  abhängen?     Oder  aber   wäre  dieselbe  im 
voraus    gesetzlich    zu    bestimmen?     Welche    Ausnahmen    wären 
hiebei  zu  gestatten  und  welche  Rücksicht  sollte  auf  individuelle 
A'^erhältnisse,    vorzeitige    Invalidität  u.  s.  w.    genommen    werden? 
Und    eine    weitere  Reihe    von  Fragen:    Wer,    woraus,    von 
welchem    Zeitpunkte    an    soll    die    Prämienbeiträge    entrichten? 
Soll    das    Deckungsverhältnis    zwischen    Renten    und    Beiträgen 
vom    privatwirtschaftlichem    Prinzipe    beherrscht    sein,    wo  jede 
einzelne  Rente  durch  die  Beiträge  des  betreffenden  Versicherten 
vollständig    gedeckt    werden   muß,    oder    aber    soll    hiebei     auch 
das    gemeinwirtschaftliche  Prinzip    insoweit    in    Anwendung    ge- 
bracht werden,    daß  außer  den  Privatbeiträgen  jede  Rente  auch 
Zuschüsse  aus  öffentlichen  (Staats-,  Landes-,  Gemeinde-)  Mitteln 
erhielte?   Diese  letztere  Maßnahme  wäre  vielleicht  dort  gerecht- 
fertigt, wo  es  sich  entweder  um  eine  allgemeine,  nicht  bloß  eine 
bestimmte     Bevölkerungsklasse     betreffende     Altersversicherung 
handeln  würde,  oder  aber  wo  die  betreffende  Bevölkerungsklasse 
eines  besonderen  sozialpolitischen.  Schutzes  bedarf. 

6* 
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Wo  dagegen  die  Altersversicherung  einer  in  sozialer  Hin- 
sicht relativ  höher  stehenden  Gesellschaftsklasse^  wie  derjenigen 
der  selbständigen  landwirtschaftlichen  Produzenten  in  Betracht 
kommt,  dort  wird  die  Anwendung  des  privatwirtschaftlichen 
Prinzips  dem  allgemeinen  Interesse  und  der  Sachlage  jedenfalls 
eher  entsprechen.  Dies  vorausgesetzt,  müßten  daher  die  Bauern 
die  Beitragslast  allein  tragen.  Eine  weitere  Frage  wäre,  ob  der 
derzeitige  Besitzer  zu  seiner  eigenen  künftigen  Altersrente  bei- 
zutragen habe  oder  aber  zu  der  Rente  des  gegenwärtig  lebenden 
Ausgedinglers.  Mit  Rücksicht  auf  den  kontinuierlichen  (/harakter 
dieser  Beiträge  ist  diese  Frage  für  die  Zukunft  allerdings  gegen- 
standslos, doch  für  die  Übergangszeit  wäre  sie  mit  Schwierig- 
keiten verbunden,  nachdem  die  eine  Generation  sowohl  die  noch 
bestehenden  Ausgedingsleistungen  als  auch  die  eigenen  Ver- 
sicherungsbeiträge, also  eine  doppelte  Last,  zu  tragen  hätte. 
Es  bliebe  somit  für  die  Übergangszeit  kaum  ein  anderer  Aus- 
weg vorhanden,  als  die  vorübergehende  Inanspruchnahme  öffent- 
licher Mittel. 

Doch  abgesehen  von  diesen  Schwierigkeiten,  bleibt  es  noch 
recht  zweifelhaft,  ob  die  heutige  Lage  der  Landwirtschaft  eine 
allgemeine  Zwangspflicht  zur  Zahlung  von  Versiclierungsbeiträgen 
überhaupt  ertragen  würde  ^).  Eine  ausreichende  iVltersrente  — ■ 
Tind  nur  eine  solche  würde  ihrem  Zwecke  entsprechen  —  setzt 
naturgemäß  auch  namhaftere  Beiträge  voraus.  Solche  Beiträge 
()ffentl ich- rechtlicher  Natur  hätten  für  die  Landwirtschaft  eine 
ähnliche  Wirkung,  wie  eine  plötzliche  Erhöhung  der  Grundsteuer* 
Es  würde  eine  der  Steueramortisation  analoge  Gefahr  der  Über- 
wälzung des  kapitalisierten  Prämienbetrages  auf  den  Besitzer 
eintreten,  welche  in  der  plötzlichen  Entwertung  des  Bauerngutes 
genau  um  diesen  kapitalisierten  Prämienbetrag  ihren  Ausdruck 
fände  und  den  zeitweiligen  Besitzer  hiedurch  bedeutend  schädigen 
würde.  Übrigens  würden  auch  bei  sorgsamster  Berücksichtigung 
der  individuellen  Verhältnisse  diese  Beiträge  die  Bauernschaft 
sehr  ungleichmäßig  treffen,  so  namentlicli  bei  liöherer  Ver-^ 
schuldung,  zahlreicher  Familie,  Elementarschäden  u.  s.  w.  Die- 
selben wären  daher  eine  drückende  und  dabei  ungleiclimäßige 
Last.  Eine  Analogie  mit  der  Arbeiterversicherung  in  der  Richtung, 
daß    an   der  Beitragslast    ein  Dritter,  nämlich   der  Unternehmer, 

^)  Dieses  Moment  wird  insbesondere  in  dem  erwähnten  BericVite 
der  höhmischen  Sektion  des  Landeskulturrates  für  das  Königr.  Böhmen 
vom   Jahre    1893   hetont. 
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partizipiert,  wäre  hier  natürlicherweise  ausgeschlossen.   In  dieser 
Beziehung  nimmt  die  Arbeiterversicherung  eine  Ausnahmsstellung 
ein,  ind(nn  liier    die  Beiträge    der  Unternehmer    bekanntlich    als 
Lohnergänzung  aufgefaik  werden.  Auch  die  Frage,  von  welchem 
Zeitpunkte    an    die  Prämienbeiträge    zu    leisten  wären,    ist    nicht 
leicht  zu  beantworten.     Allerdings    müßte    dieser    Zeitpunkt    mit 
demjenigen  der  Übernahme  der  Wirtschaft  zusammenfallen.  Doch 
kann   derselbe    mit    einer    festen   Altersgrenze    ebensowenig    fest- 
gesetzt werden,    wie    derjenige,    in  welchem    der  Bauer    von  der 
Bewirtschaftung  sich  zurückziehen  soll.  Die  Vorausbestimmung  eines 
solchen  Momentes  Avürde  den  primitivsten  Anforderungen  der  land- 
wirtschaftlichen Produktion  und  der  individuellen  Freiheit  überhaupt 
widersprechen.  Denn  es  wäre  sicherlich  Avidersinnig  zu  dekretieren, 
daß  jeder  Bauer  das  Gut  in  einem  bestimmten  Lebensalter  übernehme 
und  dasselbe  wieder  in  einem  bestimmten  Alter  seint^m  Nachfolger 
übergebe,  der  genau  in  demselben  Alter  wieder  stehen  müsse.  Die 
Zahlung  der  Versicherungsbeiträge  muß  jedoch  mit  dem  Besitze 
der  Wirtschaft    verknüpft  sein,    denn   der  Nichtbesitz   würde  die 
Zahlungsfähigkeit  überhaupt    in  Frage  stellen.     Auch  die  in  be- 
stimmten Terminen  wiederkehrende  Fälligkeit  der  Versicherungs- 
beiträge    würde    dem    Besitzer    Schwierigkeiten    bereiten.      Die 
Anwendung    übermäßiger    Strenge    beim    Fintreiben    der    Ver- 
sicherungsbeiträge   und  die    Festsetzung  von    allzu   nachteiligen 
Folgen    im    Falle    des    Verzuges    könnte    den    Besitzer    schwer 
schädigen,    eine    zu    große  Liberalität    in  dieser  Hinsicht  könnte 
hingegen  Unordnung  oder  gar  die  Insolvenz  der  betreffenden  Ver- 
sicherungsanstalt zur  Folge  haben.  Andere  Zweifel  entstehen  in  dem 
Falle,  wenn  der  Besitzer  den  Zeitpunkt  des  Beginnes  der  Altersrente 
nicht  erlebt,  wenn  er  das  Bauerngut  vor  diesem  Zeitpunkte  ver- 
kauft,   wenn    er    auf   die  Altersrente  verzichtet,    und  in  anderen 
Fällen,  wo  die  Altersrente  für  den  Berechtigten  gegenstandslos  wird. 
Eine    weitere    Avichtige  Frage    würde    die  Organisation   der 
landwirtschaftlichen  Altersversicherung  bilden.  Die  obligatorische 
Altersversicherung    würde     allenfalls    eine    kostspielige    Organi- 
sation   auf    breiter     Grundlage     mit     verzweigtem    bureaukrati- 
schen    Apparate    erfordern.     Weitere    unbedingte    Voraussetzung 
sowohl    vom    organisatorischen    als    auch    vom     versicherungst- 
echnischen   Standpunkte    wäre    eine    zweckentsprechende    Aus- 
gedingsstatistik,     die     Avir     jedoch     bekanntlich     A^orläufig     ent- 
behren.    ( )hne  statistische  Daten  kann  man    sich  ein  annähernd 
richtiges    Bild    dieser    großartigen    ( )rganisation    gar    nicht    vor- 
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stellen  und  nachdem  dieser  renale  Untergrund  fehlt,  müßte  auch 
jeder  Versuch  vorderhand  praktisch  illusorisch  bleiben.  Danut 
soll  nicht  gesagt  werden^  daß  die  landwirtschaftliche  Alters- 
versicherung Utopie  ist.  Allerdings  setzt  aber  ihre  V^erwirk- 
lichung  noch  umfassende  Erhebungen  der  bestehenden  Verhält- 
nisse voraus.  Und  auch  dann  werden  noch  nicht  alle  Zweifel 
behoben  sein,  ob  dieselbe  geeignet  sein  wird^  die  heutige  Insti- 
tution des  Ausgedinges  vollständig  zu  ersetzen.  Dies  Avürde 
nur  teilweise  stattfinden.  Derjenige  Zweck  des  Ausgedinges, 
Avelcher  die  Erhaltung  des  Bauerngutes  im  Besitze  der  Familie 
zum  Gegenstande  hat^  kann  durch  die  Altersversicherung  nicht 
erreicht  werden.  Da  müßte  auf  eine  andere  Weise  vorgesorgt 
Averden.  Und  tatsächlich  fehlt  es  auch  in  dieser  Beziehung 
nicht  an  Vorschlägen. 

h)  Hieher  g63hören  die  verschiedenen  Arten  der  bäuer- 
lichen Erbfolge,  deren  Zweck  vorzugsweise  darin  besteht,  das 
Bauerngut  beim  Erbanfalle  ungeteilt  und  womöglich  nicht  über- 
schuldet zu  erhalten  ^).  Die  Tragweite  dieser  Kechtsnormen 
kann  verschieden  sein,  es  kann  eine  teilweise  Unteilbarkeit  und 
Unein schul dbarkeit  von  Grund  und  Boden  festgesetzt  werden, 
hiebei  kann  das  obligatorische  oder  fakultative  Prinzip  in  Anwendung 
kommen,  die  Testierfreiheit  kann  beibehalten  oder  ausgeschlossen, 
es  kann  eine  bestimmte  gesetzliche  Erbfolge  vorgeschrieben  oder 
die  Verfügung  darüber  dem  Erblasser  überlassen  werden.  Die  dies- 
bezüglichen Grundsätze,  die  in  einigen  deutschen  Staaten  und 
Provinzen  und  prinzipiell  auch  in  Osterreich  bereits  in  der 
Gesetzgebung  sich  Geltung  verschafft  haben,  sind  daher  nicht 
einheitlicher  Art,  im  ganzen  knüpfen  sie  jedoch  an  überlieferte 
Gewohnheitsrechte  und  historische  Rechtsinstitute  an  und 
wirken  als  Reaktion  gegen  den  siegreich  vordringenden  Indivi- 
dualismus, der  der  gesamten  Gesetzgebung  der  ersten  Hälfte 
vorigen  Jahrhunderts  seinen  Stempel  aufgedrückt  hat.  Das  im 
(xewohnheitsrechte  fußende  und  in  der  zweiten  Hälfte  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  in  Osterreich  kodifizierte  bäuerliche  Erb- 
r(;cht  war  ein  Produkt  der  bestehenden  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse   und    entsprach    den  Forderungen    der  damaligen    Knt- 

^)  Vergl.  namentlich  :  15  a  e  r  n  r  e  i  t  li  c  r  :  „Stanimgütersystem  und 
Anerbenrecht  in  Deutschland,"  Wien,  1882,  Stein:  „Bauerngut  und 
llufenrecht,"  Stuttgart,  1882,  Miaskowski:  j,Das  Erbrecht  und  die 
Grundeigentumsverteilung  im  deutsciien  Reiche,"  Leipzig,  1882,  der- 
selbe:   „Agrarpolitische   Zeit-   und    Streitfragen,"    Leipzig,    1889. 
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Wicklungsstufe  der  huidwirtschaftliclien  Produktion.  Als  oberster 
Grundsatz  galt  die  Regel,  daß  das  Bauerngut  nach  dem  Ableben 
des  Besitzers  ungeteilt  und  nicht  überlastet  an  den  Solni  oder 
nächsten  Anwärter  übergehe.  Die  Art  der  Durchführung  dieses 
Grundsatzes  war  verschiedenartig,  jedoch  der  Hauptzweck  ist  nie- 
mals außeracht  gelassen  worden.  Eine  v/esentliche  Änderung  ist  in 
dieser  Beziehung  unter  dem  Einflüsse  der  liberalen  Gesetzgebung 
eingetreten.  Dieselbe  ist  nicht  bei  der  Ablösung  r)ffentlich 
rechtlicher  Lasten  stehen  geblieben,  sondern  machte  einen  weiteren 
Schritt  zur  Mobilisierung  von  Grund  und  Boden.  Die  bäuerliche 
Erbfolge  bildete  auf  dieser  Bahn  ein  Hindernis  und  deshalb 
wurde  sowohl  sie  als  auch  die  Unteilbarkeit  von  Grund  und 
Boden  beseitigt  und  die  Bauernschaft  den  allgemeinen  erbrecht- 
lichen Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches    unterworfen. 

Die  Institution  des  Ausgedinges  diente  nun  in  mancher 
Beziehung  als  Ersatz  der  aufgehobenen  bäuerlichen  Erbfolge 
und  diejenigen,  welche  in  dieser  Funktion  des  Ausgedinges 
dessen  Hauptzweck  erblicken,  halten  an  der  Anschauung  fest, 
daß  nach  neuerlicher  Einführung  der  bäuerlichen  Erbfolge  auch 
das  Ausgedinge  entbehrlich  wäre.  Die  bäuerliche  Erbfolge  soll 
demgemä(^  wieder  Ersatz  des  Ausgedinges  sein. 

In  dieser  Beziehung  wäre  jedoch  nochmals  zu  bemerken, 
daß  diese  Funktion  des  Ausgedinges  nicht  die  einzige  ist  und 
daß  die  andere  Wirkung  desselben,  welche  die  Altersversorgung 
bezweckt,  hiebei  gänzlich  außeracht  gelassen  wird.  Würde  daher 
mit  der  Wiedereinführung  der  besonderen  bäuerlichen  Erbfolge  auch 
der  eine  Zweck  des  Ausgedinges  erreicht  werden,  so  bliebe  doch  hin- 
sichtlich des  zweiten  ZAveckes  die  Lücke  unausgefüUt.  Es  müßte 
folglich  beides  zugleich,  sowohl  die  bäuerliche  Erbfolge  als  auch  die 
Altersversicherung,  zwei  miteinander  zusammenhängende,  ein- 
ander ergänzende  und  einem  und  demselben  Zwecke  dienende 
Institutionen  eingeführt  und  verwirklicht  werden. 

Doch  ebenso  wie  die  bäuerliche  Altersversicherung,  begegnet 
auch  die  gesetzliche  Einführung  der  bäuerlichen  Erbfolge  man- 
chen Schwierigkeiten.  Allerdings  hat  die  bäuerliche  Erbfolge 
mehr  Aussichten  auf  baldige  Verwirklichung,  weil  dieselbe  ein 
historisches  Gebilde  ist  und  ihre  Durchführung  keine  weitläufigen 
Erhebungen  zur  Voraussetzung  hat,  wie  die  Altersversicherung. 
Doch  die  SchAvierigkeiten  liegen  in  deren  wirtschaftspolitischer 
Natur.  Bei  der  Lösung  wirtschaftspolitischer  Probleme  Avird  viel 
öfter    von    gewissen    aprioristischen  Anschauungen   ausgegangen. 
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als  daß  denselben  statistische  und  im  Wege  der  Erfahrung  fest- 
gestellte Tatsachen  zugrunde  gelegt  würden.  Diesen  Vorgang 
kann  man  auch  in  der  Frage  der  bäuerlichen  Erbfolge  beobachten. 
Die  beiden  entgegengesetzten  Prinzipe,  das  konservative  und  das 
liberale,  stoßen  hier  hart  aneinander  und  auf  beiden  Seiten  ist 
man  bestrebt,  das  Problem  von  dem  einen  oder  dem  anderem 
Standpunkte  der  Lösung  entgegenzuftihren.  Sachliche  Gründe, 
tatsächliche  Verhältnisse  werden  oft  nicht  gehörig  berücksichtigt 
oder  absichtlich  unterschätzt.  Das  Problem  wird  von  der  Höhe 
der  wissenschaftlichen  Objektivität  in  die  Sphäre  der  praktischen 
Politik,  auf  die  Parlamentstribüne,  in  Vereins  versammlangen,  in 
die  Spalten  der  Tagespresse  hinabgezerrt,  wo  ein  unparteiisches 
Streben  nach  Wahrheit  allerdings  schwerlich  zu  finden  ist.  Daher 
die  sich  gegenseitig  bekämpfenden  Anschauungen  in  dieser  Frage, 
die  leidenschaftliche  Agitation  pro  und  contra,  die  absichtliche 
Hinausschiebung  der  endlichen  gesetzlicJien  Lösung  des  Problems. 
Diese  Sachlage  gibt  allerdings  keine  große  Hoffnung,  daß  für 
die  Institution  des  Ausgedinges  in  nächster  Zukunft  auf  diesem 
Wege  ein  Ersatz  geschaffen  werden  könnte.  Li  absehbarer  Zeit 
ist  das  wenigstens  kaum  zu  erwarten^). 

Das  abschließende  Urteil  über  diese  beiden  Vorschläge, 
welche  auf  die  Beseitigung  des  Ausgedinges  abzielen,  wird 
daher  dahin  zu  präzisieren  sein,  daß  keiner  von  beiden  allein  den 
Zweck  des  Ausgedinges  zu  erfüllen  vermag,  sondern  daß  erst 
beide  gegenseitig  sich  ergänzend  dies  erreichen  könnten.  Doch 
die  praktische  Durchführung  dieser  beiden  Maßnahmen  hat  aus 
verschiedenen  Gründen  mit  solchen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
und  ist  in  eine  derart  unsichere  Zukunft  gerückt,  daß  für  die  aller- 
nächste Zeit  mit  ihnen  kaum  zu  rechnen  ist.  Das  soll  keines- 
wegs als  Unter  Schätzung  derselben  gedeutet  werden.  Sie  gehören 
unter  diejenigen  großen  Mittel  der  Agrarpolitik,  welche  wie  strah- 
lende Leuchttürme  in  der  Sturmflut  der  sozialen  Kämpfe  den 
Weg  zum  ruhigen  Hafen  zeigen.  Doch  wegen  der  großen 
Mittel  darf  man  die  kleineren  und  auch  die  kleinsten  nicht 
aus     dem    Auge     verlieren.     Dieselben      führen     zAvar    nicht    in 

^)  Es  ist  bezeichnend,  daß  gerade  die  Institution  des  Ausgedinges 
den  Gegnern  der  bäuerlichen  Erbfolge  eine  vermeintliche  Waffe  in  die 
Hand  gegeben  hat.  Dieselben  suchten  nämlich  eben  damit  die  Notwen- 
«ligkeit  der  bäuerlichen  Erbfolge  zu  widerlogen,  weil  hicfür  das  Aus- 
gedinge genügenden  Ersatz  bietet.  (Vergl.  Mi  n  s  k  o  w  s  k  i :  „Agrarpolitische 
Zeit-   und   Streitfragen'-,    194.) 
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gerader  Linie  zum  Ziele  und  verheißen  auch  keine  so  durch- 
schlagenden Erfolge,  aber  auch  mittels  derselben  erreicht  man 
zwar  langsam,  auf  Umwegen  und  mit  Ruhepausen,  doch  um  so 
sicherer  das  Endziel. 

c)  Unter  den  Mitteln,  welche  als  Ersatz  des  Ausgedinges 
vorgeschlagen  wurden,  mag  schließlich  noch  das  Nachstehende 
erwähnt  werden:  Der  alt  gewordene  Grrundbesitzer  solle  dem 
Sohne  das  Bauerngut  in  Pacht  übergeben,  jedoch  mit  Vorbehalt 
des  Eigentumsrechtes  bis  zu  seinem  Ableben,  Avorauf  das  Eigentum 
von  selbst  auf  den  Sohn  überginge  ^).  Auf  diese  Art  wären  beide 
Zwecke  des  Ausgedinges  erreicht,  sowohl  die  Altersversicherung 
des  Besitzers  als  auch  die  Erhaltung  des  Bauerngutes  dem  Sohne. 
Auch  würden  dadurch  manche  Schattenseiten  des  heutigen  Aus- 
gedinges verschwinden.  Doch  auch  hiebei  tauchen  manche 
Schwierigkeiten  und  Zweifel  auf. 

Vor  allererst  müßte  auch  diese  Institution  obligatorisch 
sein,  deim  falls  sie  dem  freien  Willen  der  bäuerlichen  Bevölke- 
rung überlassen  bliebe,  würde  sie  kaum  Erfolg  haben.  Eine 
derartige  Regelung  der  Besitzverhältnisse  zwischen  dem  Grund- 
besitzer und  seinem  Nachfolger  ist  auch  heutzutage  möglich 
und  doch  kommt  eine  solche  nur  vereinzelt  vor.  Auch  dann, 
wenn  die  Ausgedingsverträge  für  rechtsunwirksam  erklärt  werden 
sollten,  würde  die  ländliche  Bevölkerung  freiwillig  und  spontan 
kaum  zu  einem  Ersätze  greifen,  der  seiner  Gewohnheit  und 
Überzeugung  nicht  entspricht.  Übrigens  spricht  gegen  ein 
solches  Pachtverhältnis  als  Zwangsinstitution  auch  manches, 
was  hinreichende  Aufklärung  darüber  gibt,  warum  dasselbe 
bei  der  ländlichen  Bevölkerung  keine  Wurzeln  geschlagen  hat.  So 
Einwendungen  wirtschaftlicher  Natur:  Jeder  Pächter  muß  je  nach 
der  Größe  der  Unternehmung  über  ein  hinreichendes  Betriebskapital 
verfügen.  Ohne  Kapital  ist  keine  intensivere  Bewirtschaftung, 
keine  Anwendung  von  Maschinen,  keine  Meliorierung,  keine  Aus- 
nützung   von  technischen  Fortschritten    u.    dgl.    möglich.     Aber 


^j  Für  einen  derartigen  mit  gesetzlicher  bäuerlicher  Erbfolge  ver- 
bundenen Vorschlag  Miaskowskis  hat  sich  im  Jahre  1886  das  Landes- 
ökonorniekollegium  und  im  Jahre  1887  der  deutsche  Landwirtschaftsrat 
in  Berlin  ausgesprochen.  Dieser  Vorschlag  bezweckte  die  unwiderruf- 
liche Verpachtung  des  Gutes  an  den  Sohn  und  die  Beschränkung  der 
Einschuldbarkeit  des  Gutes,  welche  von  der  Einwilligung  des  Sohnes 
abhängig  wäre.  (Miaskowski:  „Handwörterbuch  der  Stnatswissen- 
schaften,"    I.,    274.) 
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woher  soll  der  das  Bauerngut  übernelimende  Sohn  dieses  Kapital 
liernehmen?  Wenn  er  nicht  in  der  Lage  ist^  sich  mit  dem  Heirats- 
gute seiner  Gattin  auszuhelfen,  bleibt  er  auf  den  bloßen  Personal- 
kredit angewiesen,  womit  er  jedoch  angesichts  der  heutigen 
mangelhaften  Kreditorganisation  schwerlich  sein  Kreditbedürfnis 
wird  befriedigen  können.  Auch  die  Festsetzung  der  Pachtzins- 
liühe  wäre  nicht  ohne  Schwierigkeiten.  Ein  zu  hohes  Pachtgeld 
würde  die  wirtschaftliche  Existenz  des  Gutsübernehmers  gefähr- 
den, ein  zu  niedriges  würde  nicht  zum  Lebensunterhalte  des 
früheren  Besitzers  hinreichen.  Überhaupt  würde  sich  das  Pacht- 
verhältnis von  dem  gegenwärtigen  Ausgedingsverliältnisse  nur 
rechtlich  unterscheiden;  wirtschaftlich  Aväre  kein  Unterschied 
vorhanden,  als  daß  an  Stelle  der  Ausgedingsgiebigkeiten  das 
Pachtgeld  treten  würde.  Sämtliche  übrigen  Wirkungen  des  Aus- 
gedinges würden  auch  beim  lebenslänglichen  Pachtverhältnisse 
dieselben  bleiben. 

2.  R  e  f  o  r  m  v  o  r  s  c  h  1  ä  g  e. 

Einen  anderen  Weg  schlagen  diejenigen  vor,  welche  nicht 
die  radikale  Abschaffung  des  Ausgedinges,  sondern  bloß  die 
Reform  dieser  Institution  anstreben,  ohne  ihr  Wesen  anzutasten. 
Sie  tragen  hiebei  Rechnung  der  historischen  Entwicklung  und 
der  eingelebten  Gewohnheit  der  ländlichen  Bevölkerung  und 
wollen  die  Vorteile  des  Ausgedinges  nicht  unberücksichtigt 
lassen.  Die  Losung  wird  hier  daher  heißen  :  Nicht  die  Abschaffung, 
sondern  die  Reform  des  Ausgedinges  ^). 

Vorschläge  dieser  Art  können  sich  wieder  in  verschiedener 
Richtung  bewegen^).  Aber  ihnen  allen  wird  die  Grundanschauung 
gemeinsam    sein,    daß    die    Reform    des  Ausgedinges    l)ei    dessen 

^)  So  auch  Runde  a.  a.  0.  Vorwort,  VII.  Einen  ähnlichen  Stand- 
punkt bat  bereits  das  böhmische  Landesgubernium  eingenommen,  das  über 
Anfrage  des  Allerhöchsten  Handschreibens  vom  9.  Februar  1830  und 
Hofkanzleidekrctes  vom  15.  Februar  1830,  ob  die  Institution  des  Aus- 
gedinges abgeschafft  werden  solle,  die  prinzipielle  Beibehaltung,  jedoch 
Reformierung  desselben  beantragte.  (Rö  ssler:  a.  a.  O.  19.)  In  gleichem 
Sinne  die  böhmische  Sektion  des  Landeskulturratcs  für  das  Königreich 
Böhmen   im   erwähnten    Berichte.    (Druckschrift  I.   vom   J.    1893.^ 

"I  Solche  Reformvorschläge  hat  bereits  Rössler  ins  Auge  gefaßt, 
welcher  verlangte,  daß  die  Errichtung  von  Ausgedingsverträgen  nur  aus- 
nahmsweise zu  gestatten  wäre,  daß  im  Vertrage  silbst  der  Geldeswcrt 
der  Leistungen  festgesetzt  und  die  stipulierten  Bedingungen  behufs  Ver- 
meidung von  Streitigkeiten  klar  und  strikte  formuliert  sein  sollen. 
TRössler:   a.    a.    ().    43,    44.) 
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unbedingter  l]eibehaltung  darin  bestehen  solle,  dalJ  die  vorteil- 
haften Wirkungen  desselben  auch  weiterhin  erhalten  bleiben, 
seine  Nachteile  jedoch  in  Wegfall  k<ämen.  Mit  Rücksiclit  darauf 
sind  dann  die  Refornibestrebungen   mannigfacher  Art. 

Hiebei  muß  jedoch  bemerkt  werden^  daß  allen  derartigen 
Lösungsarten  der  Ausgedingsfrage  immer  eine  gewisse  Unvoll- 
kommenheit  anhaftet.  Die  im  inneren  Wesen  des  Ausgedinges 
liegenden  Mängel  desselben  bleiben  durch  solche  Reformvorschläge 
einfach  unberührt,  weil  das  Ausgedinge  selbst  keine  wesentliche 
Änderung  erfährt.  Solche  Mängel  sind  beispielsweise  der  aleato- 
rische Charakter  des  Ausgedinges,  der  ungünstige  Einfluß  des- 
selben auf  die  Kreditfähigkeit  des  Landwirtes  und  auf  die  gegen- 
seitigen V(n'hältnisse  des  Ausgedinglers  und  Gutsbesitzers  u.  a. 
In  dieser  Richtung  bleiben  allerdings  alle  Reformvorschläge, 
welche  die  Beibehaltung  des  Ausgedinges  zulassen^  wirkungslos. 
Hier  helfen  keine  kleinen  Mittel,  hier  würde  nur  die  gänzliche 
Beseitigung  des  Ausgedinges  radikale  Abhilfe  verschaffen. 

Um  so  erfolgreicher  und  in  praktischer  Hinsicht  vorteil- 
hafter werden  jedoch  solche  Reform  vorschlage  in  bestimmter  volks- 
wirtschaftlicher Richtung  wirken.  Namentlich  mit  Rücksicht  auf 
zwei  Momente :  auf  das  zu  frühzeitige  Bestellen  der  Ausgedinge  und 
auf  die  un verhältnismäßige  Höhe  der  Leistungen,  die  für  den  Über- 
nehmer zur  unerträglichen  Last  werden.  Diese  beiden  bedenk- 
lichen Erscheinungen  haben  eine  und  dieselbe  Ursache,  nämlich 
die  unbeschränkte  Vertragsfreiheit  bei  Bestellung  des  Aus- 
gedinges, wodurch  der  wirtschaftlich  schwächere  Gutsübernehmer 
übervorteilt  wird.  Es  tritt  hier  ähnliches  zutage,  wie  beim  freien 
Arbeitsvertrage.  Auch  hier  wird  die  formelle  Freiheit  der  einen 
Vertragspartei,  nämlich  des  Besitzers  der  Arbeitskraft,  dui'ch  die 
wirtschaftliche  Übermacht  der  anderen  Vertragspartei,  nämlich 
des  Besitzers  der  Produktionsmittel,  in  Wirklichkeit  in  Frage 
gestellt.  In  beiden  Fällen  bleiben  in  sozialer  Hinsicht  bedenk- 
liche Folgen  nicht  aus. 

Die  unbeschränkte  Vertragsfreiheit  ist  beim  Ausgedinge 
gleichAvie  auf  anderen  Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  ein 
Produkt  der  neuen  Zeit.  Sie  ist  Ausfluß  der  individualistischen 
Weltanschauung,  die  Errungenschaft  des  wirtschaftlichen  Libera- 
lismus. Es  ist  bereits  hervorgehoben  worden,  daß  in  der  Ver- 
gangenheit diese  Vertragsfreiheit  nicht  bestand.  Die  Ausgedings- 
verträge  unterlagen  mit  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  ihrer  Ent- 
stehung,   die  Höhe    und  Art    der  Leistungen    autoritativer   Rege- 
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hing.  Es  geschah  dies  entweder  mittels  bestimmter  gesetzlicher 
Vorschriften,  womit  das  Alter,  vor  dessen  Erreichung  der  Bauer 
das  Ausgedinge  nicht  bestellen  durfte,  und  die  Höhe  der  Lei- 
stungen im  Verhältnisse  zur  Ertragsfähigkeit  und  zum  Werte 
des  Gutes  festgesetzt  wurden,  oder  aber  es  Avurden  die  Aus- 
gedings vertrage  in  jedem  einzelnen  Falle  ihrem  Inhalte  nach  ge- 
prüft und  nach  freiem  Ermessen  der  kompetenten  Behörden  ge- 
nehmigt. Diese  Behörden  Avaren  dem  Untertänigkeitsverhältnisse 
gemäß  in  der  Regel  die  Grundherrschaften.  Nach  Auflösung 
dieses  Verhältnisses  und  erfolgter  Grundentlastung  Avurde  jeder 
autoritatiA'e  Eingriff  in  die  Ausgedings Verhältnisse  beseitigt  und 
AAde  auf  anderen  Gebieten  siegte  auch  hier  das  Prinzip  der  Ver- 
tragsfreiheit. Aber  auch  hier  kann  man  sich  nicht  der  Über- 
zeugung A^erschließen,  daß  die  Grundentlastung,  die  sonst  aus 
politischen,  kulturellen  und  produktionstechnischen  Gründen  eine 
historische  Notwendigkeit  war,  mit  Rücksicht  auf  die  Art  ihrer 
Durchführung  dennoch  nicht  ganz  frei  von  dem  Vorwurfe  einer 
gCAvissen  Überstürzung  ist.  Sie  erfüllte  ihre  Aufgabe  nur  in  nega- 
tiver Richtung,  für  einen  positiAcn  Ersatz  wichtiger  Funktionen,  die 
die  ehemalige  Gebundenheit  von  Grund  und  Boden  erfüllte, 
Avurde  nicht  genügend  A^orgesorgt.  Auch  die  Ausgedingsinstitution 
Aveist  eine  Lücke  auf,  die  bis  heute  nicht  ausgefüllt  ist  und 
deren  bedenkliche  wirtschaftliche  und  soziale  Folgen  nunmehr  Ab- 
hilfe erheischen.  Eine  teilAA'^eise  Ausfüllung  dieser  Lücke  wird  nun 
bestehen  in  der  richtigen  Einschränkung,  beziehungsweise  Regelung 
der  Vertragsfreiheit  beim  Ausgedinge.  Wie  bereits  angedeutet, 
ist  dabei  ein  zAveifacher  Weg  möglich.  Entweder  wäre  die  Ver- 
tragsfreiheit durch  bindende  gesetzliche  Normen  einzuschränken, 
und  zAA^ar  müßte  diese  Einschränkung  in  erster  Reihe  das  Lebens- 
alter betreffen,  vor  dessen  Erreichung  —  mit  Vorbehalt  gewisser 
Ausnahmen  —  der  Bauerngutsbesitzer  das  Ausgedinge  nicht 
bestellen  dürfte.  Ferner  wäre  die  Art  und  Menge  der  Ausgedings- 
leistungen derart  zu  regulieren,  daß  gewisse  Arten  von  Leistungen 
überhaupt  ausgeschlossen,  andere  der  Menge  nach  nur  in  beschränk- 
ter Höhe  zugelassen  würden,  und  daß  der  Gesamtwert  der  Leistungen 
eine  bestimmte  Quote  des  GutsA^ertrages,  etAva  ein  bestimmtes 
Multipluum  des  Katastralreinertrages,  nicht  übersteigen  dürfte  ^). 

^)  Ähnlichen  Vorschlag  inachte  Kenne  m  a  n  n  im  preußischen 
LandesökonomiekoUegiuni.  Derselbe  ging  dahin,  daß  die  bücherliche 
Eintragung  des  Ausgedinges  nur  dann  zulässig  sei,  wenn  durch  sach- 
A'crständiges  Gutachten   dargetan   wird,   daß   die    Höhe   desselben  mit  Hin- 
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Jn  diesen  gesotzliclien  Grrenzen  könnte  dann  ^ler  V^ertragstVeilieit 
freier  Spielraum  belassen  werden. 

Oder  aber  könnte  der  autoritative  Eingriff  in  die  Vertrags- 
freiheit beim  Ausgedinge  darin  bestehen^  daß  die  Rechtswirksam- 
keit  jedes  einzelnen  Ausgedingsvertrages  an  die  behördliche  Geneh- 
migung gebunden  wäre.  Es  wäre  dann  Sache  der  Behörde,  darüber 
zu  entscheiden,  ob  und  inwieferne  die  Bestellung  des  Ausgedinges 
insbesondere  mit  Rücksicht  auf  das  Alter  des  Gutsbesitzers 
begründet  ist  und  ob  die  Art  und  Höhe  der  Ausgedingsleistungen 
den  Vermögensverhältnissen  des  Übernehmers  und  dem  Guts- 
ertrage entsprechen  ^).  Auf  den  ersten  Blick  scheint  dieser 
Modus  wenig  ansprechend  zu  sein.  Man  wird  geneigt  sein,  darin  eine 
behördliche  Bevormundung  und  einen  bedenklichen  Eingriff  in  das 
Selbstbestimmungsrecht  und  in  die  individuellen  Vermögens- 
und Familienverhältnisse  zu  sehen  und  wird  vielleicht  gewisse 
Befürchtungen  hegen  vor  bureaukratischer  Schwerfälligkeit  und 
Schikanierung.  Und  doch  werden  bereits  heutzutage  viel 
wichtigere,  die  persönlichen  und  Familieninteressen  des  ein- 
zelnen weit  mehr  berührende  Angelegenheiten  unter  Mitwirkung 
eines  behördlichen  Apparates  —  es  braucht  nicht  gerade  eine 
staatliche,  sondern  es  kann  auch  eine  Gemeinde-,  kirchliche  u.  s.  w. 
Behörde  sein  —  geregelt.  Es  kann  ja  bloß  auf  das  gerichtliche 
Verfahren  außer  Streitsachen  hingewiesen  werden.     Es  ist  nicht 

Zurechnung  sämtlicher  vorangehenden  Lasten  den  dreifachen  Katastral- 
reinertrag  nicht  übersteigen  werde.  (Miaskowski,  „Agrarpolitische 
Zeit-  und   Streitfragen",    197.) 

^)  In  ähnlicher  Richtung,  jedoch  im  Zusammenhange  mit  der  Alters- 
versicherung, bewegt  sich  der  Vorschlag  Kades.  Derselbe  verlangt  die 
behördliche  Festsetzung  der  Höhe  des  Ausgedinges  und  obligatorische,  mit 
dem  75.  Lebensjahre  beginnende  Altersversicherung  der  Ausgedingler. 
Hiedurch  wäre  das  aleatorische  Element  ausgeschaltet,  nachdem  die 
Ausgedingslast  mit  Erreichung  des  75.  Lebensjahres  erlöschen  würde. 
(Miaskowski:  ^^ Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,"  L,  273.) 
In  diese  Kategorie  gehört  in  gewisser  Beziehung  auch  die  in  dem  bereits 
erwähnten  Berichte  der  böhmischen  Sektion  des  Landeskulturrates  für 
das  Königreich  Böhmen  vom  J.  1893  enthaltene  Forderung,  daß  ein 
unverhältnismäßig  hohes  Ausgedinge  vor  dem  exekutiven  Zwangsverkaufe 
über  Ansuchen  der  Gläubiger  auf  Glrund  eines  Gutachtens  von  Sachver- 
ständigen von  Amts  wegen  zu  ermäßigen  sei,  damit  der  Ersteher  dasselbe 
ohne  Abschlag  auf  den  Kaufschilling  übernehmen  könnte.  Eine  derartige 
autoritative  Regelung  des  Ausgedinges  wäre  jedoch  unzureichend  weil 
verspätet,  nachdem  der  Grundbesitzer  vielleicht  eben  infolge  der  drücken- 
den  Ausgedingslast  wirtschaftlich   bereits   ruiniert  worden  ist. 
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einzuselien,  warum  die  Grericlitsbeliörden^  welche  in  Verlassen- 
schafts-  und  N^ormundscliaftsangelcgenheiten  auf  eine  so  einschnei- 
dende Weise  in  delikate  Familien-  und  Vermögensverhältnisse 
eingreifen^  gerade  für  deren  Regelung  und  Entscheidung  in  solchen 
verhältnismäßig  einfachen  Fragen  kein  Verständnis  haben  sollten, 
wie  diejenigen  sind^  die  das  Ausgedinge  betreffen,  und  warum 
gerade  hiev  eine  besondere^  Furcht  vor  der  Omnipot(^nz  des  Staates 
begründet  wäre. 

Doch  kann  die  Lösung  auch  noch  auf  andere  Weise  gedaclit 
werden.  Die  Organe,  denen  die  ausgedinglichen  Angelegenheiten 
überwiesen  wären,  könnten  ja  noch  viel  näher  der  landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung  stehen,  als  die  Gerichtsbehörden. 
Es  könnten  mit  dieser  Funktion  ohne  weiters  die  künftigen 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  betraut  werden  ^). 
Dann  Avlirde  die  Entscheidung  über  landwirtschaftliche  Besitz- 
und  Familienverhältnisse  Avieder  Landwirten  zufallen,  denen 
es  weder  an  Fachkenntnissen,  noch  an  Erfahrung  mangeln 
würde.  Und  sollte  schon  dieser  Weg  der  fallweisen 
autoritativen  Genehmigung  des  Ausgedinges  betreten  werden,  so 
könnte  es  keine  glücklichere  Lösung  geben  als  diese,  wo  die 
Entscheidung  über  eine  landwirtschaftliche  Besitzfrage  wieder 
landwirtschaftlichen  Kreisen  eingeräumt  wäre. 

Allerdings  könnte  gegen  diese  Lösungsart  noch  die  prin- 
zipielle Einwendung  erhoben  werden,  daß  damit  längst  überlebte 
Verhältnisse  und  Institute  ins  Leben  neuerlich  gerufen  werden 
und  daß  derselben  reaktionäre  Tendenzen  anhaften.  Dies  braucht 
jedoch  keineswegs  der  Fall  zu  sein.  Die  vorgeschlagene  Maß- 
nahme hätte  keine  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  des 
Gutsbesitzers  zur  Folge  und  würde  auch  im  entferntesten  nicht 
an  das  llntertänigkeitsverhältnis  erinnern.  Dieselbe  hätte  bloß 
den  Zweck,  aus  volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Gründen  die 
zweifellos  nachteiligen  Folgen  der  Vertragsfreiheit  im  engen 
Kahmen  der  Ausgedingsfrage  zu  beseitigen.  Das  Motiv  wäre 
also  ein  ganz  verschiedenes.  Außerdem  würde  der  autonome 
Charakter  der  betreffenden  Aufsichtsorgane  sicherlich  volle  Bürg- 
schaft für  ihren  Gerechtigkeitssinn  und  ihre  Objektivität  leisten. 
Übrigens  müssen  in  der  Sozialpolitik  die  Begriffe  des  Fortschritts 
und  der  Reaktion   mit  Vorsicht  gebraucht  werden.     Nicht  jedes 

^ )  Diese  Frage  wurde  bereits  von  B  r  :i  f  in  seinem  dem  Landwirt- 
scliaftsrate  erstatteten  Referate  über  die  Organisation  der  landwirtschaft- 
lichen  Interessenvertretung   angeregt. 
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Zurückgreifen  zu  bewährten  Schöpfungen  der  Vergangenheit 
darf  soziah'  Reaktion  vnid  nicht  eine  jede  Neuerung  sozialer 
Fortschritt  bezeichnet  werden.  Sozialer  Fortscliritt  kennt  keine 
gebundene  ^Marschroute  und  seine  Bahn  braucht  nicht  immer  eine 
gerade  Linie  zu  verfolgen,  sie  kann  öfters  spiralenartig  wieder 
zurück  in  die  Nähe  des  ursprünglichen  Ausgangspunktes  ein- 
lenken. Die  gestern  als  reaktionär  gebrandmarkte  Anschauung 
kann  vom  Standpunkte  der  heutigen  Auffassung  des  gesellschaft- 
lichen Wohlfahrtszweckes  für  fortschrittlich  gelten  und  umgekehrt, 
das,  Avas  gestern  als  Fortscliritt  gegolten  hat,  kann  heutzutage 
mit  vollem  Rechte  als  Reaktion  angesehen  werden.  Nur  ein  ver- 
knöcherter und  aller  organischer  Anpassung  unfähiger  Doktri- 
narismus klebt  an  aprioristischen  Prinzipien,  in  welche  er  bemüht 
ist,  die  gesamte  gesellschaftliche  Entwicklung  hineinzuzwängen 
und  auf  diese  Weise  hemmt  er  oft  den  sozialen  Fortschritt  eher 
als  fördert.  Es  ist  eine  Pflicht  aufrichtiger  Anhänger  sozialer 
Reformbestrebungen,  derartigen  Schlagworten  gegenüber  einen 
kritischen  Standpunkt  einzunehmen  und  selbst  vor  dem  Vorwurfe 
vermeintlicher  Reaktion  dort  nicht  zurückzuschrecken,  wo  sach- 
liche Gründe  und  Erfahrung  dafür  sprechen,  daß  die  Rückkehr 
zu  früheren,  den  heutigen  Anforderungen  allerdings  angepaßten 
Institutionen  der  richtige  Weg  ist,  der  zum  gesellschaftlichen 
Wohle  zweifellos  näher  führt. 

Zum  Schlüsse  wäre  vielleicht  eine  endgültige  Stellung  zur  Aus- 
gedingsfrage  zu  nehmen.  Wird  die  historische  Entwicklung  dieser 
Institution  ins  Auge  gefaßt,  ihre  vorteilhaften  und  nachteiligen 
Eigenschaften  als  auch  die  verschiedenen  Reformbestrebungen 
voll  berücksichtigt,  wird  wohl  kaum  möglich  sein,  sich  in  einer 
ganz  bestimmten  W^eise  entweder  für  die  gänzliche  Abschaffung 
derselben  oder  ihre  Beibehaltung  und  Umgestaltung  auszusprechen. 
Es  leuchtet  ein,  daß  weder  der  eine  noch  der  andere  Standpunkt 
vorbehaltlos  vertreten  werden  kann.  Im  Gegenteile,  eine  gewisse 
Art  Dualismus  scheint  hier  nicht  nur  zulässig,  sondern  auch 
sachlich  begründet  zu  sein,  und  zwar  ni  nachstehender  Richtung. 

Will  man  der  Lösung  der  Ausgedingsfrage  näher  treten, 
kann  man,  ebenso  wie  bei  anderen  Problemen,  zweierlei  Ziele 
im  Auge  haben,  die  sich  gegenseitig  nicht  ausschließen,  sondern 
ergänzen,  nämlich  das  in  der  ferneren  Zukunft  liegende  und  das 
nähere  Ziel.  Das  in  weitere  Ferne  gerückte  Ziel  wird  jedenfalls 
mehr  unseren  Idealen  entsprechen,  es  wird  die  volle  Lösung  der 
Frage  verheißen,    doch  dieses  Ziel  wäre  erst  nach  Überwindung 
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bcdcuteiulcr  8cli Widrigkeiten  und  Hindernisse  erreichbar.  Das 
näher  liegende  Ziel  wird  dagegen  zwar  nicht  sämtliche  Wünsche 
in  Erfüllung  bringen,  aber  es  wird  unter  den  bestehenden  Ver- 
hältnissen viel  leichter  und  rascher  zu  erlangen  sein.  Das  erst- 
erwähnte fernere  Ziel  besteht  in  der  Anwendung  von  großen  Mitteln, 
nämlich  in  der  gänzlicher  Beseitigung  di^s  Ausgedinges,  Ersetzung-^ 
di^sselben  durch  die  Altersvi^rsicherung  und  gleichzeitige  Schaffung 
eines  besonderen  Bauernerbrc^chtes ;  das  zweite  näh(^re  Ziel,  das- 
jenige der  kleinen  ^Mittel,  will  dagegen  die  einstweilige  Bei- 
behaltung des  Ausgedinges  unter  gleichzeitiger  Behebung  der 
Mängel  und  nachteiligen  Folgen  desselben.  Diese  beiden  Ziele  stehen 
einander  nicht  im  Wege.  Wie  auf  anderen  Gebieten,  schli(4ien  auch 
hier  die  großen  und  kleinen  Mittel  einander  nicht  aus.  Die  den 
volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Fortschritt  fördernden  Bestre- 
bungen dürfen  kein  taugliches  und  ethisch  erlaubtes  Mittel  außer- 
acht  lassen,  welches  wirklich  zum  Ziele  führt,  insoweit  dieses 
Ziel  selbst  ein  reales  bleibt  und  nicht  in  utopistischen  Nebeln 
zerfließt. 

Und  wie  das  Ziel  selbst  außerhalb  des  Erreichbaren  nicht 
liegen  darf,  ebenso  muß  auch  der  eingeschlagene  Weg  vorerst  gut 
erwogen,  gangbar  und  zweckentsprechend  sein.  Macht  die  Natur 
keine  Sprünge,  macht  solche  um  so  weniger  die  gesellschaftliche 
Entwicklung  und  wird  sie  durch  äußere  Einwirkungen  trotzdem 
dazu  gezwungen,  müssen  dafür  gewöhnlich  die  nachfolgenden 
Generationen  büßen.  Auch  hier  haben  die  Gesetze  der  organischen 
Entwicklung  volle  Geltung  und  jedes  voreilige  und  überstürzte 
Vorgehen  ist  eine  Aufpfropfung,  welche,  im  Widerspruche  mit 
der  historischen  Kontinuität,  selten  tiefe  Wurzeln  faßt  und  gute 
Frucht  bringt.  Folglich  sollte  der  einzuschlagende  Weg  der  nach- 
stehende sein:  an  den  bisherigen  Entwicklungsgang  anknüpfen, 
an  die  Gewohnheiten  und  an  die  rechtliche  Überzeugung  der 
Bevölkerimg  sich  stützen,  mit  bestehenden  Verhältnissen  rechnen, 
vorsichtig  vorgehen,  jedoch  das  Endziel  nicht  aus  den  Augen 
verlieren.  Dies  soll  in  der  Sozialpolitik  überhaupt,  also  auch  bei 
Lösungsversuchen  der  Ausgedingsfrage,  stets  als  oberster  Grund- 
satz gelten. 
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Berücksichtigung  der  Wohnungsfrage.  1903.  M.  1. — . 


Verlag  von  Franz  Deutieke  in  Leipzig  und  Wien. 


Soziale  Verwaltung  in  Österreich 

am  Ende  des  XIX.  Jahrhunderts. 

•  Aus  Anlaß  der  Weltausstellung  Paris  1900 

mit   Unterstützung  durch   die   hohen   k.  k,  Ministerien   des  Innern,    des  Handels   ijnd   des  Ackerbauei 
sowie  durch  das  k.  k.  General-Kommissariat  für  die  "Weltausstellung  Paris  1900 

herausgegeben  vom 

Spezial-Komitee  für  Sozialökonomie,  Hygiene  und  öffentliches  Hilfswesen. 

I.  Band.  II.  Band. 

Sozialökonomie.  Hygiene  und  öffentliches  Hilfswesen. 

Preis  21  Ä'  =  24  M.  Preis  16  K  =^  16  M. 

Jeder  dieser  beiden  Bände   zerfällt  in  sieben  Hefte,    c"  >  auch  einzeln  abgegeben  werden.    De 
Inhalt  der  einzelnen  Hefte  ist  folgender: 

Erster  Band: 

1.  Heft:  Kaan,    Dr.  J.,   Die  Arbeiter-Unfallversicherung.    —    Mayer,    J.,   Die  obligatorische  Arbeiter 

Krankenversicherung.  —  Mayer,  J.,  Die  Bergwerksbruderladen.  Preis  3  K. 

2.  Heft:  Müller,  Dr.  F.,  Der  gewei-bliche  Arbeiterschutz  und  Arbeitsvertrag  in  Osterreich.  —  Mataja 

Dr.  V.,  Das  arbeitsstatistische  Amt.  —  Zechner,  F.,  Der  Bergarbeiterschutz  in  Österreich.  Preis  4  Ä 

3.  Heft:  Breycha,  Dr.  A.,  Die  Gewerbe-Förderuugsaktiondes  k.  k.  Handolsministeinums.  —  Wrabet2 

C.,  Die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  in  Österreich.  —  Knarek,  F.,  Die  Bntwicklun 
der  Konsumvereine  in  Österreich.  Preis  3  S". 

4.  Heft:  Mayer,  Dr.  R.,  Arbeitsverhältnisse  und  Arbeitei-fürsorge  in  den  öffentlichen  Betrieben  Östei 

i-eichs.  Preis  4  K. 
6.  Heft:  V.  Sehullern-Sehrattenhofen,  Dr.  H.,    Die  österreichische  Landwirtschaft  in  ihren  soziale: 
Beziehungen.  —  V.  HattingbePg,  J.,  Die  landwirtschaftlichen  Kredite  Österreichs  in  ihrer  gemein 
nützigen  Ausgestaltung.  —  Becker,  W.,  Die  agrarischen  Operationen.  —  Richter,  S.,  Die  Organi 
sation  des  gemeinsamen  Bezuges  und  Absatzes  in  Österreich.  Preis  4  K. 

6.  Heft:  V.  Waeek,  F.,  V.  Nava,  Dr.  A.,  V.  Hattingberg,  J.,    Das  Sparkassenwesen  in  Österreicl 

Preis  3  ü'. 

7.  Heft:   V.  PhilippOVich,    Prof.  Dr.  E.,   und    Schwarz,    Dr.  P.,    Wohnungsverbältnisse   in  österre 

chischeu  Städten,  insbesondere  in  Wien.  Preis  3  K. 

Zweiter  Band: 

1.  Heft:  Ritter  Kus^  V.  Dubrav,  Dr.  E.,    Die  Organisation  des  öffentlichen  Sanitätsdienstes  in  Öster 

rpich.  Mit  Beiträgen  von  A.  Freiherr  v.  Koller,  Dr.  E.  v.  Celebrini,  Dr.  E.  Hofmokl,  Dr.  F.  Gauster 
Dr.  K.  Tinus  und  B.  Sperk.  Preis  2  K. 

2.  Heft:  Dalmer,  Dr.  J.,    Heranbildung  und  Statistik  des  Sanitätspersonales.   —    Netolitzky,  Dr.  F. 

Eeclite  und  Pflichten  des  Sauitätspersonales.  —  Adler,  Dr.  H.,  Ärztliche  Standes-  und  Berafsver 
hältnisse.  Preis  2  Ä'. 

3.  Heft:  Illing,  Dr.  J.,  Tilkowsky,  Dr.  A.,  Schauta,  Dr.  f.,  ünger,  Dr.  L.,  v.  Reuss,  Dr.,  Urban 

tsehitsch,  Dr.,  Die  Anstalten  für  Kranke,  Irre,  Gebärende,  Findlinge,  Ammen,  Blinde  und  Taub 
stumme  in  Österreich.  Preis  2  A'. 

4.  Heft:  Loew,  Dr.  A-,  Österreichs  freiwilliges  Hilfswesen  im  Kriege.  —  CharaS,.Pr.  H.,  Das  Rettunge 

Wesen  in  Osterreich.  —  Mischler,  Prof.  Dr.,  Die  öffentliche  Armenpflege  in  Österreich.  —  Knarek 
F.,  Pfandle.ihanstaltcn  in  Österreich.  —  Unger,  Dr.  L.,  Krippen,  Kinderbewahranstalten  und  Kinder 
gärten  in  Österreich.  —  Montl,  Pi'of.  Dr.  A.,  Heilstätten  für  skrofulöse  Kinder.  —  Monti,  Prol 
Dr.  A.,  Ferienkolonien  in  Österreich.  —  Wagner  Ritter  V.  Jauregg,  Prof.  Dr.  J.,  Pflege  de 
Geisteskranken  und  Gebrechlichen  außerhalb  der  Anstalten.  —  Daum,  Dr.  A.,  Der  Alkoholisma» 
und  dessen  Bekämpfung  in  Österreich.  Preis  3  K. 

5.  Heft:  Daimer,  Dr.  J.,  Bekämpfung  der  Infektionskrankheiten.    —    Paul,  Dr.  G.,  Die  Entwickluni 

der  Schutzpockenimpfung.  —  Paltauf,  Prof.  Dr.  R.,  Serotherapie.  —  Daimer,  Dr.  J.,  Sterblichkeits 
Statistik.  —  Daimer,  Dr.  J.,  Leiclieuwesen.  Preis  3  K. 

6.  Heft:  Gruber,  Prof.  Dr.  M.,  Die  Wasserversorgung  und  Reinigung  der  österreichischen  Ortschaftei 

mit  1000  und  mehr  Einwohnern.  Unter  Mitwirkung  von  Chefingenieur  A.  Rella.  —  Gruber,  Prof 
Dr.  M.,  Die  Verunreinigung  der  öffentlichen  Gewässer  und  die  Verhütung  derselben  in  Österreich 
Preis  2  K. 

7.  Heft:  Graßberger,  Dr.  R.,  Die  gesetzlichen  Verordnungen  über  Schulgesundheitspflege  in  Osterreich 

—  Netolitzky,  Dr.  A.,  Der  gegenwärtige  Stand  der  Schulgesundheitspflege  in  Österreich.  —  GrubeP 
I|rof.  Dr.  M.,  Das  Lebensm.jttelgesetz  und  seine  Durchführung.  —  Kainz,  C,  Marktordnungen  ii 
Österreich.  —  Sperk,  B.,  Öff'entliche  Veterinärpflege  in  Österreich.  Preis  2  K. 

K.  u.  k.  Uofbuchdruu£Ler  ir.    v^iniker  &  äcbickardt,  Brunn. 
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